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2.1  Mitglieder-Potenzial4

Den strukturellen Veränderungen im organisierten Rechtsex-

tremismus haben die Verfassungsschutzbehörden in Bund und 

Ländern mit einem neuen Kategoriensystem Rechnung getragen. 

Insbesondere die Grenzen zwischen der subkulturellen und der 

neonazistischen Szene haben sich in den letzten Jahren mehr und 

mehr aufgelöst. Der Neonazismus ist zunehmend strukturloser 

geworden und vermischt sich zusehends mit dem subkulturellen 

Bereich. Ideologische und organisatorische Unterschiede sind 

immer schwerer auszumachen. Seit dem Jahr 2017 erfolgt des-

halb die Kategorisierung nach Parteien, nach parteiunabhängi-

gen bzw. parteiungebundenen Strukturen und als weitgehend 

unstrukturiertes rechtsextremistisches Personenpotenzial.

Rechtsextremismus-Potenzial Bundesrepublik Deutschland5,6 2021

In Parteien 11.800

 � „Nationaldemokratische Partei Deutschlands“ (NPD) 3.150

 � „Die Rechte“ 500

 � „Der III. Weg“ 650

 � Sonstiges rechtsextremistisches Personenpotenzial in Parteien7 7.500

In parteiunabhängigen bzw. parteiungebundenen Strukturen8 8.500

Weitgehend unstrukturiertes rechtsextremistisches Personenpotenzial9 15.000

Summe 35.300

4  Die Zahlenangaben sind zum Teil geschätzt und gerundet.

5  Die Zahlen des Berichtsjahres des Mitglieder-Potenzials für die Bundesrepublik Deutschland lagen bei Redaktionsschluss noch 
nicht vor. Daher werden nur die Zahlen des Vorjahres genannt.

6  Das Rechtsextremismus-Potenzial wird in drei Kategorien ausgewiesen: 1: Parteien, 2: parteiunabhängig und 3: unstruktu-
riert.

7  Unter dem sonstigen rechtsextremistischen Personenpotenzial in Parteien werden die Mitglieder der Jugendorganisation 
„Junge Alternative“ (JA) (Verdachtsfall) und die Anhänger des formal aufgelösten Personenzusammenschlusses „Der Flügel“ 
(Verdachtsfall) gezählt.

8  Hierzu zählen im Berichtsjahr der Teil von insgesamt 1.150 rechtsextremistischen „Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“, 
der in überregionalen Strukturen organisiert ist, sowie das Personenpotenzial der Beobachtungsobjekte „Identitäre Bewe-
gung Deutschland“ (IBD), „COMPACT-Magazin GmbH“, „PI-NEWS“, „Institut für Staatspolitik“ (IfS) (Verdachtsfall), „An-
taios-Verlag“ (Verdachtsfall) und „Ein Prozent e.V.“ (Verdachtsfall).

9  Hierzu zählt im Berichtsjahr der Teil von insgesamt 1.150 rechtsextremistischen „Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“, der 
keiner festen Struktur zuzurechnen ist.
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Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften10 33.900

Davon gewaltbereite Rechtsextremisten11 13.500

Rechtsextremismus-Potenzial Niedersachsen12 2021 2022

In Parteien 900 755

 „Nationaldemokratische Partei Deutschlands“ (NPD) 220 200

 „Die Rechte“ 50 30

 „Der III. Weg“ 10 10

Sonstiges rechtsextremistisches Personenpotenzial in Parteien13 620 515

In parteiunabhängigen bzw. parteiungebundenen Strukturen14 320 320

Weitgehend unstrukturiertes rechtsextremistisches Personenpotenzial15 590 590

Summe 1.810 1.665

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 1.730 1.610

Davon gewaltbereite Rechtsextremisten16 880 880

2.2  Einführung

Eine in sich geschlossene rechtsextremistische Ideologie gibt 

es nicht. Vielmehr werden mit dem Begriff Rechtsextremismus 

Ideologieelemente erfasst, die in unterschiedlicher Intensität und 

mit unterschiedlicher Stoßrichtung der weltanschaulichen Über-

zeugung von einer Ungleichwertigkeit der Menschen Ausdruck 

verleihen. Die Begriffe sind nicht als Prüfliste zu verstehen, bei 

10  Die Mehrfachmitgliedschaften im Bereich der Parteien und der parteiunabhängigen bzw. parteiungebundenen Strukturen 
wurden vom gesamten Personenpotenzial abgezogen.

11  Aufgrund des Wandels innerhalb der rechtsextremistischen Szene wird die Zahl der gewaltbereiten Rechtsextremisten seit 
2010 gesondert ausgewiesen.

12  Das Rechtsextremismus-Potenzial wird in drei Kategorien ausgewiesen: 1: Parteien, 2: parteiunabhängig und 3: unstrukturiert.

13  Für 2022 werden unter dem sonstigen rechtsextremistischen Personenpotenzial in Parteien die Mitglieder der AfD-Teilorga-
nisationen „Junge Alternative“ (JA) und „Der Flügel“ gezählt. Die AfD selbst ist Verdachtsobjekt.

14  Hierunter wird auch das Personenpotenzial der „Identitären Bewegung Deutschland“ (IBD) gezählt.

15  Die derzeit 50 rechtsextremistischen „Reichsbürger und Selbstverwalter“ finden sich in den Kategorien 2 und 3.

16  In der Gesamtzahl sind auch gewaltbereite Neonazis und NPD-Mitglieder enthalten.



42

Rechtsextremismus

deren vollständigem Erfüllen man erst von rechtsextremistischer 

Einstellung spricht. Vielmehr lässt eine zustimmende Haltung zu den 

einzelnen Begriffen Ansätze eines rechtsextremistischen Weltbildes 

erkennen. Zu nennen sind im Einzelnen:

 � Aggressive menschenverachtende Fremdenfeindlichkeit,

 � Antisemitismus,

 � Rassismus, 

 � Unterscheidung von „lebenswertem“ und „lebensunwertem“ 

Leben,

 � Überhöhung des eigenen Volkes bei gleichzeitiger Abwertung 

anderer Nationen und Völker (Nationalismus),

 � Vorstellung einer rassisch verstandenen homogenen Volksge-

meinschaft (Volksgemeinschaftsdenken),

 � Individualrechte verneinendes, dem Führerprinzip verpflichtetes 

Kollektivdenken (völkischer Kollektivismus),

 � Behauptung „natürlicher“ Hierarchien (Biologismus),

 � Betonung des Rechts des Stärkeren (Sozialdarwinismus),

 � Ablehnung demokratischer Regelungsformen bei Konflikten,

 � Übertragung militärischer Prinzipien auf 

die zivile Gesellschaft (Militarismus),

 � Relativierung der Verbrechen des Natio-

nalsozialismus (Geschichtsrevisionismus),

 � Forderung nach strikter räumlicher und 

kultureller Trennung verschiedener Ethni-

en (Ethnopluralismus),

 � Antifeminismus und Frauenfeindlichkeit.

Im Folgenden stellen wir einige Ideologie-

elemente ausführlicher dar, insbesondere die zentralen Begriffe 

des Rechtsextremismus: Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und 

Rassismus.

Fremdenfeindlichkeit

Mit „fremdenfeindlich“ wird die Ablehnung all dessen bezeichnet, 

was als fremd bewertet und aus der Gesellschaft ausgegrenzt wird. 

Die Merkmale variieren: Ausländer, Juden, Muslime und Obdachlose 

können ebenso Opfer fremdenfeindlicher Ablehnung und Aggres-

sion werden wie Menschen mit Behinderungen und Homosexuelle. 



43

Rechtsextremismus

Fremdenfeindliche Positionen sind bei jeder rechtsextremistischen 

Organisation nachweisbar; sie bilden das Grundelement rechtsex-

tremistischen Denkens.

Antisemitismus

Der Antisemitismus tritt im Rechtsextremismus in verschiedenen 

Varianten in Erscheinung. Antisemitische Positionen werden sowohl 

religiös als auch kulturell und rassistisch begründet. Häufig korres-

pondieren sie mit verschwörungstheoretischen Ansätzen. Vor dem 

historischen Hintergrund der systematischen Judenvernichtung 

durch den Nationalsozialismus (Holocaust) sind antisemitische Ein-

stellungsmuster ein Gradmesser für die Verfestigung eines rechts-

extremistischen Weltbildes. Sie zeugen von ideologischer Nähe zum 

historischen Nationalsozialismus und treten häufig in Verbindung 

mit revisionistischen Positionen auf. Antisemitische Positionen sind 

ein Kennzeichen fast aller rechtsextremistischen Organisationen.

Rassismus

Die in Deutschland gebräuchliche Verwendung des Begriffes Rassis-

mus nimmt Bezug auf die Rassenideologie des Nationalsozialismus, 

die die „Selektion“ und Vernichtung von Millionen Menschen biolo-

gisch begründete. Rassisten leiten aus den genetischen Merkmalen 

der Menschen eine naturgegebene soziale Rangordnung ab. Sie 

unterscheiden zwischen „wertvollen und minderwertigen mensch-

lichen Rassen“.

Neonazismus

Der Begriff Neonazismus, eine Abkürzung für Neo- oder neuer 

Nationalsozialismus, der häufig fälschlicherweise als Synonym für 

Rechtsextremismus verwendet wird, steht für Bestrebungen, die sich 

weltanschaulich auf den historischen Nationalsozialismus beziehen. 

Hierzu zählen in erster Linie die neonazistischen Kameradschaften. 

Innerhalb der „Nationaldemokratischen Partei Deutschlands“ (NPD) 

ist der neonazistische Flügel ständig stärker geworden, seitdem sich 

die Partei gegenüber Freien Nationalisten geöffnet hat. Ausdruck 

dieser Entwicklung sind die Eintritte zahlreicher führender Prota-

gonisten der Neonaziszene, die zudem Führungsämter in der NPD 

übernommen haben.



44

Rechtsextremismus

Faschismus

Die ebenfalls als Synonym für rechtsextremistische Bestrebun-

gen verwendeten Begriffe faschistisch oder neofaschistisch sind 

in zweifacher Hinsicht ungeeignet. Zum einen handelt es sich um 

Kampfbegriffe aus den Zeiten des Kalten Krieges, mit denen die 

Bundesrepublik Deutschland von der DDR in die Tradition des Nati-

onalsozialismus gerückt worden war. Zum anderen verbindet sich 

mit diesen Begriffen die Vorstellung vom italienischen Faschismus 

Mussolinis, der als antidemokratische Bewegung ohne Rassismus 

vom deutschen Nationalsozialismus erheblich abwich.

Geschichtsrevisionismus

Der Begriff Geschichtsrevisionismus bezeichnet die Leugnung oder 

Relativierung der nationalsozialistischen Verbrechen und der deut-

schen Schuld am Ausbruch des Zweiten Weltkrieges. Revisionisti-

sche Positionen sind in unterschiedlicher Ausprägung bei nahezu 

allen rechtsextremistischen Organisationen nachweisbar. Sie sind 

ideologisches Bindeglied zwischen den verschiedenen Strömungen 

des Rechtsextremismus und zugleich ein wichtiges Element der 

historischen Identitätsstiftung. Der Revisionismus will den histori-

schen Nationalsozialismus zumindest tendenziell rehabilitieren und 

die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik Deutschland 

delegitimieren.

Antifeminismus und Frauenfeindlichkeit

Insgesamt ist ein tradiertes, rückwärtsgewandtes Frauenbild im 

Rechtsextremismus vorherrschend, aus welchem sich ein entschie-

dener Antifeminismus ableitet. Das Frauenbild bzw. die Geschlech-

terrollen werden dabei in erster Linie durch männliche Akteure 

definiert. Eine explizite Frauenfeindlichkeit zeigt sich in der Regel 

dort, wo Frauen den ihnen zu- bzw. vorgeschriebenen Tugenden 

und Verhaltensweisen vermeintlich nicht entsprechen.

Die im Rechtsextremismus vertretenen Ideologien stehen in einem 

grundsätzlichen Spannungsverhältnis zur Selbstbestimmung von 

Frauen. Dadurch ergibt sich in weiten Teilen ein Widerspruch zu den 

gesellschaftlichen Realitäten. Werden Rechtsextremisten mit diesem 

Widerspruch konfrontiert, führt dies zwangsläufig zu antifeministi-

schen und frauenfeindlichen Reflexen.
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Antifeministische Einstellungen sind allen rechtsextremistischen 

Ausprägungen zu einem gewissen Grad inhärent. Dies basiert im 

Wesentlichen auf der grundlegenden Ablehnung gesellschaftlicher 

Modernisierungsprozesse. Sichtbare Emanzipation und die sichtbare 

Präsenz von Frauen im öffentlichen und politischen Diskurs werden 

daher von Rechtsextremisten als Gegenentwurf zum Verständnis von 

Geschlechterrollen empfunden. Gleichwohl bildet Antifeminismus 

kein zentrales Ideologieelement rechtsextremistischer Weltanschau-

ung. Vielmehr ist diese Einstellung eine Folge des Widerspruchs, in 

dem die eigene Utopie mit der realen gesellschaftlichen Entwicklung 

steht.

Eine Erscheinungsform des Antifeminismus zeigt sich in dem Phä-

nomen der „Incels“17, die ein Männlichkeitsbild repräsentieren, 

das unfreiwillig einer sozial und sexuell enthaltsamen Lebenswei-

se unterworfen ist. Die eigenen Positionen drücken sich in frem-

denfeindlichen Überzeugungen und in Selbstmitleid bis hin zu der 

Bekräftigung und Anwendung von Gewalt gegen Frauen aus.

2.3  Aktuelle Entwicklungen im 
Rechtsextremismus

Die Entwicklung des Rechtsextremismus in Niedersachsen stand 

2022 erneut im Zeichen der Corona-Pandemie, aber ab Ende Febru-

ar auch unter dem Eindruck des russischen Angriffskrieges auf die 

Ukraine und den damit verbundenen wirtschaftlichen, sozialen und 

politischen Folgen. Steigende Inflation, kritische Energiesicherheit 

und die Herausforderungen bei der Versorgung und Unterbringung 

von vertriebenen und geflüchteten Menschen haben das Demons-

trationsgeschehen, die Mobilisierungsfähigkeit und die Aktionsinhal-

te wesentlich beeinflusst. Im tradierten Rechtsextremismus wirkten 

die Krisen und ihre Auswirkungen als Katalysator in Bezug auf die 

bereits in den Jahren zuvor beschriebenen Trends: Marginalisierung 

der neonazistisch geprägten Parteien „Nationaldemokratische Partei 

17  Der Begriff „Incel“ entstammt einer Verkürzung der englischen Begriffe „Involuntary celi-
bate“, die in etwa mit „unfreiwillig zölibatär“ zu übersetzen sind. Hierbei handelt es sich 
nicht um ein ausschließlich rechtsextremistisches Phänomen.
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Deutschlands“ (NPD) und „Die Rechte“, wachsende Heterogenität 

der neonazistischen Szene und rückläufige Konzertaktivitäten.

Der NPD gehören nach kontinuierlichen Verlusten in Niedersach-

sen mittlerweile nur mehr 200 Mitglieder an, zu Hochzeiten im 

Jahr 2007 waren es noch 680. Aus dem Mitgliederverlust resultie-

ren organisatorische und strukturelle Probleme. Die NPD ist in den 

meisten Landesteilen faktisch nicht mehr präsent oder wahrnehm-

bar. Eine Ausnahme bildet der im Parteibesitz befindliche „Hof 

Finkenberg“ in Eschede (Landkreis Celle).18 Perspektivisch könnte 

die NPD die Liegenschaft für ein strategisches Zusammenspiel mit 

anderen neonazistischen Kräften unter ihrer Führung nutzen. Eine 

Entwicklung zu einem Gemeinschafts- oder Bildungszentrum von 

überregionaler Bedeutung zeichnet sich derzeit aber nicht ab. Die 

Sicherheitsbehörden werden das Geschehen in Eschede gleichwohl 

im engen Kontakt mit den örtlichen Behörden weiterhin aufmerk-

sam verfolgen und analysieren.

Auch die mit der neonazistischen Szene verflochtene Partei „Die 

Rechte“ hat in Niedersachsen einen deutlichen Mitgliederverlust 

zu verzeichnen. Nach einem leichten Zuwachs im Vorjahr kommt 

sie aktuell nur noch auf 30 Mitglieder. Eine Ursache dürfte die 

Selbstauflösung des letzten aktiven Kreisverbandes Braunschweig/

Hildesheim sein. Für den Zustand der personell und organisatorisch 

ausgezehrten Partei auf Bundesebene ist es kennzeichnend, dass 

der Kreisverband Braunschweig/Hildesheim, von dem innerpartei-

lich keinerlei programmatische oder organisatorische Impulse aus-

gegangen sind, zuletzt einen der organisatorischen Schwerpunkte 

gebildet hatte.

Sowohl die Partei „Die Rechte“ als auch die NPD suchen die 

Kooperation mit Angehörigen der neonazistischen und der subkul-

turellen Szene. Solche aktionistischen Allianzen sind aus der Not 

heraus geboren. Alle Beteiligten versuchen auf diese Weise, ihrer 

Mitglieder- und Mobilisierungsschwäche entgegenzuwirken. Auch 

die neonazistische Szene, die noch vor wenigen Jahren mit Kame-

radschaften in fast allen Regionen Niedersachsens präsent war, hat 

Anhängerpotenzial verloren und ist im Zuge dessen immer hetero-

gener geworden. Die verbliebenen Szeneangehörigen müssen über 

18  Siehe hierzu auch Kapitel 2.9 „Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) “, Ab-
schnitt „Aktivitäten der NPD in Niedersachsen“.
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größere räumliche Distanzen Kontakt pflegen, um die Szeneaktivi-

täten überhaupt nur aufrechtzuerhalten. Die Nachwuchsgewinnung 

leidet unter der lückenhaften Präsenz in der Fläche. Eine gewisse 

Ausnahme bildet lediglich der südöstliche niedersächsische Raum, 

wo die intensivste Vernetzung zu beobachten ist.

Als Fazit kann für Niedersachsen festgehalten werden, dass sich 

der in traditionellen Strukturen organisierte Neonazismus – NPD, 

die Partei „Die Rechte“, neonazistische Kameradschaften – in einer 

Abwärtsspirale bewegt. Die Bemühungen der handelnden Akteure, 

die Proteste im Rahmen der Pandemie, des Ukraine-Krieges oder 

anlässlich steigender Inflation und Energiepreise zu nutzen, konn-

ten diesen Trend nicht stoppen. Dennoch zeigt sich bei den Pro-

testen wie auch in deren virtuellem Umfeld eine Vermischung von 

Personen aus unterschiedlichen extremistischen Strömungen: von 

traditionellen Rechtsextremisten über Vertreter der Neuen Rechten 

und Anhänger der Reichsbürgerszene bis hin zu Personen aus dem 

Spektrum der sogenannten Corona-Leugner und Querdenker.

Die Dimension und die Radikalisierung des Protestgeschehens kön-

nen nur nachvollzogen werden, wenn die diversen Informations- und 

Kommunikationsmöglichkeiten des Internets in die Analyse einbezo-

gen werden. Für Rechtsextremisten und Reichsbürger bilden die im 

heterogenen Protestmilieu grassierenden Verschwörungstheorien 

zwar Ansatzpunkte zur ideologischen Einflussnahme; sie konnten 

das Geschehen aber zu keinem Zeitpunkt dominieren. Vor allem in 

den Sozialen Medien zeigt sich jedoch, dass ihre Narrative verbreitet 

werden und damit Einfluss auf Teile des Protestmilieus genommen 

wird. Die Proteste selbst dienen in der Gesamtschau aber nicht als 

Sprachrohr von Rechtsextremisten und Reichsbürgern, sie dienen 

vielmehr der Vernetzung und dem ideologischen Austausch. Die 

unterschiedlichen Szenen vermischen sich zunehmend und befruch-

ten sich gegenseitig. 

Nicht nur Rechtsextremisten und Reichsbürger beeinflussen das Pro-

testmilieu, so werden die Verschwörungstheorien des verfassungs-

schutzrelevanten Teils des Protestmilieus auch von Angehörigen 

anderer extremistischer Szenen übernommen. Bei diesem Teil des 

Protestmilieus muss von einem Extremismus eigener Art (Extremis-

mus sui generis) gesprochen werden. Personen, die dem Phänomen-

bereich „Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates“ 



48

Rechtsextremismus

zugeordnet werden, kennzeichnet die fundamentale Ablehnung 

des demokratischen Systems der Bundesrepublik Deutschland, ohne 

dass sie ein reichsbürgertypisches und/oder rechtsextremistisches 

Alternativmodell, etwa eine Volksgemeinschaft oder einen ethnisch 

homogenen Nationalstaat, anstreben. Diese destruktiv-extremisti-

sche Position der fundamentalen Ablehnung trifft insbesondere bei 

den Anhängern der Reichsbürgerszene auf Zustimmung, die ihren 

radikalisierenden Einfluss auf das Demonstrationsgeschehen mit 

Fortdauer der Proteste ausdehnen konnten.

Neben Corona treten zunehmend andere Themenfelder in den 

Fokus der Proteste. Insbesondere der russische Angriffskrieg auf die 

Ukraine und die daraus resultierenden Auswirkungen auf die deut-

sche Energieversorgung und die Preissteigerung werden von den 

extremistischen Teilen der Proteste gleichfalls zur Delegitimierung 

des Staates genutzt. Neben legitimer Kritik wird von Teilen des Pro-

testmilieus versucht, ihre verfassungsfeindliche Agitation über diese 

neuen Themenfelder zu verbreiten. Die Möglichkeit eines da raus 

resultierenden „Wut-Winters“ wurde von radikalen Teilen der Szene 

und auch von rechtsextremistischen Akteuren kontinuierlich herbei-

gesehnt. In Niedersachsen hat sich jedoch keine weitere Radikalisie-

rung der Protestformen gezeigt.

Den Resonanzraum Internet wissen auch neurechte Strömungen, 

die vom Komplex des neonazistischen und gewaltbereiten Rechts-

extremismus zu unterscheiden sind, propagandistisch zu nutzen. 

Neurechte Strömungen betreiben unter Beibehaltung der instituti-

onellen Formen des demokratischen Rechtsstaats eine Umwertung 

seiner normativen Grundlagen. Eine ideologische Allianz, zu der 

Internet-Plattformen wie PI-News, Organisationen wie die „Iden-

titäre Bewegung“ ebenso wie neurechte Autoren und Verlage 

gehören, ist bemüht, die Diskurshoheit zu erringen und Begriffe 

zu bestimmen, indem z. B. der Islam mit Islamismus systematisch 

gleichgesetzt oder der Begriff Flüchtling mit ausschließlich negati-

ven Assoziationen verwendet wird. Die ausgiebig genutzte Möglich-

keit, entsprechende Positionen über das Internet zu verbreiten, hat 

den Wirkungsradius und die Wirkmacht neurechter Akteure deutlich 

vergrößert. Neurechte Ideologen greifen bestehende Vorurteile auf 

und versuchen, diese zu verstärken. Sozialwissenschaftler bezeich-

nen diese Entwicklung als „Radikalisierung von Ressentiments“. 
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Die Vertreter der Neuen Rechten19 sind bemüht, eine aufgeheizte, 

zum Teil hasserfüllte Stimmung, wie sie sich in vielen Foren und 

Chatgruppen zeigt, mit verschwörungstheoretischen Erklärungsan-

sätzen vom vermeintlich drohenden Volkstod oder einem angeblich 

geplanten Bevölkerungsaustausch ideologisch zu kanalisieren. Ihre 

Argumentation in Kategorien der Ungleichwertigkeit ist ungleich 

subtiler als die offen rassistische, sozialdarwinistische und antise-

mitische Propaganda der Neonazis. Hinter dem von ihnen vertre-

tenen ethnopluralistischen Ansatz verbirgt sich erst bei genauerer 

Betrachtung ein Homogenitätsdenken, das Individualrechte und die 

realen gesellschaftlichen Verhältnisse negiert. In neurechten Theori-

en bildet die ethnische Zugehörigkeit die zentrale Bezugsgröße und 

nicht die Allgemeingültigkeit der Menschenrechte. Konsequenter-

weise wird die Einzelperson nach ihrer ethnischen Gruppenzugehö-

rigkeit und nicht nach ihrer Individualität bewertet. Zwischen den 

Ethnien wiederum bestünden Rangunterschiede, wie sich am Bei-

spiel abwertender Äußerungen, insbesondere über arabische und 

türkische Muslime, nachweisen lässt. In einer Gesamtbetrachtung 

entlarvt sich der ethnopluralistische Ansatz somit als ein kulturras-

sistisches Konstrukt.

Die Szene der „Reichsbürger und Selbstverwalter“ stagniert in 

Niedersachsen bei 900 Personen, darunter 50 Rechtsextremisten. 

Sie stellt keine homogene Bewegung dar und setzt sich vielmehr 

aus autark handelnden Einzelpersonen sowie aus kleinen Gruppen 

zusammen, die sich in ihrem Wesen zum Teil deutlich unterschei-

den. Das Spektrum erstreckt sich über esoterisch geprägte Grup-

pierungen, über völkisch-traditionalistisch geprägte Gruppen bis 

hin zu rechtsextremistisch ausgerichteten Zusammenschlüssen. Dass 

innerhalb der Szene ein gewisses Gewaltpotenzial vorhanden ist, 

haben in der Vergangenheit mehrere Fälle gezeigt, bei denen es zu 

Gewaltandrohungen und zur Ausübung tatsächlicher körperlicher 

Gewalt durch Reichsbürger gekommen ist. Exemplarisch seien hier 

die Schusswechsel von Reichsbürgern mit der Polizei in Bayern und 

Sachsen-Anhalt genannt, bei denen am 19.10.2016 im bayerischen 

Georgensgmünd (Landkreis Roth) ein Polizeibeamter von einem 

Reichsbürger erschossen wurde. Auch in Niedersachsen ist es bereits 

19     Siehe hierzu auch Kapitel 2.6 „Identitäre Bewegung Deutschland“.
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vorgekommen, dass sich Reichsbürger mit körperlicher Gewalt, zum 

Teil auch unter Einsatz von Waffen, gegen staatliche Maßnahmen 

gerichtet haben. 

Eine neue Dimension des Phänomens stellt jedoch die am 07.12.2022 

aufgedeckte Gruppierung aus dem Reichsbürgermilieu dar, deren 

Ziel es war, den „Systemsturz“ der Bundesrepublik Deutschland 

unter Einsatz von Waffengewalt herbeizuführen. Bei den Durchsu-

chungsmaßnahmen in elf Bundesländern sowie in Italien und Öster-

reich wurden 25 Haftbefehle vollstreckt, die gegen 22 Beschuldigte 

und drei Unterstützer verhängt worden waren. Unter den verhafte-

ten Beschuldigten befanden sich drei Personen aus Niedersachsen. 

Hintergrund ist ein Ermittlungsverfahren des Generalbundesanwalts 

wegen der Bildung einer terroristischen Vereinigung gegen insge-

samt 54 Beschuldigte. Das Ermittlungsverfahren findet im Jahr 2023 

seine Fortsetzung und wird möglicherweise weitere exekutive Maß-

nahmen nach sich ziehen.

Die bislang vorliegenden Erkenntnisse zu dem Fall bestätigen die 

Analyse des Niedersächsischen Verfassungsschutzes20, wonach sich 

zunehmend eine neue gewaltorientierte Mischszene herausbildet. 

Reichsbürgerideologien, rechtsextremistische Narrative und Ver-

schwörungserzählungen aus dem Bereich der Delegitimierung des 

Staates sind von den Beschuldigten klar geäußert worden. Sie zei-

gen, dass die Grenzen zwischen den Phänomenbereichen zuneh-

mend verschwimmen. Diese Mischszene nutzt dabei insbesondere 

Verschwörungstheorien als Scharnierfunktion. An dem vorliegen-

den Fall zeigt sich sehr deutlich, dass von dieser Mischszene eine 

reale Gefahr ausgeht. Den Verfassungsschutz wird deshalb die Frage 

beschäftigen, in welche Richtung sich das dahinterstehende Perso-

nenpotenzial entwickelt.

Fazit:

Die bereits in den letzten Jahren beschriebene strukturelle Verände-

rung des Rechtsextremismus schreitet weiter voran. Tradierte Orga-

nisationsformen, die die Wahrnehmung des Rechtsextremismus 

20  Siehe hierzu die Internetseite des Niedersächsischen Verfassungsschutzes, „Aktuelle 
Meldungen“ vom 21.12.2021, „Analyse des Niedersächsischen Verfassungsschutzes: Die 
Vermischung von Corona-Leugnern, Reichsbürgern und Rechtsextremisten führt zu einer 
gefährlichen Radikalisierung der Corona-Leugner- und Querdenken-Bewegung“ (zuletzt 
aktualisiert am 17.01.2022).
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jahrelang bestimmt haben, verlieren zunehmend an Bedeutung. 

Der Strukturwandel ist wesentlich auf veränderte Kommunikati-

onsformen und damit einhergehende veränderte gesellschaftliche 

Rahmenbedingungen zurückzuführen. Die Wirkmacht rassistischer, 

antisemitischer und fremdenfeindlicher Positionen bleibt davon 

unberührt. Sie kommt in anderen, zum Teil fluiden und temporären 

Organisations- und Aktionsformen zum Ausdruck und wird damit 

unberechenbarer. Allein die Sozialisierung von potenziellen Gewalt-

tätern in traditionellen rechtsextremistischen Organisationen steht 

nicht mehr im Vordergrund. 

Mindestens von ebenso großer Bedeutung sind Radikalisierungs-

prozesse, die sich unter dem Einfluss des Internets vollziehen. Sie 

können mit den Begriffen Enthemmung (ausufernder Hass) und Ent-

grenzung (Aufweichung der Grenzmarkierung zwischen nicht-ex-

tremistischem und extremistischem Protest) beschrieben werden. 

Die Sicherheitsbehörden stehen vor der Herausforderung, ihr pro-

gnostisches Instrumentarium und ihre Aufklärungsmethodik dieser 

Entwicklung permanent anzupassen. 

Auf der anderen Seite wird der demokratische Rechtsstaat von 

ex tremistischen neurechten Strömungen herausgefordert, die 

da rauf ausgerichtet sind, seine normativen Grundlagen zu untermi-

nieren, ohne auf das Mittel der physischen Gewalt zurückzugreifen. 

Das veränderte Kommunikations- und Informationsverhalten ist 

auch für diese Strömungen ein entscheidender Faktor, um in die 

Gesellschaft hineinzuwirken und den vorpolitischen Raum zu beset-

zen. Neurechte Autoren geben Vorurteilen und Ressentiments einen 

ideologischen Legitimationsrahmen. Präventionsmaßnahmen müs-

sen deshalb bereits auf der Einstellungsebene, bei der Vorurteils-

bildung ansetzen, wenn die Verbreitung von demokratiefeindlichen 

Positionen eingehegt werden soll, die im schlimmsten Fall zu einem 

Kreislauf von Hasspropaganda und Gewaltanwendung führen kann. 

Bei der Analyse des neuen Beobachtungsfeldes „Verfassungs-

schutzrelevante Delegitimierung des Staates“ wird der Frage 

nachzugehen sein, ob Rechtsextremisten und Reichsbürger der 

fundamentalen Systemablehnung und der destruktiv-gewaltbe-

reiten Form dieses Extremismus eine ideologische Stoßrichtung 

geben können. Einflussversuche und eine Vermischung der Sze-

ne mit Rechtsextremisten und Reichsbürgern sind bereits jetzt zu 
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konstatieren. Insbesondere die gewaltbereiten Teile der Bewegung 

zeigen sich für die Übernahme von reichsbürgertypischen und teils 

rechtsextremistischen Ideologien offen. Die ersten Erkenntnisse 

aus dem Ermittlungsverfahren des Generalbundesanwalts gegen 

eine mutmaßlich terroristische Vereinigung aus dem Reichsbürger-

milieu und die daraus erfolgten Exekutivmaßnahmen im Dezember 

2022 weisen in diese Richtung.

„Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates“

Die Corona-Pandemie hat sich im Jahr 2022 fortgesetzt, wobei der 

Protest gegen die staatlichen Maßnahmen zur Eindämmung der Pan-

demie insbesondere im Frühjahr noch erhebliche Demonstrationspo-

tenziale mobilisieren konnte. Die teils aufgeheizte Stimmung auf den 

Demonstrationen nahm mit den Lockerungen der Schutzmaßnah-

men im Sommer ab und damit auch die Zahl der Demonstrationen. 

Erst gegen Ende des Jahres erfuhren die weiterhin stattfindenden 

Demonstrationen von Impfgegnern, Querdenkern und Corona-Leug-

nern wieder größeren Zulauf. Eine befürchtete Radikalisierung der 

Protestformen und ein damit einhergehender „Wut-Winter“ sind 

jedoch ausgeblieben. Die Protestszene verfolgte die Strategie, auf die 

zurückgehende Brisanz der Pandemie zu reagieren und neue Themen 

einzubinden. Vermehrt wurden der Ukraine-Krieg, die Sanktionen 

gegen Russland und die daraus resultierende Steigerung der Energie-

kosten thematisiert. Die Themen der Proteste wurden lediglich erwei-

tert, während sowohl die Organisatoren als auch die Protestierenden 

in weiten Teilen identisch blieben. Bereits vorhandene und verschwö-

rungstheoretisch begründete Feindbilder wurden den neuen Themen 

angepasst, um sich dieser langfristig und auch nach Ende der Coro-

na-Pandemie bedienen zu können. 

Bundesweit versuchten Rechtsextremisten und Reichsbürger wie-

derholt, die Demonstrationen für ihre eigenen Ziele zu nutzen. In 

Niedersachsen hat sich die Teilnahme von Rechtsextremisten und 

Reichsbürgern auf den Demonstrationen verstetigt, um eine Ent-

grenzung zu forcieren und neue Personenpotenziale zu erschließen. 

Insgesamt sind Rechtsextremisten noch immer nicht prägend für die 

Demonstrationen, allerdings fallen zunehmend Berührungsängs-

te der Organisatoren und auch der Teilnehmenden. Gleiches gilt 

für entsprechende Chatgruppen in Sozialen Medien. Die Toleranz 
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gegenüber radikalen Äußerungen führt dazu, dass im Internet 

sowohl extremistische Informationsangebote als auch antisemitisch 

konnotierte Verschwörungstheorien widerspruchslos akzeptiert und 

letztlich übernommen werden. In den virtuellen Filterblasen sozialer 

Medien mit lediglich gleichgesinnten Nutzern werden eigene Sicht-

weisen bestätigt und nicht mehr kritisch hinterfragt. Die inzwischen 

etablierten Einflüsse der unterschiedlichen extremistischen Szenen 

bilden dabei zunehmend eine Mischszene heraus.

Durch verschiedene, vor allem in einschlägigen virtuellen Gruppen 

und Netzwerken verbreitete Verschwörungstheorien, werden fort-

laufend die bereits bestehenden Feindbilder für neue Ereignisse 

verantwortlich gemacht, um die eigenen Ziele voranzutreiben. Es 

wird dazu aufgerufen, die „staatlichen Verschwörer“ bzw. das „kor-

rupte System“ zu stürzen. Das extremistische Personenpotenzial 

der Szene, aber auch andere Anhänger der Proteste befinden sich 

zum Teil tief in virtuellen, verschwörungstheoretisch geprägten Fil-

terblasen, in denen vermehrt reichsbürgertypische Argumente und 

rechtsextremistische Narrative verbreitet werden. Diese Menschen 

informieren sich lediglich in sogenannten alternativen Medien und 

kommunizieren nur noch über bestimmte soziale Netzwerke wie 

den Messenger-Dienst Telegram. 

Für diese Menschen wird es in der Folge zunehmend schwieriger, 

sich von den verbreiteten Fake-News und Verschwörungstheorien 

abzuwenden. In ihrer Rhetorik ist immer wieder von einem „Tag X“ 

die Rede, an dem die öffentliche Ordnung gekippt und ein gewalt-

samer Umsturz herbeigeführt werden soll. Als Rechtfertigung ihres 

Verschwörungsglaubens wird von „Corona-Diktatur“ gesprochen 

und der Bundesregierung vorgeworfen, sie stehe nicht mehr auf 

dem Boden des Grundgesetzes. Um das eigene „wehrhafte“ Verhal-

ten als einen angeblich legitimen Widerstand zu rechtfertigen und 

sich selbst als Opfer eines vermeintlichen Unrechtsstaates zu insze-

nieren, ist wiederholt die Relativierung des DDR-Regimes („DDR 

2.0“) wie auch des historischen Nationalsozialismus festzustellen. 

Impfverweigerer bezeichnen sich etwa als „die neuen Juden“ und 

stigmatisieren sich vermeintlich selbst durch das Tragen eines gelben 

Davidsterns mit der Aufschrift „ungeimpft“ bzw. „nicht geimpft“. 

Die Auswirkungen des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine 

werden ebenfalls umgedeutet und als Plan einer verschworenen 
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„Elite“ dargestellt, die die deutsche Wirtschaft zerstören wolle und 

einen Genozid am deutschen Volk plane. 

Gerade die radikalen Teile des Protestmilieus zeigen sich zunehmend 

anfällig für Narrative anderer extremistischer Szenen. Dies im Zusam-

menspiel mit den Anknüpfungsversuchen von Rechtsextremisten 

und Reichsbürgern sorgt für eine zunehmende personelle und ideo-

logische Vermischung. Insbesondere die Kooperation verschiedener 

Szenen stellt die deutschen Sicherheitsbehörden vor besondere Her-

ausforderungen. Bei klandestin vorbereiteten Umsturzversuchen und 

terroristischen Anschlagsplanungen zeigen sich diese Schnittmengen 

aus unterschiedlichen extremistischen Strömungen. So wurde die 

geplante Entführung des Bundesgesundheitsministers Karl Lauterbach 

maßgeblich durch Verschwörungstheorien über die Corona-Pande-

mie legitimiert und von Personen aus eben jener Mischszene geplant. 

Angesichts der sich inzwischen verstetigten Kooperation radikalisier-

ter Personen besteht hier weiterhin ein Gefährdungspotenzial. 

Der Niedersächsische Verfassungsschutz hat die Entwicklungen von 

Beginn an sehr genau beobachtet. In der fortlaufenden Analyse des 

Verdachtsobjektes „Demokratiefeindliche und/oder sicherheitsgefähr-

dende Delegitimierung des Staates“ wird in Niedersachsen auch der 

neu entstandenen Mischszene Rechnung getragen. Zu dieser zählen 

aktuell neben Rechtsextremisten und Reichsbürgern auch sogenann-

te Corona-Leugner und Querdenker, wobei die COVID-19-Pandemie 

und ebenso der Ukraine-Krieg lediglich als willkommene Mobilisie-

rungsthemen dienen, um der eigenen grundsätzlichen Demokra-

tiefeindlichkeit Ausdruck zu verleihen. Insbesondere radikalisierte 

Einzelpersonen und Gruppen vernetzen sich weiterhin untereinander, 

und es steigt die Gefahr der Herausbildung weiterer klandestiner 

Gruppierungen. Auf der Grundlage von Verschwörungstheorien wer-

den der Bundesrepublik Deutschland sowie den Bundesländern und 

deren Vertretern ihre Rechtmäßigkeit abgesprochen und Elemente 

der freiheitlichen demokratischen Grundordnung abgelehnt. In dieser 

Mischszene besteht für Extremisten auch jenseits der Gründung ter-

roristischer Gruppierungen eine Möglichkeit, Einfluss auf noch nicht 

radikalisierte Personen zu nehmen und die Entgrenzung des Extre-

mismus weiter voranzutreiben. Verschwörungstheorien haben hier-

bei eine Scharnierfunktion und bilden das gemeinsame Fundament 

für die ideologisch unterschiedlichen Teilgruppen. Der Zugang, etwa 
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über den Messenger-Dienst Telegram, ist niedrigschwellig. Die Inhalte dienen als Bindeglied 

zwischen Extremisten und Nichtextremisten. Zum Teil werden die Inhalte auch von politischen 

Parteien aufgegriffen, um die geäußerten Sorgen und Ängste noch zu schüren und nach 

Möglichkeit in die eigenen Bahnen zu lenken.

2.4  Rechtsextremistische Musikszene

Gründung/ 

Bestehen seit

1980er Jahre

Struktur/ 

Repräsentanz

Heterogenität der organisatorisch nicht gefestigten subkulturellen 

rechtsextremistischen Szene; eine Ausnahme bilden die „Ham-

merskins“ mit einem festen hierarchischen Aufbau; viele Szenean-

gehörige im jugendlichen Alter

Mitglieder/Anhänger/ 

Unterstützer 

Niedersachsen: 590 

Veröffentlichungen Publikationen: CD-Veröffentlichungen, Fanzines;  

Web-Angebote: Online-Versände, Bekanntmachung von  

Konzertterminen über Foren, Veröffentlichungen von Videos

Kurzportrait/Ziele Der subkulturelle Bereich im Rechtsextremismus ist hauptsächlich 

von szenetypischer Musik und einem damit verbundenen – nicht 

selten gewaltorientierten – Lebensstil geprägt. Dabei zeigt die Ent-

wicklung der letzten Jahre, dass die subkulturelle Szene an eigen-

ständiger Bedeutung verloren hat. Sichtbar wird dieser Wandel vor 

allem in dem fast vollständigen Verschwinden rechtsextremistischer 

Skinheads aus dem öffentlichen Straßenbild, die in den 1980er 

und 1990er Jahren die gewaltbereite rechtsextremistische Szene 

maßgeblich geprägt hatten.

Zu beobachten sind stattdessen informelle, eher strukturlose Grup-

pen oder Personenzusammenschlüsse, die kaum regelmäßige Akti-

vitäten entfalten, die keinen festen Mitgliederstamm haben und die 

nur sporadisch auf sich aufmerksam machen. Die Grenzen zwischen 

den einzelnen Bereichen des Rechtsextremismus sind daher fließend 

und verschwommen, sodass eine Unterscheidung nach trennscharfen 

Kriterien immer schwieriger wird. Rechtsextremistische Einstellungs-

muster sind von größerer Bedeutung als die organisatorische 
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Anbindung an eine bestimmte Gruppierung. In der von Männern 

dominierten Szene spielen Frauen eine untergeordnete Rolle, auch 

wenn diese nicht zu vernachlässigen ist und in ihrer Bedeutung für 

die subkulturelle Szene nicht unterschätzt werden darf.

Die fremdenfeindliche Grundeinstellung von subkulturell geprägten 

Rechtsextremisten kommt dabei unreflektiert, häufig spontan und 

gewaltsam zum Ausdruck. Sie wird ausgelebt und nicht ideologisch 

im Sinne eines politischen Ansatzes überhöht. Eine wichtige Rolle 

spielt hier die rechtsextremistische Musik mit ihrer aufputschenden 

Wirkung. Sie vermittelt Feindbilder, aber keinen politischen Ansatz.

Rechtsextremistische Musik ist zugleich ein wesentlicher Faktor für 

die Ausprägung eines Gemeinschaftsgefühls bei den Szeneange-

hörigen. Rechtsextremistische Parteien nutzen rechtsextremistische 

Bands und Liedermacher, um ihre Veranstaltungen für ein jüngeres 

Publikum attraktiver zu gestalten. In Niedersachsen allerdings ist 

auch aufgrund der politischen wie organisatorischen Schwäche der 

rechtsextremistischen Parteien eine derartige Feststellung nicht zu 

treffen. Allgemein hat die Musik jedoch den Zweck, rechtsextre-

mistische Ideologie – auch an Außenstehende – zu vermitteln. Die 

Liedinhalte formulieren in plakativer, häufig hetzerischer Form die 

rassistische, fremdenfeindliche und antisemitische Einstellung der 

Szeneangehörigen.

Die Bandbreite rechtsextremistischer Musik erstreckt sich von  

Black Metal über Schlager bis zu Balladenmusik. Daneben haben 

die Stilrichtungen Rap und Hip-Hop an Akzeptanz gewonnen, 

insbesondere bei Angehörigen der „Identitären Bewegung“. Den 

größten Zuspruch innerhalb der subkulturellen Szene erfährt un-

verändert die Stilrichtung Rock against Communism (RAC).

Finanzierung Verkauf von rechtsextremistischen Tonträgern sowie Handel mit 

Devotionalien, darunter Kleidung, die mit rechtsextremistischen 

Aussagen bedruckt ist. Handel und Verkauf dienen teilweise aus-

schließlich wirtschaftlichen Interessen, während Einnahmen aus 

Musikveranstaltungen mitunter Aktivitäten finanzieren.
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Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

Die Beobachtungswürdigkeit ergibt sich aus der fremdenfeindlichen 

Grundeinstellung und aus der Gewaltanwendung oder der Bereit-

schaft zur Gewalt, die für subkulturell geprägte Rechtsextremisten 

einen Ausdruck von Männlichkeit und Dominanz darstellt. Gewalt 

wird insbesondere unter Alkoholeinwirkung zuweilen hemmungslos, 

brutal und meistens spontan ausgelebt. Auch die Liedtexte rechts-

extremistischer Musik fördern gewaltorientierte Aktivitäten; sie 

transportieren Gewaltphantasien, Aufrufe zu Gewalt oder vermitteln 

Feindbilder. Von eingängigen oder aufputschenden Melodien getra-

gen können die Liedtexte eine suggestive Wirkung entwickeln.

Hiermit richten sich subkulturell geprägte Rechtsextremisten gegen 

die im Grundgesetz verbrieften Freiheits-, Gleichheits- und Men-

schenrechte (Art. 1 – 4 GG) sowie gegen den demokratischen 

Rechtsstaat (Art. 20 GG). Damit sind sie verfassungsfeindlich; ihre 

Beobachtung richtet sich nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG.

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Rechtsextremistische Musikszene

Rechtsextremistische Musik ist für die subkulturelle Szene von einem 

hohen werbestrategischen Stellenwert. Gleiches gilt für die neonazisti-

sche Szene und für die rechtsextremistischen Parteien NPD, „Die Rechte“ 

und „Der III. Weg“. Musik bietet einen ersten leicht zu konsumieren-

den Zugang zu rechtsextremistischen Themen und Weltbildern. Damit 

ist rechtsextremistische Musik ein wesentlicher Faktor für die Ausprä-

gung eines Gemeinschaftsgefühls bei den Szeneangehörigen und dient 

darüber hinaus dem Zweck, rechtsextremistische Ideologien – auch an 

Außenstehende – zu vermitteln. In einem Interview für die 1. Ausgabe 

2022 des Szene-Fanzines „Frontmagazin“ erklärte der in Meppen ansäs-

sige rechtsextremistische Musiker Daniel Giese auf die Frage, welchen 

Wert die Musik für den „alltäglichen politischen Kampf“ habe:

„Sie hat nach wie vor einen großen Wert, auch wenn sich die Umstände und Zeiten ständig 

ändern … Bedenkt man neben der Politisierung nur einmal die Freundschaften, Verbindun-

gen, Beziehungen und Kontakte, die sich weltweit durch die Musik entwickelt haben, ist 

das enorm.“

(Interview mit Daniel Giese, Frontmagazin Ausgabe Nr. 1/2022)
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Aufgrund der allgemeinen staatlichen Maßnahmen zur Eindämmung 

der Corona-Pandemie konnte die rechtsextremistische Musikszene 

auch im Jahr 2022 dieser Funktion im Veranstaltungswesen nur 

bedingt nachkommen.

Dagegen weist die Anzahl der Zugriffe auf rechtsextremistische 

Musikvideos im Internet sowie die Präsenz rechtsextremistischer 

Musik in den Sozialen Medien darauf hin, dass die Verbreitung der 

Musik weit über das registrierte rechtsextremistische Personenpo-

tenzial hinausreicht. Besonders angesprochen fühlen sich Jugend-

liche, die ihre soziale Situation in den Liedtexten widergespiegelt 

finden und die nach Integration in eine Gruppe Gleichgesinnter stre-

ben. Die Konfrontation mit rechtsextremistischer Musik kann den 

Beginn einer Entwicklung markieren, in deren Verlauf sich Jugend-

liche zunehmend mit der rechtsextremistischen Szene identifizie-

ren. Die Auseinandersetzung mit der rechtsextremistischen Musik 

ist deshalb seit mehreren Jahren ein Schwerpunkt der präventiven 

Verfassungsschutzarbeit.21

In der rechtsextremistischen Musikszene dauert das Aufgreifen 

einzelner Themenkomplexe, die als zentrale Elemente der rechts-

extremistischen Ideologie zu verstehen sind, fort. Die nachfolgen-

den Beispiele dokumentieren, dass diese Einschätzung auch für 

Neuproduktionen Bestand hat. Anzumerken ist dabei, dass mittels 

sprachlicher Unschärfe ein größerer Spielraum für die Interpretati-

on einzelner Aussagen gelassen wird. Diese Vorgehensweise dient 

den Szeneangehörigen als Möglichkeit, Verbote und Indizierungs-

entscheidungen zu erschweren. Zentral stehen häufig system- und 

kapitalismuskritische Aussagen, die mit antise-

mitischen oder fremdenfeindlichen Botschaften 

verbunden werden. 

Auf dem Tonträger „Kapitel Zwei“ (2022) der 

sächsischen Band „Entropie“ werden in dem 

Lied „Ad Absurdum“ beispielsweise die Begriffe 

„schnöder Mammon“ und „Puppenspieler“ als 

antisemitisch konnotierte Begriffe für die angeb-

liche jüdische Einflussnahme auf politische und 

gesellschaftliche Entwicklungen verwendet:

21  Siehe Kapitel 6 „Prävention“.
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„80 Millionen schwimmen mit dem Strom, die oberen 1000 werden dafür belohnt.

In Nadelstreifen auf dem Festbankett, hinter verschlossenen Türen fressen sie sich fett.

Die vielen Milliarden, von fremdem Geld, verteilen sie großzügig in der ganzen Welt.

Ihre Gesetze sichern ihren Stand, Rechtsbeugung global hinter vorgehaltener Hand.

Der schnöde Mammon dieser Welt, wie ein Puppenspieler hält

die Menschlein er arm und dumm, Regierungen ad absurdum.“

Die Band „B-Werk“ veröffentlichte auf der CD „Das 

Ende naht“ (2022) das Lied „Bewahre deine Identität“, 

mit dem die Ablehnung von Globalisierung und Migrati-

onsbewegungen sowie des grundgesetzlich verbrieften 

Gleichheitsgebotes aus Artikel 3 Abs. 1 des GG zum 

Ausdruck gebracht werden. Darin heißt es:

„Die neue Weltordnung zieht die Zügel weiter an,

Replacement Migration als Waffe gegen unsere Art.

Wir sind ein Dorn im Auge für ihr Gleichheitsdogma,

tagtäglich üben sie am Volke Hochverrat.“

Die Produzenten solcher Musik lassen Tonträger vor der Veröffent-

lichung durch Rechtsanwälte auf mögliche Rechtsverstöße über-

prüfen, um Indizierungsmaßnahmen, strafrechtliche Verfahren und 

damit einhergehende finanzielle Verluste zu vermeiden. Strafrecht-

lich relevante CDs, deren Anteil weniger als zehn Prozent beträgt, 

werden bis auf wenige Ausnahmen im Ausland produziert.

Nach wie vor erscheinen Tonträger, die nur szeneintern und nicht 

über offen zugängliche Szenevertriebe verkauft werden. Da eine 

Strafverfolgung hier fast nicht möglich ist, äußern die Bandmitglie-

der in den Texten offen ihr fremdenfeindliches, antisemitisches und 

rassistisches Gedankengut. Häufig wird offen zu Gewalt gegen die 

von der Szene als Feinde betrachteten Personen aufgerufen oder sie 

werden anderweitig bedroht. Derartige Tonträger werden von der 

Bundeszentrale für Kinder- und Jugendmedienschutz (BzKJ)22 regel-

mäßig geprüft und ggf. als jugendgefährdend und möglicherweise 

strafrechtlich relevant bewertet und indiziert.

22  Ehemals Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien (BPjM), Umbenennung zum 
01.05.2021.
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Immer häufiger werden neue Tonträger kurz nach ihrer Veröffentli-

chung in Download-Portalen oder in sozialen Netzwerken im Inter-

net angeboten und gratis zur Verfügung gestellt. Diese Entwicklung 

bietet zwar einerseits die Möglichkeit, über die Szene hinaus einen 

größeren Verbreitungsgrad von rechtsextremistischer Musik zu 

erreichen. Andererseits führt das kostenfreie Herunterladen aus 

dem Internet zu finanziellen Einbußen der betroffenen Bands und 

Musiker, die wiederum befürchten, weniger CDs zu verkaufen und 

die Produktionskosten nicht mehr decken zu können. Hierzu veröf-

fentlichten im Jahr 2022 mehrere rechtsextremistische Produzenten 

und Musiker, darunter die niedersächsische Band „Gassenraudi“, 

folgende gemeinsame Erklärung:

„Ihr fallt Bands und den Labels in den Rücken! … Neue Musik auf Saugseiten oder Kanälen 

… hochzuladen ist wirklich das Letzte!“

(Veröffentlicht auf dem Telegram-Kanal der Band, abgerufen am 18.10.2022)

Um dem entgegenzuwirken und dem Nutzerverhalten insbesondere 

der jungen Hörerschaft entgegenzukommen, versuchen rechtsex-

tremistische Musiker über kostenpflichtige Streaming-Dienste ihre 

Tonträger zu verbreiten. Bei mehreren gängigen Anbietern solcher 

Dienste finden sich daher Veröffentlichungen rechtsextremistischer 

Musiker. Dieses erleichtert den Zugang zu einschlägiger Musik und 

trägt zu einer Vertrautheit mit der Perspektive des Rechtsextremis-

mus auf diverse Themenfelder bei. War früher die Teilnahme an 

rechtsextremistischen Musikveranstaltungen häufig der Einstieg in 

die rechtsextremistische Szene, genügt heute das weitreichende 

Angebot der Streaming-Dienste und Videoportale aus, ohne dass 

es hierfür zunächst eines Kennverhältnisses zu Szeneangehörigen 

bedarf.

Die Anzahl rechtsextremistischer Musikgruppen hat sich bundes-

weit in den letzten Jahren kaum verändert. Dabei handelt es sich 

nicht um einen permanent gleichbleibenden Kreis von Musikgrup-

pen. Viele Bands bestehen nur für kurze Zeit. Mitunter finden sich 

Mitglieder rechtsextremistischer Bands unter neuem Namen ein-

malig für Musikprojekte zusammen. Wegen der in der Corona-Pan-

demie stark eingeschränkten Auftrittsmöglichkeiten verlagerten 
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sie den Schwerpunkt ihrer Aktivitäten in die Produktion neuer 

Tonträger.

Bundesweit fanden 35 rechtsextremistische Konzerte (2021: 18) 

statt. Deren regionaler Schwerpunkt lag in Sachsen. In Niedersach-

sen gab es lediglich zwei Balladenabende.23

Mit der Rücknahme der Beschränkungsmaßnahmen zur Bekämp-

fung der Corona-Pandemie konnte, insbesondere in der zweiten 

Jahreshälfte, ein zahlenmäßiger Anstieg von Musikveranstaltungen 

festgestellt werden. Diese Steigerung lässt darauf schließen, dass in 

den nächsten Jahren wieder ein annähernd vorpandemisches Niveau 

zu erwarten ist.

Die in Deutschland zumeist konspirativ organisierten rechtsextre-

mistischen Musikveranstaltungen werden durchschnittlich von 100 

bis 150 Personen besucht. Die Ankündigungen für diese Konzerte 

erreichen in der Regel nur Szeneangehörige, sodass eine Werbewir-

kung für Interessierte ohne Szenebezug nahezu ausgeschlossen ist.

Der Trend zu rechtsextremistischen Großveranstaltungen mit Musik-

darbietungen namhafter Szenebands und Wortbeiträgen einschlägi-

ger Redner hat sich im Zuge der Corona-Pandemie nicht fortsetzen 

können. Derartige Veranstaltungen sind als politische Kundge-

bungen angemeldet und lassen sich daher nur schwer verhindern. 

Wegen des erhöhten Organisationsaufwandes und des finanziellen 

Risikos sind die Organisatoren in diesen Fällen bereit, die Veranstal-

tung bei den Ordnungsbehörden anzumelden und die staatlichen 

Auflagen, bis hin zu einem generellen Alkoholverbot, einzuhalten. 

Eine solche politische Kundgebung sollte die vierte Auflage des 

„Schild & Schwert“-Festivals in Ostritz (Sachsen) sein. Die bereits 

seit dem Jahr 2020 geplante Veranstaltung war erstmalig in das Fol-

gejahr und von dort in das Jahr 2022 verschoben worden. Wegen 

angedrohter staatlicher Maßnahmen entschied sich der Veranstalter 

von der Durchführung abzusehen, zugleich kündigte er erneute Pla-

nungen für das Jahr 2023 an. 

Rechtsextremistische Musik in Niedersachsen

Im Jahr 2022 waren drei niedersächsische Musikgruppen aktiv.

23  Siehe Abschnitt „Rechtsextremistische Konzerte und Liederabende in Niedersachsen“.
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„Stahlgewitter“ / „Gigi & Die Braunen Stadtmusikanten“ / 

„Zillertaler Virenjäger“

Unter dem Namen „Zillertaler Virenjäger“ veröffentlichte 

Daniel Giese zusammen mit anderen Rechtsextremisten den 

Tonträger „Endzeit Party“. Die Liedtexte greifen aktuelle 

Themen auf, die aus einer rechtsextremistischen Perspek-

tive zynisch dargestellt werden. In dem Lied „Untergang“ 

bringt Giese etwa seine Ablehnung demokratischer Grund-

prinzipien zum Ausdruck:

„In den schönen freien Wahlen, die man euch garantiert,

entscheidet stets die Mehrheit, doch die wird manipuliert.

Sie spucken auf die Wahrheit, lügen euch ins Angesicht,

wer denen noch eine Stimme gibt ist eh nicht mehr ganz dicht.

Hey alter Mann, das ist krank, Irrenhaus ein Leben lang.

Das ist wirklich kranker als krank, der pure Untergang.“

Veröffentlichungen seiner Bandprojekte werden regelmäßig auf 

Videoportalen hochgeladen und von den Nutzern positiv kommen-

tiert. Der nachfolgende Kommentar auf einem Videoportal zu dem 

Lied „Fahrt zur Hölle“, welches ebenfalls auf dem zuvor genannten 

Tonträger erschienen ist, verdeutlicht den Personenkult, der um Gie-

se betrieben wird: 

„Bin immer wieder froh von Gigi zu hören. Hoffentlich kommt bald die nächste Stahlgewit-

ter“ [sic!]. 

(veröffentlicht von einem User auf Youtube.com, abgerufen am 01.12.2022)

Die verschiedenen Projekte Gieses finden seit vielen Jahren große 

Beachtung in der rechtsextremistischen Szene. Dies betrifft sowohl 

die durchaus versierten musikalischen Darbietungen als auch die 

rechtsextremistischen Texte, die sich zuweilen an der Grenze der 

Strafbarkeit bewegen. 

„Hannes“ / „Kategorie C“ / „Nahkampf“

Die Bands „Nahkampf“ und „Kategorie C“ waren personenidenti-

sche Projekte um den Sänger Hannes Ostendorf aus Lilienthal (Land-

kreis Osterholz), der diese zum Ende des Jahres 2019 vermeintlich 
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aufgelöst hatte. Während die Texte der Band „Kategorie C“ oftmals 

eher unpolitisch sind und der Fußballbezug sowie die Gewaltbereit-

schaft von Hooligans im Vordergrund stehen, bilden bei den Texten 

der Band „Nahkampf“ politische Themen den Schwerpunkt. 

Seit der Beendigung der beiden Bandprojekte ist Ostendorf 

als Liedermacher „Hannes“ in der rechtsextremistischen 

Musikszene aktiv, wobei seine Auftritte oftmals weiterhin 

als Auftritte von „Kategorie C“ beworben werden. Der sze-

neinterne Bekanntheitsgrad der Band wird dafür genutzt, 

eine weitreichende Werbewirkung für die Veranstaltungen 

zu erzielen. Dennoch nehmen an den Liederabenden selten 

mehr als 50 Personen teil.

Nachdem Ostendorf entgegen der verkündeten Bandauflösungen 

zunächst im Jahr 2021 aufgrund des 33-jährigen Jubiläums seines 

Projektes „Nahkampf“ einen neuen Tonträger veröffentlicht hatte, 

nahm er 2022 auch die Gründung seiner Band „Kategorie C“ vor 

25 Jahren zum Anlass, ein neues Album herauszugeben. Unter dem 

Namen „Kategorie C“ erschien der Tonträger „Ruf der Götter“, der 

in neuer Bandzusammensetzung eingespielt wurde. Hierfür arbei-

tete er zum wiederholten Mal mit Nico Roth, einem rechtsextre-

mistischen Musiker aus Rheinland-Pfalz, zusammen. Die Liedtexte 

behandeln die nordische Mythologie sowie deren Götter und wei-

chen damit sehr von den eigentlichen Kernthemen der Band ab. Die-

ses kommentiert das rechtsextremistische Fanzine „Frontmagazin“ 

in seiner Ausgabe 2 des Jahres 2022 wie folgt:

„Allerdings hat dieses Album nicht unbedingt etwas mit Kategorie C zu tun … Natürlich 

zieht der Name … und [das] war gewiss auch der Sinn und Zweck, aber so wirklich passend 

ist es nicht.“

Unter dem Namen „Hannes und Achim“ veröffentlichte 

Ostendorf gemeinsam mit einem Szeneangehörigen aus 

dem Raum Wolfsburg den Tonträger „Mut zur Freiheit“.

Erneut versuchte Ostendorf den Schulterschluss zur Reichs-

bürger- und Querdenkerszene. Zusammen mit dem Mitbe-

gründer der niedersächsischen Band „Stahlgewitter“, Frank 
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Kraemer aus Nordrhein-Westfalen, veröffentlichte Ostendorf hierfür 

das Lied „Steh auf“. Es soll Demonstrationsteilnehmende in ihrer 

Ablehnung der staatlich veranlassten Corona-Schutzmaßnahmen 

bestärken sowie die Radikalisierung und Politisierung der Szene 

unterstützen. In den Sozialen Medien wurde das Stück als „moti-

vierende Begleitmusik für den Bürgerprotest, der sich jeden Mon-

tag in ganz Deutschland in Form von Spaziergängen manifestiert“, 

beworben. 

Des Weiteren war Ostendorf als Gastsänger auf Tonträgern befreun-

deter rechtsextremistischer Musiker vertreten, so etwa auf dem 

Album „Zurück zu den Wurzeln“ der Band „The Hoizers“, einem 

Projekt des oben genannten Nico Roth.

Während die Anzahl der Live-Auftritte Ostendorfs rückläufig war, 

verlagerte sich der Schwerpunkt seiner überwiegend von wirt-

schaftlichen Interessen geleiteten Aktivitäten im Jahr 2022 in die 

Sozialen Medien. Auf seinem Telegram-Kanal bewirbt er wieder-

holt Produkte aus seinen Online-Versänden und präsentiert Videos 

zu einigen seiner Musikproduktionen. Mit dem im November 2022 

veröffentlichten Video zu dem Lied „Obdachlos“ prangert Osten-

dorf die Lebenssituationen wohnungsloser Menschen in Deutsch-

land an und macht die Regierung dafür verantwortlich. Mit den 

Textzeilen „Alle dürfen kommen, helfen der ganzen Welt. Nur der 

dumme Deutsche hat am Ende kein Geld.“ bedient er die in der 

rechtsextremistischen Szene verbreitete Ansicht einer vermeintli-

chen Bevorzugung von Flüchtlingen und Asylbewerbern durch den 

Staat.

Neben seinen Musikprojekten betreibt Ostendorf weiterhin zwei 

eigene Online-Versände, bei denen Tonträger und Merchandi-

sing-Artikel seiner aktiven und inaktiven Musikprojekte angeboten 

werden. Darüber hinaus veröffentlicht er seine Produktionen auf 

verschiedenen Streaming-Diensten und Videoportalen. Auch diese 

Angebote unterstreichen den Eindruck, dass sein Hauptinteresse in 

der Gewinnoptimierung liegt.

Ostendorf greift auf seine Stellung innerhalb der rechtsextremisti-

schen Szene zurück, die er durch seine langjährige Zugehörigkeit 

und die Mehrzahl seiner musikalischen Projekte erlangt hat. Im Kern 

seines Handelns stehen die Selbstinszenierung und die Vermarktung 

seiner Produktpalette. 
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„Gassenraudi“

Die aus dem Raum Braunschweig stammende Musikgruppe veröf-

fentlichte 2022 in den Sozialen Medien unter dem Titel „Wohnzim-

merkonzert“ eine etwa 20-minütige Aufzeichnung einer Bandprobe. 

Der Sänger der Band trat zudem am 09.07.2022 bei einem Balla-

denabend in Braunschweig als Solist auf. Der von der Band im Jahr 

2020 veröffentlichte Tonträger „Niemals nur Zaungast! 5 1/2 Jah-

re“ wurde im Mai 2022 von der BzKJ indiziert und in die Liste der 

jugendgefährdenden Medien aufgenommen. 

Rechtsextremistische Konzerte und Liederabende in Niedersachsen

Die Strategie zur Durchführung rechtsextremistischer Konzerte hat 

sich gegenüber den Vorjahren nicht geändert. Konzerte finden wie 

bisher vornehmlich in kleineren Orten statt. Raumanmietungen 

erfolgen häufig unter dem Vorwand, eine von Musikdarbietungen 

umrahmte Geburtstagsfeier durchführen zu wollen. Einige Veran-

stalter sind als Reaktion auf Exekutivmaßnahmen der Polizei dazu 

übergegangen, mit Ausweichstätten zu planen. Im Eventualfall 

werden Besucher dann per SMS oder Messenger-Diensten über 

einen Zwischentreffpunkt zur Ausweichstätte umdirigiert. Mit 

solch umfangreichen Vorplanungen versuchen die Veranstalter, ihr 

Geschäftsrisiko zu reduzieren.

In Niedersachen hat auch im Jahr 2022 kein Konzert stattgefun-

den, jedoch ein Liederabend am 09.07.2022 in Braunschweig. Ein 

weiterer Balladenabend fand am 05.11.2022 im Raum Hildesheim 

statt. Maßgeblichen Einfluss auf dieses Ergebnis hat, wie bereits in 

den vergangenen zwei Jahren, die Corona-Pandemie, durch die eine 

Durchführung organisierter rechtsextremistischer Musikveranstal-

tungen erschwert bzw. verhindert wurde. 

Auch nach Beendigung der staatlich angeordneten Beschrän-

kungen für Veranstaltungen waren lediglich Treffen im näheren 

Bekanntenkreis von Szeneangehörigen festzustellen. Bei derartigen 

Zusammenkünften stehen musikalische Darbietungen nicht im Vor-

dergrund. Den gleichen geringen Stellenwert haben Auftritte von 

Balladensängern im Rahmen einer politischen Veranstaltung, wie 

denen der NPD am 17.06.2022 und 02.10.2022 in Eschede.24

24  Siehe Kapitel 2.9 „Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)“.
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Rechtsextremistische Vertriebe

Die Nachfrage der rechtsextremistischen Szene nach Tonträgern, 

Druckerzeugnissen und Bekleidung sowie weiteren szenetypischen 

Artikeln wird durch rechtsextremistische Vertriebe bedient, die ins-

besondere über das Internet ein permanent aktualisiertes Angebot 

bereithalten. Die unverändert hohe Zahl an Vertrieben zeigt, dass 

der subkulturelle Bereich fester Bestandteil des Rechtsextremismus 

ist. Wichtige deutsche Vertriebe sind „PC Records“ und „OPOS 

Records“ (beide Sachsen) sowie „Rebel Records“ (Brandenburg). 

Die Betreiber sind oft zugleich Mitglieder rechtsextremistischer 

Bands oder treten als Veranstalter rechtsextremistischer Konzerte 

in Erscheinung, bei denen sie ihr Warenangebot offerieren. Straf-

rechtlich relevante oder indizierte Produktionen befinden sich im 

Angebot ausländischer Vertriebe. Zu nennen sind „ISD Records“ 

und „NSM 88“. Das Angebot umfasst beispielsweise Tonträger der 

Bands „Landser“ (Berlin) und „Race War“ (Baden-Württemberg), 

deren Mitglieder in Deutschland wegen Bildung einer kriminellen 

Vereinigung am 22.12.2003 bzw. am 22.11.2006 verurteilt worden 

sind.

Niedersächsische Vertriebe

In Niedersachsen sind lediglich die Online-Versände „Kategorie C“ 

und „Hungrige Wölfe“ ansässig. Sie bieten ausschließlich Tonträger 

und Merchandising-Artikel der Musikprojekte von Hannes Osten-

dorf an. Ehemalige niedersächsische Vertriebe spielten bereits in 

den vergangenen Jahren in der Szene eine eher untergeordnete Rol-

le, weil sie Produktionen weniger namhafter Musikbands vertrieben 

und damit auch einen geringeren Umsatz verzeichneten.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die subkulturelle Szene verlangt kein stringentes politisches Engage-

ment, sondern stellt in erster Linie ein Angebot zur Freizeitge-

staltung dar. Zu diesem Bereich des Rechtsextremismus liegt die 

Zugangsschwelle für jüngere Personen mit einer fremdenfeindlichen 

Grundeinstellung am niedrigsten. Rechtsextremistische Musik erfüllt 

einerseits die Funktion, potenzielle neue Anhänger anzusprechen, 

andererseits trägt sie zu einer Radikalisierung innerhalb der rechts-

extremistischen Szene bei. Mit den Liedtexten werden zumeist 
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rassistische, antisemitische und antidemokratische Ideologien pro-

klamiert. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen fördern das 

Gemeinschaftsgefühl von Szeneangehörigen insbesondere gegen-

über der als feindlich empfundenen Umwelt. In der Vergangenheit 

wurde in den Liedtexten vorrangig die NS-Zeit glorifiziert. Heute ist 

bei neuen Produktionen eher ein Bezug zu aktuellen gesellschaftli-

chen und politischen Entwicklungen festzustellen.

Die rechtsextremistische Musikszene hat die Einschränkungen im 

Zuge der Corona-Pandemie zur Steigerung der Produktion von Ton-

trägern genutzt. Ein zentrales Thema hierbei ist die szenetypische 

Systemkritik. Es ist der Versuch, mit der eigenen rechtsextremisti-

schen Weltsicht an ein aktuelles politisches Thema anzuschließen. 

Dabei folgt die Szene einem gängigen Muster, wonach ein tages- 

oder gesellschaftspolitisches Ereignis herangezogen wird, um die 

eigene Sicht darauf zu propagieren und mit systemkritischen Aussa-

gen zu verknüpfen. Zugleich wird die Mehrheitsgesellschaft blinden 

Gehorsams bezichtigt, wodurch das elitäre Selbstverständnis, im 

Besitz der einzigen Wahrheit zu sein, unterfüttert wird. Zum ande-

ren bestandenen in der Corona-Pandemie erhebliche Einschränkun-

gen bei der Durchführung von Veranstaltungen mit Live-Musik. Ein 

Wiederanstieg der Aktivitäten auf ein vorpandemisches Niveau in 

den nächsten Jahren ist zu erwarten.

Die rechtsextremistische Musikszene in Niedersachsen ist weitge-

hend inaktiv. Erwähnenswert ist der Sänger Daniel Giese, dessen 

verschiedene Projekte seit vielen Jahren große Beachtung in der 

rechtsextremistischen Szene finden.

Um den gestiegenen Ansprüchen der Hörerschaft zu genügen, 

sind kostspielige Produktionen in professionellen Tonstudios sowie 

aufwändig gestaltete Booklets erforderlich. Video- und Down-

load-Portale lassen hingegen die Verkaufszahlen von Tonträgern 

und damit die Einnahmen der Bands und Vertriebe zurückge-

hen. Hierdurch reduziert sich auch das finanzielle Potenzial der 

rechtsextremistischen Szene. Sie folgt einem gesellschaftlichen, 

insbesondere im jugendlichen Milieu festzustellenden Trend 

nach schneller Konsumierbarkeit von Musikproduktionen. Diese 

Entwicklung steht zugleich für einen generell leichteren Zugriff 

auf rechtsextremistische Musik, da hierfür keine szeneeigenen 

Zugangsmöglichkeiten genutzt werden müssen. Hieraus erwächst 
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für den Verfassungsschutz die Aufgabe, sich präventiv mit den 

Inhalten und Hintergründen der Musik der rechtsextremistischen 

Szene auseinanderzusetzen.25 

2.5  Neonazistische Szene

Sitz/Verbreitung Niedersachsenweit; Schwerpunkte in den Regionen Braun-

schweig, Hannover/Hildesheim, Osnabrück, Südniedersach-

sen/Harz

Gründung/ 

Bestehen seit

1970er Jahre

Struktur/ 

Repräsentanz

Örtlich und regional unterschiedlich ausgeprägte Strukturen 

in Form von Aktionsgruppen, informellen Netzwerken, Ka-

meradschaften oder Kreisverbänden der Partei „Die Rechte“; 

hinzu kommen überwiegend virtuelle Präsenzen

Mitglieder/Anhänger/ 

Unterstützer

Niedersachsen: 220 

Veröffentlichungen Web-Angebote: Internetseiten, Blogs, Profile in sozialen Netz-

werken und Kurznachrichtendiensten; 

Zeitschriften, Broschüren, Aufkleber, Flugblätter

Kurzportrait/Ziele Kennzeichnend für die neonazistische Szene in Niedersachsen 

ist die Verzahnung mit subkulturell geprägten Rechtsextremis-

ten sowie mit der in Parteien organisierten rechtsextremisti-

schen Szene. Der allgemeinen Entwicklung folgend, die durch 

ein Abrücken von starren Organisationsstrukturen gekenn-

zeichnet ist, sind Neonazis in den verschiedenen Landesteilen 

Niedersachsens zumeist in überregionale rechtsextremistische 

Netzwerke eingebunden.

25  Siehe Kapitel 6 „Prävention“.
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Die Bandbreite der Aktivitäten reicht von der Durchfüh-

rung öffentlichkeitswirksamer Propaganda-, Gedenk- oder 

Störaktionen über die Veranstaltung von Balladenabenden 

und Zeitzeugenvorträgen bis zur Teilnahme an Demonstrati-

onen oder szeneinternen Großveranstaltungen im gesamten 

Bundesgebiet.

Im Mittelpunkt der Agitation steht die angeblich drohende 

und vermeintlich zum „Volkstod“ führende „Überfremdung“, 

die durch die anhaltende Flüchtlingssituation nochmals 

verstärkt worden sei. Gleichzeitig versuchen Neonazis, an 

die Proteste gegen die Corona-Schutzmaßnahmen und die 

Energiepreise anzuknüpfen.

Finanzierung Beiträge der Anhänger, Vermarktung und Verkauf rechtsex-

tremistischer Devotionalien wie T-Shirts o. Ä.

Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

In ideologischer Hinsicht eint die neonazistische Szene das unter-

schiedlich ausgeprägte Bekenntnis zum historischen Nationalsozia-

lismus. Ziel ist die Überwindung des bestehenden demokratischen 

Systems. An dessen Stelle soll ein am Führerprinzip ausgerichteter 

Staatsaufbau treten, dessen Grundlage eine rassistisch verstande-

ne Volksgemeinschaft bildet. Hiermit richtet sich die neonazistische 

Szene gegen die im Grundgesetz verbrieften Freiheits-, Gleichheits- 

und Menschenrechte (Art. 1 – 4 GG) und ist damit verfassungsfeind-

lich (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG).

Die neonazistische Szene sieht sich als eine politisch-soziale Bewe-

gung, die auf stetigen Aktivismus setzt und nicht auf parlamenta-

rische Erfolge. Bestimmend für diese langfristig angelegte Strategie 

ist eine national-revolutionäre antiparlamentarische Ausrichtung.

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Die neonazistische Szene in Niedersachsen ist weiterhin geprägt von 

einer Heterogenität, die gleichermaßen personell und strukturell 

wie auch aktionistisch zum Ausdruck kommt. Einerseits bestehen 

Gruppierungen, die durchaus um politische Wahrnehmung mit-

tels öffentlichkeitswirksamer Aktionen wie Flugblattverteilungen, 
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Kundgebungen oder Demonstrationsteilnahmen bemüht sind, wäh-

rend sich ihre Anhängerzahlen im niedrigen einstelligen Bereich 

bewegen. Andererseits existieren auch Szenen, die zwar über teil-

weise deutlich höhere Anhängerzahlen verfügen, deren Aktivitäten 

jedoch nahezu ausschließlich Binnenwirkung entfalten.

Zur Verbesserung personeller und organisatorischer Möglichkeiten 

dienen überregionale Netzwerke. Allerdings ist deren Bedeutung 

recht gering. Denn das dahinterstehende reale Personenpotenzial 

fällt im Vergleich zur Größe des jeweiligen Einzugsbereichs oftmals 

deutlich ab.

Personelle und strukturelle Zwänge sind die Ursache für Koopera-

tionen mit der NPD und deren Jugendorganisation „Junge Natio-

nalisten“ (JN), aber auch mit den neonazistisch geprägten Parteien 

„Die Rechte“ und „Der III. Weg“. Darüber hinaus sind die Übergän-

ge zur subkulturell geprägten rechtsextremistischen Szene teilweise 

fließend.

Eigenständige Strukturen und Aktionen der neonazistischen Szene 

in Niedersachsen waren im Berichtsjahr kaum zu verzeichnen.

Im Hinblick auf den Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine 

hegen Angehörige der neonazistischen Szene eher Sympathien für 

die Ukraine, weil sich diese in einem Kampf um nationale Souverä-

nität befindet. Dennoch verdeutlicht beispielweise Sascha Krolzig, 

Funktionär der Partei „Die Rechte“ aus Nordrhein-Westfalen, in der 

von ihm herausgegebenen Zeitschrift „N.S. Heute“ die eigene nati-

onalistische Position:

„Doch wir sollten nun nicht damit anfangen, In Kategorien, wie ‚pro-ukrainisch‘ oder 

‚pro-russisch‘ zu denken – als Nationalisten sind wir ‚pro-deutsch‘, und das ist alles, um was 

es wirklich geht.“

(Sascha Krolzig in der Zeitschrift „N.S. Heute“, Ausgabe Nr. 29, Mai/Juni 2022)

Organisationsübergreifende Zusammenarbeit

Organisations- und parteiübergreifende Entwicklungen werden an 

personellen Zusammenschlüssen wie „Oskars Osna“ oder „Harzre-

volte“ deutlich. Beide Gruppierungen weisen enge Verbindungen 

zu den Strukturen der JN auf. Über Auftritte in Sozialen Medien 

wie Facebook oder Instagram wird versucht, insbesondere Jugend-

lichen und jungen Erwachsenen zielgruppenspezifisch die eigene 
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Deutung von Heimat, Gemeinschaft und Nation als gesellschaftli-

chen Gegenentwurf zu vermitteln.

„Wer offene Grenzen und Einwanderung fordert, begeht Verrat in doppelter Hinsicht. Denn 

er zerstört neben den kulturellen Eigenarten seines Volkes auch die der Einwanderer. Die 

Welt wird durch sein Handeln nicht bunter, sondern monotoner. Somit ist er nichts weiter 

als ein verblendeter Handlanger des globalen Kapitalismus. …

Schließt euch Gemeinschaften an und seht, wie jeder einzelne von euch an und mit dieser 

wachsen kann. Jeder Deutsche ist willkommen. Der Grundkonsens muss stimmen. Und die-

ser kann nur Deutschland sein.“

(Instagram-Profil „Oskars Osna“, Eintrag vom 06.06.2022)

Die virtuellen Aktivitäten werden ergänzt um realweltliche Ange-

bote wie Kameradschafts- oder Liederabende, Wanderungen und 

Ausflüge oder dem gemeinsamen Besuch von Demonstrationen und 

Vortragsveranstaltungen.

Beispielsweise beteiligte sich die Gruppierung „Harzrevolte“, die 

hauptsächlich im Landkreis Harz (Sachsen-Anhalt), aber auch im 

niedersächsischen Landkreis Goslar aktiv ist, regelmäßig und teil-

weise exponiert an Demonstrationen gegen die Corona-Schutzmaß-

nahmen, die Energiepreissteigerungen oder den propagandistischen 

„Schwarze Kreuze“-Aktionen im Zusammenhang mit der Kampagne 

„Deutsche Opfer – Fremde Täter“.

In ideologischen Schulungen, etwa zur Metapolitik oder zum 

Umgang mit Sicherheitsbehörden, vermitteln die im Großraum 

Osnabrück ansässigen „Oskars Osna“ ihren Angehörigen und Sym-

pathisanten theoretische Grundlagen für den politischen Aktivis-

mus. Ihre Ziele werden klar benannt: „Alternativen zum BRD-Alltag 

schaffen“ und „Die Hegemonie unserer Gegner brechen“.

Akzelerationismus

Neben organisationsgebundenen oder in netzwerkähnliche Struk-

turen eingebundenen Rechtsextremisten stellen insbesondere 

überwiegend digital aktive Einzelpersonen eine besondere Heraus-

forderung für die Sicherheitsbehörden dar. Imageboards, Messen-

ger- oder Chatgruppen, in denen rassistische, fremdenfeindliche, 

misogyne oder homophobe Inhalte geteilt werden, führen in erster 

Linie männliche Rechtsextremisten aus verschiedenen Landes- und 
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Erdteilen zusammen und bilden mitunter den Resonanzraum für 

Radikalisierungsverläufe.

In diesem Kontext zu nennen ist das Phänomen des Akzeleratio-

nismus, der darauf abzielt, durch rechtsextremistische Gewalt-, 

Amok- oder Terrortaten bestehende gesellschaftliche Konflikte zu 

verstärken, um letztlich einen Zusammenbruch des gesellschaftli-

chen und politischen Systems herbeizuführen. Die Tatsache, dass 

sich von dieser Form des Rechtsextremismus bereits Kinder und 

Jugendliche angesprochen fühlen, erfordert neben zielgerichteten 

Herangehensweisen im Rahmen der Prävention auch eine Anpas-

sung sicherheitsbehördlicher Maßnahmen zur frühzeitigen Erken-

nung entsprechender Vorbereitungshandlungen.

Exemplarisch für diese Entwicklung ist das Verfahren beim General-

bundesanwalt gegen Mitglieder der Gruppierung „Atomwaffen Divi-

sion Deutschland“ (AWD) bzw. deren Ableger „Sonderkommando 

1418“ (SKD). Die jahrelangen Ermittlungen wegen des Verdachts der 

Gründung, Mitgliedschaft oder Unterstützung einer terroristischen 

Vereinigung führten schließlich zu Durchsuchungsmaßnahmen am 

06.04.2022 in zahlreichen Bundesländern. Hiervon betroffen waren 

auch zwei in Niedersachsen wohnhafte Rechtsextremisten.

Ein Beispiel für Radikalisierungsverläufe von rechtsextremistischen 

Einzeltätern ist der geplante Anschlag eines 16-jährigen Schü-

lers aus Essen (Nordrhein-Westfalen), der sich bereits Waffen und 

Sprengstoff beschafft und in Anlehnung an vorausgegangene 

rechtsterroristische Taten in Oslo (Norwegen), Christchurch (Neu-

seeland) und Halle (Sachsen-Anhalt) ein Manifest verfasst hatte. 

Nach seiner Verhaftung am 16.05.2022 muss sich der Jugendliche 

vor dem OLG Düsseldorf wegen des Vorwurfs der Vorbereitung 

einer schweren staatsgefährdenden Straftat verantworten.

Zu dem gleichen Vorwurf zusammen mit Verstößen gegen das Waf-

fen- und Sprengstoffgesetz und der versuchten Gründung einer 

terroristischen Vereinigung ist ein Gerichtsverfahren gegen einen 

Anhänger der AWD aus Spangenberg (Hessen) vor dem OLG Frank-

furt anhängig. Der zur Tatzeit 19 Jahre alte Mann soll u. a. Spreng-

körper selbst hergestellt haben, um diese für Anschläge im Sinne der 

Ideologie der AWD zu verwenden. Außerdem habe er versucht, über 

das Internet mögliche Unterstützer zu rekrutieren.
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Nordadler

Mit Urteil vom 31.08.2022 hat das Bundesverwaltungsgericht die 

Klage eines einzelnen Mitgliedes gegen das Verbot der rechtsex-

tremistischen Gruppierung „Nordadler“ zurückgewiesen. Das durch 

den Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat im Jahr 2020 

ausgesprochene Verbot der Vereinigung ist damit rechtskräftig. 

Eventuelle Nachfolgebestrebungen können nun strafrechtlich ver-

folgt werden.

Bei der Gruppierung „Nordadler“, zu deren Protagonisten auch 

zwei Personen aus Niedersachsen zählten, handelte es sich um eine 

rechtsextremistische Vereinigung, die ihre nationalsozialistische 

und antisemitische Ideologie überwiegend im Internet propagierte. 

Zur Rekrutierung neuer Anhänger sowie zur Verbreitung ihrer Ziele 

nutzte sie neben einer eigenen Internetseite auch zahlreiche offe-

ne und geschlossene Chatgruppen auf diversen Online-Plattformen 

und in Sozialen Medien wie Discord, Instagram und Telegram. Darü-

ber hinaus fanden realweltliche Treffen ihrer Anhänger statt.

Charakteristisch für die Gruppierung war vor allem die Wesens-

verwandtschaft zum Nationalsozialismus. Ihre Mitglieder nutzen 

nationalsozialistische Symbole und Begriffe, propagierten die Wie-

dererrichtung des NS-Staates und glorifizierten die SS, Adolf Hitler 

und führende Repräsentanten des historischen Nationalsozialismus. 

Kennzeichnend waren weiterhin ein stark ausgeprägter Antisemi-

tismus und eine kämpferisch-aggressive Grundhaltung, die etwa in 

Gewaltphantasien zum Ausdruck kam.

Demonstrationen

Demonstrationen waren für die neonazistische Szene lange Zeit das 

wichtigste Mittel, ihr ideologisches Anliegen in die Öffentlichkeit zu 

tragen und sich gleichzeitig als Bewegung zu präsentieren. Demons-

trationen können als Indikator für die thematische Schwerpunkt-

setzung und die Mobilisierungsfähigkeit der rechtsextremistischen 

Szene angesehen werden. Die Bereitschaft zur Demonstrationsteil-

nahme hat in den letzten Jahren allerdings stark nachgelassen. 

Von der Demonstrationsmüdigkeit betroffen ist auch der Gedenk-

marsch in Dresden (Sachsen), der jedes Jahr aus Anlass der Bombar-

dierung der Stadt durch die Alliierten im Februar 1945 stattfindet 

und der für die neonazistische Szene bislang von großer Bedeutung 
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war. Unter den rund 800 Teilnehmenden der Veranstaltung am 

13.02.2022 waren aus Niedersachsen sowohl Mitglieder der NPD/JN 

als auch Angehörige der neonazistischen Szene.

Die Demonstrationen zum „Tag der Arbeit“ am 1. Mai, die traditio-

nell für die rechtsextremistische Szene bedeutsam sind, hatten nach 

den Einschränkungen in der Corona-Pandemie erstmals wieder einen 

leichten Zuwachs zu verzeichnen. Insgesamt nahmen rund 900 Per-

sonen an den verschiedenen Veranstaltungen im Bundesgebiet teil.

An der mit 250 Teilnehmenden zahlenmäßig größten Demonstrati-

on der Partei „Der III. Weg“ in Zwickau (Sachsen) unter dem Motto 

„Ein Volk will Zukunft! – Heimat bewahren! Überfremdung stop-

pen! Kapitalismus zerschlagen!“ beteiligten sich aus Niedersachsen 

aufgrund der landesweit wenig ausgeprägten Strukturen der Par-

tei erwartungsgemäß nur Einzelpersonen. Zu der von den Parteien 

„Die Rechte“ und NPD/JN gemeinsam angemeldeten Demonstration 

„Heraus zum nationalen Tag der Arbeit“ am 01.05.2022 in Dort-

mund (Nordrhein-Westfalen) reisten neben niedersächsischen Mit-

gliedern der JN und der Partei „Die Rechte“ auch Angehörige der 

neonazistischen Szene aus den Bereichen Braunschweig, Hannover, 

Hildesheim und dem Harz an.

In Niedersachsen beteiligten sich Angehörige der neonazistischen 

Szene an verschiedenen Demonstrationen und Kundgebungen der 

NPD/JN bzw. der Partei „Die Rechte“, die überwiegend in Braun-

schweig stattfanden.

Rechtsextremistische Festivals und Netzwerkbestrebungen

Den Stellenwert ehemals teilnehmerstarker Demonstrationen hat-

ten zwischenzeitlich Großveranstaltungen übernommen, die jedoch 

im Berichtsjahr aufgrund der Corona-Pandemie nicht stattfinden 

konnten. Exemplarisch für die nach wie vor bestehende Attrakti-

vität und die damit einhergehende Professionalisierung größerer 

Veranstaltungen mit Event-Charakter sind die zuletzt im Jahr 2019 

zum wiederholten Mal in Ostritz (Sachsen) durchgeführten und 

von dem bekannten Neonazi und stellvertretenden NPD-Bundes-

vorsitzenden Thorsten Heise aus Thüringen organisierten „Schild 

& Schwert“-Festivals. An den zweitägigen Veranstaltungen unter 

dem Titel „Schild & Schwert – Sommerfestival“, die neben Politik-

foren, Verkaufs- und Infoständen auch eine „Tattoo-Convention“, 
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Kampfsportvorführungen sowie Konzerte bekannter rechtsextre-

mistischer Bands umfassten, nahmen in der Spitze rund 700 Ange-

hörige der neonazistischen und subkulturellen Szene teil. Das 

Veranstaltungskonzept ist der Versuch, Politik, Ideologie und rechts-

extremistischen Lifestyle miteinander zu verbinden.

Am 24.09.2022 veranstaltete das NPD-Presseorgan „Deutsche 

Stimme“ in Eisenach (Thüringen) den ersten „Netzwerktag“, an 

dem sich Angehörige verschiedener rechtsextremistischer Organi-

sationen und Strömungen beteiligten, um der in weiten Teilen des 

traditionellen Rechtsextremismus festzustellenden strukturellen und 

organisatorischen Schwäche zu begegnen. Unter dem Motto „Spal-

tung überwinden“ sollten Möglichkeiten zur Bildung einer organisa-

tionsübergreifenden „Querfront“ gegen die Regierung und letztlich 

das demokratische System ausgelotet werden. Unter den insgesamt 

etwa 70 Teilnehmenden der Veranstaltung befanden sich auch Ver-

treter der neonazistischen Szene wie Patrick Schröder (FSN-TV) und 

Sascha Krolzig (Partei „Die Rechte“ und Herausgeber des Magazins 

„N.S. Heute“).

Kampfsport

Kampfsport und der dazugehörige Lifestyle haben sich innerhalb 

der rechtsextremistischen Szene zu einem identitätsstiftenden Fak-

tor mit organisationsübergreifender Anziehungskraft entwickelt. 

Dies gilt insbesondere für einen bestimmten Teil des Neonazismus, 

der sich selbst als Avantgarde versteht. In Kampfsportseminaren 

werden Angehörige der rechtsextremistischen Szene auf lokaler 

Ebene mit den Grundtechniken verschiedener Kampfsportarten ver-

traut gemacht, die ihnen in professionell organisierten Kampfsport-

Events vorgeführt werden.

Ursprung und Mittelpunkt dieser Entwicklung ist die 2013 ins Leben 

gerufene Veranstaltung „Kampf der Nibelungen“, die nach stetig 

wachsenden Teilnehmerzahlen im Jahr 2019 erstmals von einer Ver-

sammlungsbehörde verboten wurde. 

Gegen das durch die Stadt Ostritz (Sachsen) ausgesprochene Verbot 

des Kampfsportturniers hatten die Veranstalter eine Fortsetzungs-

feststellungsklage geführt, die am 07.09.2022 mit der Abweisung 

durch das Verwaltungsgericht Dresden (Sachsen) endete. Das 

Gericht bestätigte in seinem Urteil die von der Verbotsbehörde 
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vorgebrachte Auffassung, dass bei der Veranstaltungsreihe „Kampf 

der Nibelungen“ nicht sportliche Aspekte im Vordergrund stehen 

würden, sondern die Vorführung von Kampftechniken sowie die 

Kampfertüchtigung als Einstieg in den physischen politischen Kampf. 

Letztlich habe die Veranstaltung darauf abgezielt, dem Besucher-

kreis Gewaltkompetenzen zur Überwindung des politischen Systems 

zu vermitteln. 

Die Bestätigung des Verbots, gegen das noch Rechtsmittel einge-

legt werden können, bedeutet einen erheblichen Rückschlag für 

die Veranstalter in ihren Bemühungen um eine Professionalisierung 

und Kommerzialisierung des Kampfsports und für die gewaltgeneig-

te rechtsextremistische Szene insgesamt wegen des Verlusts einer 

identitätsstiftenden Veranstaltung. Die für Mai 2023 mit Unter-

stützung der Veranstalter des „Kampfs der Nibelungen“ in Ungarn 

geplante „European Fight Night“ wird diesen Wegfall nicht kom-

pensieren können.

„Heldengedenken“

Um eine Glorifizierung der Wehrmacht geht es beim sogenannten 

Heldengedenken, das regelmäßig im November aus Anlass des 

Volkstrauertages stattfindet.

Angehörige der „Oskars Osna“ posierten am 13.11.2022 mit Fackeln 

an einem Denkmal im Landkreis Melle, um „derer zu gedenken, wel-

che im Krieg um Deutschland ihr Leben ließen.“

Mit einem im Internet veröffentlichten Videobeitrag dokumentierten 

Angehörige der Ortsgruppe Bremen der rechtsextremistischen Bru-

derschaft „Nordic 12“ ihren mit zehn Mitgliedern durchgeführten 

Fackelaufzug an einem Ehrenmal in Lemwerder (Landkreis Weser-

marsch), bei dem sie einen Kranz mit der Aufschrift „Ehre wem Ehre 

gebührt“ niederlegten.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die bereits seit einigen Jahren anhaltende personelle und aktionis-

tische Stagnation der neonazistischen Szene dauerte auch im Jahr 

2022 an. Ausschlaggebend sind Attraktivitätsverlust und mangeln-

de Anschlussfähigkeit infolge einer unzeitgemäßen und vergan-

genheitsbezogenen ideologischen Verengung auf den historischen 

Nationalsozialismus. Gruppierungen stellten ihre Aktivitäten ein, 
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verzichteten auf politisch geprägte Aktionen, reduzierten diese auf 

ein öffentlich nicht wahrnehmbares Maß oder sind lediglich noch 

virtuell präsent. Die Entstehung neuer Gruppierungen war hingegen 

nur in wenigen Einzelfällen zu beobachten.

Durch das Fehlen einer Koordinierung oder Steuerung der politi-

schen Aktivitäten vollzieht sich die Entwicklung der neonazistischen 

Szene in Niedersachsen uneinheitlich. Dies spiegelt sich einerseits in 

der reinen Größe der Gruppierungen und zumeist losen Netzwer-

ken wider, andererseits in der von den verbliebenen lokalen oder 

regionalen Strukturen unterschiedlich praktizierten Zusammenar-

beit untereinander. Kooperationen über teilweise große räumliche 

Entfernungen sind ebenso feststellbar wie verschiedene Konstellati-

onen mit Personen und Strukturen anderer Spektren. So sind in zahl-

reichen Fällen Schnittmengen zu den Parteien „Die Rechte“, „Der 

III. Weg“ sowie zur NPD oder zu deren Jugendorganisation „Jun-

ge Nationalisten“ (JN) zu beobachten, die zur Aufrechterhaltung 

eines wahrnehmbaren Aktionsniveaus mittlerweile von elementarer 

Bedeutung sind. Daneben bestehen Kontakte zu überwiegend sub-

kulturell geprägten Bruderschaften wie „Nordic 12“, „Brigade 8“ 

und „Blood Brother Nation“ oder zur rechtsextremistisch beeinfluss-

ten Hooliganszene. Nur durch diese Kooperationen scheint es der 

neonazistischen Szene derzeit möglich, das grundsätzlich schwin-

dende Mobilisierungspotenzial oberflächlich zu kompensieren.

Ungeachtet dessen dürfte von der Neonaziszene weiterhin die Vor-

stellung von einer rassistisch verstandenen homogenen Volksge-

meinschaft als idealtypischer, zeitlos moderner Gegenentwurf zur 

liberalen und multikulturellen Gesellschaft gesehen und propagiert 

werden. Anhänger der neonazistischen Szene werden deshalb auch 

künftig versuchen, die daraus resultierenden fremdenfeindlichen 

und rassistischen Überzeugungen verschärft in den gesellschaftli-

chen Diskurs zur Flüchtlings- und Einwanderungsthematik einfließen 

zu lassen. Es besteht hierdurch die Gefahr einer weiteren Radika-

lisierung auch über die rechtsextremistische Szene hinaus, die in 

Gewalttaten gegen Asylsuchende und Flüchtlingsunterkünfte, poli-

tische Gegner, aber auch gegen Helferinnen und Helfer sowie gegen 

Politikerinnen und Politiker münden kann.
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2.6   Identitäre Bewegung 
Deutschland (IBD)

Gründung/ 

Bestehen seit

Oktober 2012; als eingetragener Verein mit Sitz in Paderborn 

(Nordrhein-Westfalen) seit August 2014: „Identitäre Bewegung 

Deutschland e. V.“

Struktur/Repräsentanz Bundesweit diverse Regional- und Ortsgruppen

Mitglieder/Anhänger/ 

Unterstützer 

Niedersachsen: 40 

Veröffentlichungen Wechselnde Internetpräsenzen mit zunehmend verstärkter Nut-

zung von alternativen Plattformen und Messenger-Diensten. Die 

einzelnen Regional- und Ortsgruppen sind nach weitreichenden 

Löschungen nur noch vereinzelt und oftmals unter neuem Namen in 

den gängigen Sozialen Medien präsent.

Kurzportrait/Ziele Die „Identitäre Bewegung Deutschland“ (IBD) ist eine aktivistische Ge-

meinschaft im europäischen Rechtsextremismus, deren Vertreter auch 

in Niedersachsen lokale Untergruppen gebildet haben. Die IBD ist in 

einer netzwerkähnlichen Struktur organisiert und basiert auf Personen-

zusammenschlüssen vor allem jüngerer Menschen. Ideologisch wird 

die IBD dem Umfeld der Neuen Rechten26 zugeordnet und gehört zu 

einem intellektuell geprägten Spektrum im organisierten Rechtsextre-

mismus, das sich auf die antidemokratischen Theoretiker der „Konser-

vativen Revolution“ beruft. Belege hierfür sind ihre programmatischen 

Positionierungen und ihr ideologisches Konzept der „ethnokulturellen 

Identität“, aber auch diverse europaweite Kontakte zu Personen und 

Organisationen der Neuen Rechten. Im Gegensatz zu den Denkzir-

keln der Neuen Rechten führt die IBD jedoch auch konkrete Aktionen 

durch und verbreitet diese anschließend medial aufbereitet im Internet.

Finanzierung Die IBD finanziert sich aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden und dem 

Verkauf von Artikeln im Internetshop der Organisation. Die eigene 

Vermarktung erfolgt über das Internet. 

26  Die mit dem Begriff Neue Rechte bezeichnete ideologische Strömung beruft sich auf die 
„Konservative Revolution“, eine intellektuelle Strömung antidemokratischen Denkens in 
der Weimarer Republik. Der Begriff wird aber nicht einheitlich verwendet. Manche Autoren 
erfassen mit diesem Begriff den um Theoriebildung bemühten Teil des Rechtsextremismus 
in seiner Gesamtheit.
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Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit 

Die „Identitäre Bewegung Deutschland“ (IBD) versteht sich als Able-

ger der „Identitären Bewegung Österreich“ (IBÖ) und der Anfang 

des Jahres 2021 verbotenen französischen Jugendorganisation 

„Génération Identitaire“ (GI). Bei der GI handelte es sich um die 

Jugendorganisation des „Bloc identitaire“, welcher die Nachfolgeor-

ganisation der aufgrund rassistischer und gewalttätiger Aktivitäten 

im Jahr 2002 verbotenen Gruppierung „Unité radicale“ darstellte. 

Begründet wurde das offiziell am 03.03.2021 durch das französische 

Innenministerium verkündete Verbot der GI u. a. mit dem martiali-

schen, paramilitärischen Auftreten der Organisation. 

Die GI diente der IBD insbesondere in ihrer Gründungsphase als Vor-

bild für eigene Aktivitäten. Erkennungszeichen der IBD ist weiterhin 

das Lambda, der elfte Buchstabe des griechischen Alphabets, in 

einem Kreis. Das Symbol war im antiken Griechenland das Erken-

nungsmerkmal der Spartaner, die u. a. im 5. Jahrhundert v.  Chr. 

gegen die Invasion der Perser kämpften. In Anlehnung an den 

US-amerikanischen Kinofilm „300“ wird der Bezug zu den Solda-

ten des spartanischen Heeres hergestellt, die auf ihren Schilden das 

Lambda trugen. Die Mitglieder der IBD sehen sich in der Tradition 

der Spartaner und tragen dies mit der Verwendung des Lambdas 

öffentlich zur Schau.

Die IBD betrachtet sich als Bestandteil einer europaweiten Bewe-

gung. Ihr Ziel ist es, die europäische Jugend im Kampf für die ihrer 

Meinung nach bedrohte Freiheit und kulturelle Identität zu vereinen. 

Ihre vornehmliche Aufgabe sieht die IBD folglich in der Verteidigung 

und Bewahrung von „Heimat, Freiheit, Tradition“. An erster Stelle 

stehe hierbei der Erhalt der „ethnokulturellen Identität“, die durch 

einen befürchteten „demographischen Kollaps“ sowie durch angeb-

liche „Massenzuwanderung“ und „Islamisierung“ bedroht sei. Das 

Konzept der „ethnokulturellen Identität“ bezeichnet dabei einen 

völkischen Nationalismus bzw. Regionalismus im europäischen Kon-

text. In Anlehnung an den Franzosen Alain de Benoist, der einer der 

maßgeblichen Vordenker der Neuen Rechten in Europa ist, wird dar-

unter eine ethnische, religiöse und kulturelle Prägung von Gemein-

schaften und ganzen Völkern verstanden, durch die allein sich die 

Identität des Einzelnen definiere. 

Logo der IBD
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Die IBD richtet sich deshalb vehement gegen Multikulturalismus 

und propagiert einen europäischen Ethnopluralismus. Dieser 

begründet die vermeintlich zu verteidigenden kulturellen und 

zugleich vermeintlich naturgegebenen Unterschiede zwischen eth-

nischen Gruppen im Sinne eines kulturellen Rassismus und fordert 

dementsprechend die strikte räumliche und kulturelle Trennung 

unterschiedlicher Ethnien. Die Positionen der IBD sind vor allem 

von einer zum antimuslimischen Rassismus tendierenden Islam-

feindlichkeit geprägt. Die IBD behauptet eine Unvereinbarkeit und 

Feindschaft der Muslime mit der einheimischen Bevölkerung und 

schreibt ihnen unabänderliche Wesensmerkmale (frauenfeindlich, 

unehrlich, machtbesessen usw.) pauschal zu. Ethnische Zugehörig-

keiten werden auf diese Weise kulturalisiert und religiös überhöht, 

auch um an bestehende fremden- und islamfeindliche Ressenti-

ments in der Bevölkerung anknüpfen zu können. Hiermit richtet 

sich die IBD gegen die im Grundgesetz verbrieften Freiheits-, 

Gleichheits- und Menschenrechte (Art. 1 – 4 GG) und ist damit 

verfassungsfeindlich (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG).

Seit die IBD im September 2014 ihre Kampagnenfelder auf das 

Thema „Asylsuchende“ ausgeweitet hat, ist eine weitere Radika-

lisierung festzustellen. Nach Meinung der „Identitären“ sind Asyl-

suchende in ihrer großen Mehrzahl „aggressive Kolonisatoren, 

die die indigene Bevölkerung immer weiter verdrängen und nicht 

integrierbar sind“. Im Zuge der Asylpolitik der Bundesregierung 

fokussierte sich die IBD unter Initiierung der Kampagne „Großer 

Austausch“ fortan auf dieses Themenfeld. Im Jahr 2016 wurde die 

Kampagne mit der Forderung nach „Remigration“ weitergeführt 

und wiederholt mit dem Hinweis auf eine angeblich gestiege-

ne Bedrohungslage durch „Kriminelle und Terroristen“ im Zuge 

der vermeintlichen „Islamisierung“ Deutschlands und Europas 

verbunden. 

Gegen die Beobachtung durch das Bundesamt für Verfassungs-

schutz hatte die IBD bereits 2017 Klage erhoben. Das Verwal-

tungsgericht (VG) Köln wies am 13.10.2022 die Klage der IBD ab 

und bestätigte die bisherige Beobachtungswürdigkeit. Nach dem 

Urteil des Gerichts liegen hinreichende tatsächliche Anhaltspunk-

te für eine verfassungsfeindliche Bestrebung vor (VG Köln 13 K 

4222/18):
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„Es finden sich einige Äußerungen, die die Menschenwürdegarantie verletzen. Das in den 

Äußerungen zutage geförderte Volksverständnis widerspricht dem im Grundgesetz zum 

Ausdruck kommenden Verständnis und ist geeignet, Zugehörige einer anderen Ethnie aus-

zugrenzen und als Menschen zweiter Klasse zu behandeln. Es tritt das Ziel zutage, Migran-

ten – insbesondere außereuropäische – auszugrenzen und verächtlich zu machen.

Es handelt sich bei der Vielzahl der Äußerungen erkennbar nicht (mehr) um bloße Ent-

gleisungen einzelner Funktionsträger, Mitglieder oder Anhänger des Personenzusammen-

schlusses, die sich von der Linie des Klägers abheben würden. Aus dem Grundtenor der 

zitierten Aussagen lässt sich ableiten, dass das Volksverständnis und die ausländerfeindliche 

Agitation Ausdruck eines generellen Bestrebens des Klägers ist.“

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Die „Identitäre Bewegung“ (IB) wurde in den vergangenen Jahren 

insbesondere durch die Sperrung ihrer Kanäle auf den gängigen 

Social Media-Plattformen empfindlich getroffen. Nach der Löschung 

ihrer Facebook-Profile und dem Entfernen der IBD-Internetseite aus 

den Suchmechanismen bei Google erfolgte 2020 die Löschung 

zahlreicher Konten der IB (inklusive Untergruppen) beim Messen-

ger-Dienst Twitter. Als Grund wurden Verstöße gegen die Richtlinien 

in Bezug auf gewalttätigen Extremismus genannt. Auch das Video-

portal YouTube löschte mehrere Konten der IB. Davon war auch 

Martin Sellner betroffen. Der 33-jährige Österreicher ist nicht nur 

Führungsfigur und ideologischer Vordenker der deutschsprachigen 

IB, sondern zugleich ihr bekanntestes Gesicht. Die anschließenden 

Versuche, auf alternativen Plattformen wie dem Messenger-Dienst 

Telegram oder dem Videoportal BitChute ein ähnlich großes Publi-

kum zu erreichen, sind bislang fehlgeschlagen. Auch im Jahr 2022 

konnte die IB keine erfolgreiche Strategie entwickeln, um den fort-

schreitenden Öffentlichkeits- und damit verbundenen Aufmerksam-

keitsverlust aufzuhalten bzw. umzukehren. 

Die IB nutzt die eigene Medienagentur „Okzident Media“, das 

Finanzdienstleistungsunternehmen „Schanze Eins“ und den IBD-

Shop „Phalanx Europa“, um die Kommunikationsfähigkeit sicherzu-

stellen und ideologisch nahestehende Nachrichteninhalte online zu 

verbreiten. Dennoch ist die Verbreitung ihrer Ideologie durch die 

Löschungen erheblich eingeschränkt worden. Der durch fortlaufen-

de Sperrungen erzwungene Wechsel auf kleinere, alternative Kom-

munikationsplattformen, wird zum Großteil nur noch vom Kern der 
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Anhängerschaft wahrgenommen. Darüber hinaus erschwert diese 

Entwicklung die Rekrutierung neuer Interessenten und Mitglieder. 

Eine weitere Schwächung erfuhr die IB, als 2021 vom österreichi-

schen Parlament ein Verbot des öffentlichen Verwendens ihrer Zei-

chen und Symbole beschlossen wurde. 

Neuausrichtung bei Aktionsformen und Namensgebung

Um dem schleichenden Bedeutungsverlust zu begegnen, befin-

det sich die IB seit Ende 2021 in einer Phase der Transformation. 

Bewusst wurde bei früheren Aktionen auf Maskierungen verzichtet. 

Um offen „Gesicht zu zeigen“ und möglichst einen militanten Ein-

druck zu vermeiden. Neuerdings verwenden Aktivisten in der Regel 

Schlauchschals zur Vermummung, um die Identifizierung der Betei-

ligten zu erschweren. Ziel der anonymen Ausführung ist einerseits 

der Schutz vor Outing-Aktionen der linken Szene und andererseits 

der Schutz vor strafrechtlicher Verfolgung. Zu Beginn dieser Neuaus-

richtung wurde auch auf die Verwendung der klassischen Lamb da-

Symbolik und bekannter Slogans der IB verzichtet, um einen direkten 

Bezug zur „Identitären Bewegung“ zu verschleiern. Inzwischen wird 

wieder offener zur IB Bezug genommen, wenngleich das Mittel der 

Maskierung bestehen bleibt.

„Direkt nach der erzwungenen Ruhepause durch das Prozeßfeuerwerk gegen die IB und 

meine Person folgte die Überwölbung der rechten Aktivitäten durch die ‚Coronakrise‘. Iden-

titäre Strukturen nutzen diese Zeit neben dem repräsentativen Aktivismus auf Demos für 

eine Transformation und taktische Anpassung. Diese äußert sich sichtbar in einer Wieder-

kehr der Maske.

Befördert durch die ‚Vermummungsgebote‘ bei Coronademos und getrieben durch die nack-

ten Kosten zermürbender Strafverfahren, zeigt sich der identitäre Aktivismus im deutsch-

sprachigen Raum seit einiger Zeit maskiert.“

(Martin Sellner, Beitrag auf der Internetseite der Zeitschrift „Sezession“ vom 21.02.2022, abgerufen am 10.11.2022)

Einhergehend mit der Neuausrichtung wurden deutschlandweit die 

Orts- und Regionalgruppen umbenannt, um eine regionale Verwur-

zelung zu betonen und auch um den IB-Ursprung zu verdecken. Im 

niedersächsischen Umfeld sind im Berichtszeitraum mehrere Grup-

pen aktiv. Im Großraum Hannover nennt sich der lokale IB-Ableger 

„Sturmfeste Hannover“.
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Deutlicher Rückgang an öffentlichkeitswirksamen Aktionen in 

Niedersachsen

Während in den Vorjahren viele der bundesweiten öffentlichkeits-

wirksamen Aktivitäten oder Kampagnen der IB in Niedersachsen 

stattgefunden haben, sind diese im Jahr 2022 deutlich zurückge-

gangen. Neben vereinzelten Sticker- und Plakatklebeaktionen kam 

es lediglich in Braunschweig zwischen Februar und Mai 2022 zu 

drei identischen Aktionen an zwei Schulen und an der Technischen 

Universität. Hier ließen mit einem weißen Schlauchschal vermumm-

te Aktivisten mittels Helium-Luftballon eine Musikbox zur Decke 

schweben. Die Musikbox spielte währenddessen szenetypische, 

„identitäre“ Rapmusik. Im Innern des Luftballons befanden sich 

Zettel mit gängigen IB-Slogans, die sich nach dem Platzen mög-

lichst breit verteilen sollten. Die Teilnahme von Mitgliedern der IB 

in Niedersachsen bei impfkritischen Demonstrationen fanden ohne 

sichtbare IB-Symbolik statt.

Kampagne „Gedankenverbrecher“

Bereits 2021 wurden im Internet Aktivitäten einer Gruppierung bzw. 

einer Kampagne unter dem Namen „Gedankenverbrecher“ bekannt. 

Laut Eigendarstellung lehnt sich die Gruppierung gegen einen als 

„Big Brother“ bezeichneten Überwachungsstaat auf. Dieser habe 

mittels der Einschränkungen zur Pandemiebekämpfung den ersten 

Schritt zu einer Neugestaltung der bestehenden Weltordnung ein-

geleitet. Ziel sei die „Abschaffung der Völker und Kulturen“ sowie 

die „Einrichtung einer Weltregierung“. Diese angebliche Neuge-

staltung wird als „Great Reset“ bezeichnet. Die Kampagne wirbt 

darum, sich den „Gedankenverbrechern“ anzuschließen und den 

„Widerstand gegen Big Brother weiter voran zu treiben“.27 Anhand 

der Aktivitäten der Gruppierung in den Sozialen Medien konnte 

schnell eine enge personelle und organisatorische Verbindung zur 

IB festgestellt werden. So wurden die Inhalte der Kampagne massiv 

durch Accounts der IB verbreitet und geteilt. Daneben orientieren 

sich die Aktionen der „Gedankenverbrecher“ stark an dem gängi-

gen Vorgehen der IB. In den ersten Monaten des Jahres 2022 wurde 

die Kampagne noch fortgesetzt.

27  Internetseite der Kampagne „Gedankenverbrecher”, abgerufen am 10.11.2022.
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Die Kampagne „Gedankenverbrecher“ soll gezielt Personen anspre-

chen, die den Maßnahmen der Bundesregierung zur Bekämpfung 

der Corona-Pandemie kritisch gegenüberstehen. Konkret werden 

die Maßnahmen als Handeln eines Unrechtsstaates bezeichnet und 

so der Versuch unternommen, den Staat und das politische System 

in Gänze zu delegitimieren. In einem Instagram-Profil zu der Kampa-

gne heißt es, dass „wir Tag für Tag Untergangsszenarien hören, die 

uns gefügig machen sollen“. Weiter ist dort zu lesen, dass der Staat 

aktiv seine Bürger bekämpfe und bewusst Existenzen vernichte. Die 

Kampagne macht zudem deutlich, dass die IB durchaus bereit ist, 

sich Verschwörungstheorien und Narrative der sogenannten Coro-

na-Leugner-Szene zu eigen zu machen bzw. diese zu verbreiten, 

sofern sie als Mittel zur Verächtlichmachung und Ablehnung des 

politischen Systems nützlich und nutzbar erscheinen.

Kampagne „Aktion Solidarität“

Der Beginn des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine hat inner-

halb der IB zu großen Diskussionen geführt. Nach außen gibt man 

sich neutral. Die verschiedenen Positionen zeigen sich aber beispiels-

weise darin, dass einerseits der Krieg grundsätzlich bedauert und 

die Kriegsschuld vorrangig bei Russland gesehen wird. Andererseits 

wird Russland oftmals als Getriebener geschildert und eine zentrale 

Mitschuld des Westens am Krieg gesehen.

„Für Europa ist das Ganze eine Katastrophe, weil in einer deglobalisierten Welt, da sich die 

Wirtschaft regionalisiert, kommt es darauf an, für das eigene Land eine Versorgungssicher-

heit an Nahrungsmitteln und an Rohstoffen, insbesondere Energie, sicherzustellen. Und der 

einzige Partner, der das für Europa billig und sicher liefern kann, ist Russland. Und Europa ist 

nun, nicht zuletzt auch durch den Westen und die NATO, in einen Krieg gestolpert.“

(Martin Sellner, Beitrag in seinem Kanal auf der Videoplattform odysee vom 13.05.2022, abgerufen am 10.11.2022)

Wenngleich prorussische Argumentationsmuster und die Weiter-

verbreitung russischer Falschinformationen deutlich erkennbar sind, 

argumentiert die IB stets, dass man vorrangig im deutschen oder 

auch im europäischen Interesse handle. Am 29.08.2022 versuchten 

Mitglieder der IB auf das Gelände der Anschlussstelle der Gas-Pi-

peline Nord Stream 2 in Lubmin (Mecklenburg-Vorpommern) zu 

gelangen, um nach eigenen Angaben, „die Leitung eigenständig 
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anzuschließen, um die Gaskrise zu beenden.“ Es wurde ein Banner 

mit der Aufschrift „Nord Stream aufdrehen“ präsentiert. Ein in den 

Farben Blau und Weiß gehaltenes Logo der „Aktion Solidarität“ 

zeigte einen angewinkelten Handschlag in einem Kreis. Dies stellt 

eine klare Abwandlung des eigentlichen IB-Logos (schwarzes Lamb-

da auf gelbem Grund) dar. Auch bei weiteren Demonstrationen im 

Jahr 2022 kam das neue Aktionslogo zum Einsatz.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die Aktionen und aktuellen Kampagnen der IB bestehen im Kern 

aus der ideologisch-programmatischen Forderung nach dem Erhalt 

der „ethnokulturellen Identität“ und zeigen in der begleitenden 

Darstellung im Internet unverkennbar fremdenfeindliche Positionen 

bis hin zu völkisch-nationalistischen Haltungen. Die IB stellt Men-

schen mit Migrationshintergrund und Einwanderer ungeachtet ihrer 

Individualität als homogenen Block dar, dessen Handlungen zentral 

durch die ethnische Herkunft bestimmt sind. Diesem vermeintlich 

homogenen Block wird unterstellt, einheitliche Interessen zu verfol-

gen, die stets gegen die autochthone Bevölkerung bzw. die deut-

sche Nation gerichtet sind sowie eine demographische Übernahme 

eben dieser anzustreben.

Ideologisch verfolgt die IB weiterhin einen Ethnopluralismus, der 

Menschen aufgrund kultureller Zugehörigkeiten klassifiziert und 

bewertet. Der Einzelne wird nicht als Individuum, sondern als Teil 

eines Kollektivs wahrgenommen, dem bestimmte unabänderliche 

Merkmale und Eigenschaften zugeschrieben werden. Im Sinne eines 

volksgemeinschaftlichen Denkens wird hierbei die Identität eines 

Menschen aufgrund seiner ethnischen Herkunft definiert. Die Iden-

tität eines Volkes bzw. einer Nation ist demnach vor allem durch die 

jeweiligen kulturellen Eigenheiten und Errungenschaften geprägt. 

Den ideologischen Bezugsrahmen bieten rechtskonservative Theoreti-

ker der Weimarer Republik wie Ernst Jünger, Carl Schmitt und Oswald 

Spengler, die zu den antiliberalen und antiegalitären Denkzirkeln der 

„Konservativen Revolution“ gezählt werden. So steht im Mittelpunkt 

der identitären Ideologie ein kollektivistisches Begriffsverständnis von 

„Freiheit, Heimat, Tradition“, das primär auf Ausgrenzung, Abwer-

tung und Ungleichheit setzt und sich kategorisch gegen die Prinzipien 

der freiheitlichen demokratischen Grundordnung richtet.

Logo der  
„Aktion Solidarität“
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Die Aktionen und Veranstaltungen der IB sind in den letzten Jah-

ren hingegen wenig geeignet, ein größeres Publikum anzuspre-

chen oder eine größere mediale Aufmerksamkeit zu generieren. 

Diese Entwicklung zeichnet sich auch hinsichtlich der personellen 

Struktur ab. Die IB Niedersachsen vermag es derzeit kaum, junge 

Menschen als potenzielle Interessenten bzw. Aktivisten anzuwer-

ben. Gleichzeitig entwachsen die langjährigen und gefestigten 

Akteure allmählich der aktions- und abenteuerorientierten jugend-

lichen Generation, die das Selbstverständnis der IB geprägt hat. 

Die IB Niedersachsen befindet sich derzeit in einem langsamen 

Zerfallsprozess. Es wurden im Berichtszeitraum nur wenig Aktio-

nen durchgeführt, deren Öffentlichkeitswirksamkeit zudem stark 

begrenzt blieb. Auch aktive Maßnahmen zur Gegensteuerung, 

wie die Umbenennung auf lokaler Ebene oder die Vermummung 

bei Aktionen, haben bisher keine grundsätzliche Trendumkehr 

eingeläutet.

Die wesentlichen ideologischen Inhalte der IB bestehen fort. Die 

ethnokulturelle Identität sieht die IB durch den Multikulturalismus 

bedroht, weshalb diese weiterhin mit der Schwerpunktsetzung 

auf die Themen Migration und Islam versucht, gesellschaftlich 

anschlussfähig zu sein und den öffentlichen Diskurs in ihrem Sinne 

zu beeinflussen. Die Islamfeindlichkeit der IB stützt sich insbesonde-

re auf Narrative über kulturell bedingte Bildungsdefizite bestimmter 

Migrantengruppen oder der Ethnisierung von sexueller Gewalt. Das 

stetige Wiederaufgreifen dieser Themenkomplexe zeugt von einem 

Stillstand innerhalb der ideologischen Entwicklung der IB bzw. von 

einer Erfolglosigkeit im Aufgreifen neuer Ansätze. 

Hierfür steht beispielhaft die Kampagne „Gedankenverbrecher“, die 

nicht unter dem Label der IB durchgeführt wurde. Die Kampagne 

folgt auf den letztlich gescheiterten Versuch, sich an den Protesten 

von sogenannten Corona-Leugnern und Querdenkern zu beteiligen 

und diese für eigene Zwecke zu nutzen. Die IB suchte hier die Nähe, 

als erkennbar wurde, dass Teile des Spektrums den Staat und seine 

Institutionen ablehnen bzw. delegitimieren. Nach zunächst verein-

zelter Teilnahme an Versammlungen dieser Protestszene nahm die IB 

jedoch schließlich Abstand hiervon. Am Ende wirkten die politische 

und soziale Heterogenität der Corona-Leugner-Szene sowie deren 

mediales Image als verschwörungsaffine Wirrköpfe abschreckend 
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auf die sich als elitär und intellektuell verstehende IB. Dennoch 

zeugen Kampagnen wie „Gedankenverbrecher“ und die „Akti-

on Solidarität“ von einer grundsätzlichen Bereitschaft, das eigene 

Themenspektrum situationsbezogen zu erweitern. Insgesamt bleibt 

zu konstatieren, dass eine inhaltliche und thematische Erweiterung 

nicht das grundlegende Problem der mangelnden öffentlichen 

Reichweite kompensieren wird.

2.7  Junge Alternative (JA) 
Niedersachsen

Gründung/ 

Bestehen seit

Auflösung am 04.11.2018; Neugründung am 25.04.2021

Struktur/ 

Repräsentanz

Landesverband

Mitglieder/Anhänger/ 

Unterstützer 

Niedersachsen: 15 

Veröffentlichungen Präsenz in den Sozialen Medien, eigene Internetseite,  

Online-Shop (www.patria-laden.de) des Bundesverbands

Kurzportrait/Ziele Die „Junge Alternative“ (JA) Niedersachsen ist eine eigenständi-

ge, dem Bundesverband der Jungen Alternative für Deutschland 

untergeordnete politische Vereinigung und fungiert als offizielle 

Jugendorganisation der „Partei Alternative für Deutschland“ 

(AfD). Nach der Bekanntgabe, dass die JA Niedersachsen mit Wir-

kung vom 03.09.2018 Beobachtungsobjekt des Niedersächsischen 

Verfassungsschutzes ist, wurde der Landesverband am 04.11.2018 

aufgelöst. Als eine Art dezentrale Strategie der AfD Niedersach-

sen unternahmen einzelne Kreisverbände den Versuch, regionale 

Jugendgruppen ohne einheitliche Organisationsbezeichnung zu 

etablieren. Erst gegen Ende des Jahres 2020 wurden die Bemü-

hungen um eine Neugründung des niedersächsischen Landesver-

bandes der JA intensiviert und am 25.04.2021 vollzogen.
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Die Ideologie der JA basiert auf einem ethnisch-kulturellen Volks-

begriff, der dem Volksbegriff des Grundgesetzes entgegensteht. 

Ebenso finden sich islam-, einwanderungs- und asylfeindliche 

Positionen wieder. Als Jugendorganisation versucht die JA Einfluss 

auf die Mutterpartei zu nehmen, um politische Inhalte mitzube-

stimmen. Gleichzeitig wirkt sie unterstützend, indem der Wahl-

kampf von AfD-Kandidaten in Form von Veranstaltungen und 

dem Anbringen von Plakaten betrieben wird.

Finanzierung Die JA Niedersachsen finanziert sich aus Mitgliedsbeiträgen und 

Spenden.

Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

Für die Beobachtungswürdigkeit ist der ethnisch-kulturelle Volks-

begriff der JA von zentraler Bedeutung. Mit ihm soll primär das Ziel 

des Erhalts des deutschen Volkes in seinem ethnischen Bestand zum 

Ausdruck gebracht werden. Dieser ethnisch-kulturelle Volksbegriff ist 

jedoch mit der Menschenwürde nach Art. 1 GG nicht vereinbar. Die 

Staatsangehörigkeit spielt als Zugehörigkeitsmerkmal zum Volk nur 

eine untergeordnete Rolle, denn deutsche Staatsangehörige mit Migra-

tionshintergrund unterscheiden sich für die JA von ethnisch Deutschen. 

Es wird ein Weltbild propagiert, in dem ethnisch „Fremde“ (vor allem 

Einwanderer, Asylbewerber, Geflüchtete und Menschen muslimischen 

Glaubens) abgewertet und ausgegrenzt werden. Sie werden pauschal 

als Gefahr und kriminelle Bedrohung dargestellt, vor der sich die Gesell-

schaft schützen muss. Dies steht in einem Konflikt mit dem Gleichheits-

prinzip nach Art. 3 Abs. 3 GG. Im Kontext der Einwanderung spricht 

die JA nicht von Integration, sondern stets von Assimilation und meint 

damit eine vollständige Anpassung unter Aufgabe der eigenen kultu-

rellen Identität. Jedoch können auch vollständig assimilierte deutsche 

Staatsangehörige mit Migrationshintergrund nie den gleichen Stellen-

wert wie ureingesessene Deutsche erreichen. Diese Kategorisierung 

von Menschen in unterschiedliche Klassen stellt implizit eine rassis-

tisch begründete Ungleichwertigkeit von Menschen aufgrund ethni-

scher Merkmale dar. Die JA konstruiert somit eine Vision einer in sich 

geschlossenen ethnisch-homogenen Gesellschaft. Das Verwaltungsge-

richt Köln bekräftigt in seinem Urteil vom 08.03.2022 die Unvereinbar-

keit des Volksbegriffes der JA mit dem des Grundgesetzes: 
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„Die mit dem Volksbegriff des Grundgesetzes unvereinbare Auffassung der JA kommt bereits 

in ihrem Parteiprogramm – dem sog. ‚Deutschlandplan‘ – unverkennbar zum Ausdruck.“

(VG Köln, Urteil vom 08.03.2022 – VG 13 K 326/21, Rn. 240)

Der Deutschlandplan gilt als politisches Programm und „Wertekom-

pass“ der JA. Er wurde auf dem 11. Bundeskongress am 15.10.2022 

in Apolda (Thüringen) durch das Programm „Jugend, die voran-

geht!“ erneuert. In diesem wird auf explizite Ausformulierungen 

größtenteils verzichtet, was im Hinblick auf das Urteil des Verwal-

tungsgerichts Köln als taktische Entscheidung gewertet werden 

kann. 

Neugründung des niedersächsischen Landesverbandes

Nachdem sich die JA Niedersachsen am 04.11.2018 auflöst hat-

te, mehrten sich Ende des Jahres 2020 die Indizien, dass eine bis 

dahin verfolgte dezentrale Strategie durch die Neugründung eines 

einheitlichen JA-Landesverbandes abgelöst werden könnte. Am 

25.04.2021 gab der niedersächsische Landesverband der AfD 

schließlich bekannt, dass sich die JA Niedersachsen neu gegründet 

hat:

„Für den Landesverband der #AfD war es eine Herzensangelegenheit die Neugründung der 

JA Niedersachsen zu unterstützen. Nach (zu) langer Pause hat sich heute die JA Niedersach-

sen gegründet.“

(Facebook-Eintrag des AfD-Landesverbandes vom 25.04.2021)

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Während des Landesparteitages der AfD Niedersachsen am 

28.05.2022 in Hannover wurde ein Antrag zur Tagesordnung ange-

meldet, der auf die Nichtanerkennung der JA-Neugründung als 

offizielle Jugendorganisation der Partei zielte. Demnach sei es die 

Angelegenheit des Landesparteitages, über die Anerkennung einer 

Jugendorganisation zu entscheiden. Die Neugründung der JA Nieder-

sachsen sei hingegen unter der Mitwirkung des damaligen Landes-

vorstandes erfolgt und somit nichtig. Dieses Vorhaben verdeutlicht 

die innerparteilichen Machtkämpfe in der AfD Niedersachsen, die 

ebenfalls die JA zum Streitpunkt machen. Sogenannte gemäßigte 

Kräfte des niedersächsischen AfD-Landesverbandes wollen einen 

Logo der Jungen Alternative
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parallel existierenden Zusammenschluss junger AfD-Mitglieder als 

offizielle Jugendorganisation der AfD in Niedersachsen etablieren. 

Als Reaktion auf die Nichtanerkennung bekam die JA Niedersachsen 

Zuspruch vom damaligen JA-Bundesvorsitzenden Carlo Clemens:

„Ich stehe zur JA Niedersachsen und halte es für ein furchtbares 

Signal, dass die Jugendorganisation heute als Bauernopfer für machtpolitische Muskelspiele 

herhalten musste. … Werde beim Bundesvorstand der @AfD Beschwerde über die Nicht-An-

erkennung der nach Satzung offiziellen und einzigen Jugendorganisation einlegen. Lasst 

uns über den Kurs der Partei streiten – aber nicht auf dem Rücken von jungen Menschen, 

die sich aufopfern für die Sache!“

(Twitter-Eintrag des damaligen JA-Bundesvorsitzenden Carlo Clemens vom 28.05.2022)

Weiteren Rückhalt erfuhr die JA Niedersachsen durch den thüringi-

schen AfD-Landessprecher Björn Höcke. Seiner Ansicht nach gelte 

die Verankerung der JA in der Parteisatzung auch für Niedersach-

sen. Auf dem Bundeskongress der JA am 15.10.2022 unterstütz-

te schließlich der AfD-Bundesvorsitzende den niedersächsischen 

JA-Landesverband und betonte:

„Wir brauchen eine starke JA Niedersachsen!“

(AfD-Bundessprecher auf dem JA-Bundeskongress am 15.10.2022 in Apolda, Instagram-Eintrag der JA Niedersachsen vom 
15.10.2022)

Der JA-Bundeskongress kann als wegweisend bewertet werden. Das 

sogenannte solidarisch-patriotische Lager konnte seinen Einfluss 

weiter ausbauen, was für eine inhaltlich-ideologische Fortführung 

der völkisch-nationalistischen Positionen spricht. Auch mehrere 

Vertreter der JA Niedersachsen reisten zum Bundeskongress an. Ihr 

Landesvorsitzender wurde erneut in den Bundesvorstand gewählt 

und in seinem Amt als stellvertretender Schriftführer bestätigt. Wei-

ter beachtenswert ist vor allem das Selbstverständnis des JA-Bun-

deskongresses als eine Art Vernetzungstreffen der Neuen Rechten. 

Die JA lud Gäste unterschiedlicher politischer Vorfeldorganisationen 

ein, die sich mit einem eigenen Stand präsentieren konnten. Diese 

Gäste spiegeln ein nahezu vollständiges Abbild der außerparlamen-

tarischen Neuen Rechten in ihrem gesamten Spektrum wider. Neben 

dem Publizisten Götz Kubitschek mit seinem „Verlag Antaios“ und 
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dem „Institut für Staatspolitik“ war auch die „Identitäre Bewegung“ 

mit ihrer Bekleidungsmarke „Phalanx Europa“ und ihrem Hausprojekt 

„Castell Aurora“ vertreten, ebenso wie das Online-Bildungsprojekt 

„GegenUni“, die Zeitschrift „COMPACT“ oder der Spieleentwickler 

„Kvltgames“. Die JA sieht sich selbst als Teil der „Mosaik-Rechten“ 

und öffnet sich nicht nur dem politischen Vorfeld, sondern betrach-

tet sich als wichtiger Bestandteil eines „großen Ganzen“:

„Als Parteijugend des patriotischen Widerstandes sind wir Teil eines 

größeren Mosaiks. Wir sind stolz, dass viele Vertreter, von Verlagen über Medien bis zu 

Bürgerinitiativen auf unserem Kongress anwesend sind.“

(Twitter-Eintrag der „Jungen Alternative für Deutschland“ vom 15.10.2022)

Die Verbindungen zum neurechten politischen Vorfeld sind auch 

innerhalb der JA Niedersachsen zu beobachten. Sie reichen von der 

Weiterverbreitung entsprechender Inhalte über das Werben für Vor-

feldorganisationen bis zur Moderation eines Online-Formats.

Wie der Bundesverband hat auch die JA Niedersachsen einen neu-

en Vorstand gewählt. Auf dem Landeskongress am 25.09.2022 

wurden vakante Vorstandspositionen besetzt. Zugleich wurde mit 

dem „JA-Niedersachsenplan“ ein Forderungspapier formuliert, das 

sich an den niedersächsischen AfD-Landesverband richtet. In die-

sem stellt die JA ihre thematischen Schwerpunkte heraus, die die 

zukünftige AfD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag berücksich-

tigen soll.

Im Zusammenhang mit der Landtagswahl am 09.10.2022 leisteten 

JA-Mitglieder Wahlkampfhilfe für zwei Landtagskandidaten der AfD. 

In Rotenburg/Wümme wurde am 17.09.2022 die Direktkandidatur 

eines niedersächsischen JA-Mitgliedes unterstützt. Es wurden Flyer 

verteilt und ein Infostand organisiert. Neben der JA Niedersachsen 

waren auch Anhängerinnen und Anhänger der JA aus Brandenburg, 

Hessen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt anwesend. Am 

30.09.2022 wurde ein Aktionswochenende in Osnabrück veran-

staltet, bei dem JA-Mitglieder aus Hessen und Thüringen zugegen 

waren. Abseits der Unterstützung einer Landtagskandidatur fand 

eine Vortragsveranstaltung unter der Beteiligung eines Mitglieds aus 

dem JA-Bundesvorstand statt.
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Darüber hinaus war die JA Niedersachsen im Berichtszeitraum 

mit einem Infostand am bundesweiten Aktionstag „Gesund ohne 

Zwang“ am 05.03.2022 in Hannover vertreten. Außerhalb Nie-

dersachsens konnte die Teilnahme einzelner JA-Mitglieder am 

Sommerfest der JA Sachsen-Anhalt am 20.08.2022 sowie an der 

Großdemonstration unter dem Motto „Unser Land zuerst!“ am 

08.10.2022 in Berlin festgestellt werden.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die „Junge Alternative“ macht einen ethnisch-kulturellen Volks-

begriff zu ihrem ideologischen Kern, der in einem Konflikt zum 

Grundgesetz steht. Sie wertet Minderheiten ab und spricht ihnen 

die grundsätzliche Gleichwertigkeit ab. In Niedersachsen zeigte die 

JA vor allem im Kontext der Landtagswahl einen erhöhten Aktivi-

tätsgrad, wie es die organisierten Wahlkampfveranstaltungen unter 

Beteiligung von Vertreterinnen und Vertretern anderer JA-Landes-

verbände zeigen. Mit dem an die niedersächsische AfD-Landtags-

fraktion adressierten Forderungspapier sind wiederum inhaltliche 

Äußerungen und Standpunkte zu vernehmen. Die Vorstandsfunkti-

on des niedersächsischen JA-Landesvorsitzenden im Bundesverband 

weist auf eine eindeutige Unterstützung der völkisch-nationalisti-

schen Ideologie des auf Bundesebene überlegenen „solidarisch-pat-

riotischen“ Lagers hin. Eine Distanzierung von rechtsextremistischen 

Positionen ist jedenfalls nicht zu erkennen. Die Verbundenheit zum 

neurechten politischen Vorfeld konnte beim Bundeskongress beob-

achtet werden. Diese Synergie geht über die bloße Vernetzung 

hinaus. Die JA betrachtet sich als Teil eines Gesamtbildes, das sich 

aus verschiedenen Medien, Organisationen, Initiativen etc. zusam-

mensetzt. Dass die Jugendorganisation in Niedersachsen durch-

aus umstritten ist und als mögliche Gefahr für die Gesamtpartei 

gesehen wird, offenbarte der Antrag einiger AfD-Mitglieder beim 

Landesparteitag am 22.05.2022, die Neugründung der JA nicht 

anzuerkennen. Das eindeutige Bekenntnis des AfD-Bundessprechers 

zur JA Niedersachsen lässt jedoch die Schlussfolgerung zu, dass eine 

rückwirkende Nichtanerkennung als unwahrscheinlich einzuschät-

zen ist. Dennoch bringt die angespannte Gesamtsituation um die JA 

Niedersachsen und die Haltung des AfD-Landesverbandes in dieser 

Frage ein gewisses Konfliktpotenzial mit sich, auch im Hinblick auf 
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ein verstärktes Auftreten einer konkurrierenden AfD-Jugendorgani-

sation. Dahingehend muss die weitere Entwicklung der JA Nieder-

sachsen kontinuierlich bewertet werden. 

2.8  „Der Flügel“ innerhalb der Partei 
„Alternative für Deutschland“ 
(AfD)

Gründung/ 

Bestehen seit

März 2015; formale Auflösung am 30.04.2020

Struktur/ 

Repräsentanz

Personenzusammenschluss/innerparteiliche Sammlungsbewegung 

ohne offizielle Strukturen/strukturelle Organisation, Funktionsträ-

ger und Ansprechpartner auf Landes- und Bundesebene bis zur 

formalen Auflösung

Mitglieder/Anhänger/ 

Unterstützer 

Niedersachsen: k. A.28

Veröffentlichungen Eigene Website, Online-Versandhandel, offizielle Kanäle in den 

Sozialen Medien (bis zum 30.04.2020), Gruppen in den sozialen 

Medien

Kurzportrait/Ziele Die bundesländerübergreifende Sammlungsbewegung „Der 

Flügel“ ist ein Personenzusammenschluss innerhalb der Partei 

„Alternative für Deutschland“ (AfD). Ein eigener Internetauftritt, 

ein Online-Shop, mehrere Gruppen in den sozialen Netzwerken, 

die abgehaltenen zentralen „Flügel“-Veranstaltungen mit den 

„Kyffhäusertreffen“ sowie ernannte Funktionsträger und An-

sprechpartner in den Bundesländern zeugen von bestehenden 

Strukturen und einer Professionalität, die weit über einen lediglich 

losen Zusammenschluss hinausgehen.

28  Auf Landesebene werden die Mitglieder des „Flügels“ unter dem sonstigen rechtsextremis-
tischen Personenpotenzial in Parteien gezählt. Eine gesonderte Ausweisung des Personen-
potenzials des „Flügels“ erfolgt nicht; siehe Kapitel 2.1, „Mitglieder-Potenzial“.
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Als Gründungsdokument des „Flügels“ kann die sogenannte 

Erfurter Resolution betrachtet werden. Die Verfasser attestieren 

darin der AfD eine fehlerhafte Entwicklung und erachten deshalb 

den Zusammenschluss des „Flügels“ als notwendig. 

Das ideologische Zentrum des „Flügels“ bildet ein völkischer 

Nationalismus, der auf ein ethnisch-homogenes Gesellschafts-

bild abzielt. Fremden- und islamfeindliche Aussagen stützen diese 

Ideologie eines völkischen Nationalismus und werden durch anti-

pluralistische sowie geschichtsrevisionistische Äußerungen ergänzt. 

Im Januar 2019 wurde „Der Flügel“ vom Bundesamt für Verfas-

sungsschutz (BfV) zum Verdachtsfall erhoben und am 12.03.2020 

als erwiesen rechtsextremistische Bestrebung eingestuft. Infolge-

dessen forderte der AfD-Bundesvorstand die Auflösung des in-

nerparteilichen Personenzusammenschlusses, welche formal zum 

30.04.2020 erfolgte. Der Niedersächsische Verfassungsschutz 

bestimmte den „Flügel“ am 19.03.2020 zum Beobachtungsobjekt.

Finanzierung Spenden, Online-Versandhandel

Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

Die völkisch-nationalistische Ideologie des „Flügels“, die von seinen 

Anhängerinnen, Anhängern, Funktionärinnen und Funktionären 

vertreten wird, zeichnet ein ethnisch-homogenes Gesellschaftsbild. 

Das Konzept von Volk und Zugehörigkeit bietet politisch Andersden-

kenden und in ethnischer wie in kultureller Hinsicht „fremden“ 

Menschen in der vom „Flügel“ propagierten Gesellschaft keinen 

Platz. Diese Anschauung geht mit fremden- und islamfeindlichen, 

antisemitischen und antipluralistischen Positionen einher und steht 

in einem eindeutigen Widerspruch zur Menschenwürde sowie dem 

Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip. Es existiert demnach eine 

Konstruktion von Feindbildern auf ethnisch-kultureller, aber auch 

auf politischer Ebene. Dies äußert sich auf der einen Seite primär 

als Agitation gegen Geflüchtete, Migranten und Menschen musli-

mischen Glaubens, auf der anderen Seite als ablehnende Haltung 

gegenüber politischen Parteien, politischem Meinungspluralismus 

oder der Bundesregierung. 

Der Parlamentarismus wird von zentralen „Flügel“-Akteuren wie 

Björn Höcke aus Thüringen strikt abgelehnt. Das vom „Flügel“ 

Logo des Flügels
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vertretene Politikverständnis stellt vielmehr einen „wahren Volks-

willen“ ins Zentrum, der die politische Ordnung bestimmen soll und 

der sich in einer Gegenposition zu einer repräsentativen Demokra-

tie befindet. Hinzu kommen immer wieder Äußerungen von „Flü-

gel“-Angehörigen, die auf eine Verharmlosung des historischen 

Nationalsozialismus abzielen und dabei von geschichtsrevisionisti-

schen Fragmenten ergänzt werden.

Darüber hinaus ist die Sammlungsbewegung im rechtsextremisti-

schen Spektrum vernetzt. Die zunehmende Professionalisierung des 

„Flügels“ fördert seinen innerparteilichen Einfluss- und Machtge-

winn. Die auf Ausgrenzung einzelner Bevölkerungsgruppen gerich-

teten Ansichten des „Flügels“ sind in ihrer Gesamtheit nicht mit 

der freiheitlichen demokratischen Grundordnung vereinbar. Der 

Niedersächsische Verfassungsschutz hat deshalb am 19.03.2020 die 

innerparteiliche Sammlungsbewegung „Der Flügel“ zum Beobach-

tungsobjekt gemäß § 6 Abs. 2 NVerfSchG bestimmt.

Formale Auflösung und Abwahl des „Flügel“-geprägten Landesvor-

standes

Nachdem „Der Flügel“ im Januar 2019 vom BfV zum Verdachts-

fall erhoben wurde und die Einstufung als erwiesenermaßen 

extremistische Bestrebung am 12.03.2020 folgte, forderte der 

AfD-Bundesvorstand die Auflösung des innerparteilichen Personen-

zusammenschlusses. In einem Beschluss vom 21.03.2020 heißt es 

wörtlich:

„Der Bundesvorstand erwartet als Ergebnis des morgigen ‚Flügel‘-Treffens eine Erklärung 

darüber, dass sich der informelle Zusammenschluss ‚Flügel‘ bis zum 30.04.2020 auflöst.“

(Beschluss des AfD-Bundesvorstandes vom 21.03.2020)

Die beiden „Flügel“-Leitfiguren Björn Höcke und Andreas Kalbitz 

konstatierten daraufhin in einer Pressemitteilung, dass prinzipiell 

nichts aufgelöst werden kann, „was formal nicht existiert“. Um 

jedoch „die Einheit der Partei zu wahren“, wurden alle dem „Flügel“ 

zugehörigen Personen bis zum 30.04.2020 gebeten, „ihre Aktivitä-

ten im Rahmen des Flügels einzustellen.“29 Die Reaktion eines nie-

dersächsischen „Flügel“-Anhängers auf dem Messenger-Dienst 

29  Pressemitteilung des „Flügels“ vom 27.03.2020.
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Twitter lässt jedoch darauf schließen, dass die Ideologie des „Flü-

gels“ weiterhin in der AfD aufrechterhalten bleibt:

„‚#DerFlügel wird jetzt bald Geschichte sein, aber der Geist des Flügels wird lebendig sein in 

dieser @AfD. Halten wir an diesem Geist fest, bewahren wir die Einheit der AfD!‘ Danke @

BjoernHoecke für fünf großartige gemeinsame Jahre!“

(Twitter-Eintrag vom 26.04.2020)

Dass die Idee des „Flügels“ auch nach der formalen Auflösung weiter 

vorhanden ist und weitreichende Pläne bestehen, dessen Strukturen 

wiederzubeleben, offenbarte ein geheim abgehaltenes Treffen in 

Niedersachsen. Am 20.02.2021 versammelten sich in Verden etwa 

20 AfD-Mitglieder, die dem „Flügel“ angehören oder diesem zumin-

dest nahestehen. Bei dem Treffen zeigten die Teilnehmenden ihre 

Absicht, die offiziell aufgelösten Strukturen des „Flügels“ in Nieder-

sachsen zu reaktivieren. Konkret ging es um Parallelstrukturen, die 

an den Kreisverbänden vorbei agieren sollten. Wie konspirativ dabei 

im Hinblick auf die formale Auflösung des „Flügels“ vorzugehen 

sei, veranschaulicht der Wortbeitrag eines damaligen Mitglieds des 

AfD-Landesvorstandes:

„Wir nennen es natürlich nicht so, wie es früher hieß, wir nennen das dann irgendwie an-

ders.“

(Aussage eines damaligen Mitglieds des Landesvorstandes am 20.02.2021 in Verden) 

Bei dem Treffen wurden sogenannte Regionalkoordinatorinnen 

und Regionalkoordinatoren benannt, die als „gewählte Vertreter 

des patriotischen Lagers“30 fungieren sollten. Ziel war es, die neu 

geschaffenen Strukturen jenseits der offiziellen Parteigliederungen 

zu organisieren und auszubauen. Zentrales Anliegen war die Koor-

dination und Mobilisierung der „Flügel“-nahen Parteimitglieder, 

um politische Mehrheiten zu erzielen, aber auch um die eigene 

Position innerhalb des Landesverbandes zu stärken. Anschließend 

wurde die Reaktivierung der „Flügel“-Strukturen in Niedersach-

sen von einem damaligen Mitglied des AfD-Landesvorstandes 

verkündet:

30  WDR vom 10.06.2021, „Recherchen von WDR und NDR: AfD-Flügel baut offenbar Struk-
turen wieder auf”.
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„Ich beglückwünsche uns, dass wir die alten Flügel-Strukturen wieder reaktiviert haben.“ 

(Aussage eines damaligen Mitglieds des Landesvorstandes am 20.02.2021 in Verden)

Das primäre Ziel, eine zahlenmäßige Überlegenheit von „Flügel“ 

nahestehenden Parteimitgliedern innerhalb des niedersächsischen 

AfD-Landesverbandes sicherzustellen, konnte nicht erreicht werden: 

Auf dem Landesparteitag der AfD Niedersachsen am 28.05.2022 

Hannover wurde der „Flügel“-geprägte Landesvorstand abgewählt 

und auch die Listenplätze zur niedersächsischen Landtagswahl am 

09.10.2022 wurden vorwiegend mit AfD-Politikerinnen und -Politi-

kern des sogenannten gemäßigten Lagers besetzt. Vorausgegangen 

waren andauernde Machtkämpfe zwischen den innerparteilichen 

Lagern, aber auch Konflikte im Lager des formal aufgelösten „Flü-

gels“ selbst. 

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Trotz seiner formalen Auflösung und fehlender organisatorischer 

Strukturen lässt sich in Niedersachsen weiterhin ein Bezug von 

Anhängerinnen und Anhängern des „Flügels“ zu Ereignissen in 

Niedersachsen feststellen. Während unter der Nennung des „Flü-

gels“ keine Treffen mehr abgehalten werden, wirken noch immer 

ihm ideologisch nahestehende Personen in der Gesamtpartei. Diese 

Personen nehmen nach wie vor Einfluss auf Veranstaltungen und 

prägen das Gesamtbild der Partei. Dies konnte in erster Linie beim 

bundesweiten Aktionstag „Gesund ohne Zwang“ am 05.03.2022 

in Hannover beobachtet werden. Bei der Kundgebung, die sich 

gegen die staatlich angeordneten Corona-Schutzmaßnahmen rich-

tete, konnte die Teilnahme von Anhängerinnen und Anhängern des 

„Flügels“ bzw. ihm nahestehenden Personen festgestellt werden. 

Insgesamt verzeichnete die Veranstaltung etwa 150 bis 170 Teilneh-

mende, die sich aus Anhängerinnen und Anhängern der AfD wie 

auch aus Kritikerinnen und Kritikern der Corona-Schutzmaßnahmen 

zusammensetzten. 

Gleichermaßen sind bundesweit Fortsetzungsaktivitäten des „Flü-

gels“ zu verzeichnen, an denen sich auch Niedersachsen beteilig-

ten, so beim „2. Preußenfest“ des AfD-Kreisverbandes Saalekreis 

am 16.09.2022 in Schnellroda (Sachsen-Anhalt). Neben den „Flü-

gel“-Identifikationsfiguren Björn Höcke und Andreas Kalbitz waren 
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weitere bundesweit bekannte Anhänger des „Flügels“ als Redner 

vertreten. Erwähnenswert ist, dass die Veranstaltung in unmittel-

barer Nähe zum Sitz des „Instituts für Staatspolitik“ (IfS) und des 

„Verlags Antaios“ stattfand. Das IfS sowie der „Verlag Antaios“ sind 

eng mit dem Vordenker der Neuen Rechten, Götz Kubitschek, ver-

bunden, der wiederum das „2. Preußenfest“ eröffnete. 

Bereits in der Vergangenheit konnte die Kooperation zwischen 

dem IfS und Björn Höcke sowie anderen Akteuren des „Flügels“ 

festgestellt werden. Ähnliches gilt für die Vernetzung von Anhän-

gerinnen und Anhängern des „Flügels“ mit dem Magazin „COM-

PACT“: u. a. gemeinsame Auftritte und Interviews verdeutlichen die 

enge Verzahnung. Beim diesjährigen „COMPACT“-Sommerfest am 

27.08.2022 in Stößen (Sachsen-Anhalt) waren dem „Flügel“ nahe-

stehende Personen zu Gast, ebenso wie der ideologische Vorden-

ker der „Identitären Bewegung“ im deutschsprachigen Raum, der 

Österreicher Martin Sellner. 

Auf dem Bundesparteitag der AfD vom 17. bis 19.06.2022 in Riesa 

(Sachsen) stellte eine Debatte anlässlich der Streichung des Vereins 

„Zentrum“ (früher: „Zentrum Automobil“) von der Unvereinbar-

keitsliste der AfD die Bedeutung des gemeinsamen Wirkens von 

„Flügel“ und Vorfeldorganisationen, vorwiegend im Bereich der 

Neuen Rechten, heraus. Die Unvereinbarkeitsliste umfasst Parteien, 

Vereine und weitere Organisationen, deren Mitglieder nicht in die 

AfD eintreten dürfen. Höcke betonte in diesem Zusammenhang, 

dass Partei und Vorfeld einander bedingen und benötigen. Poli-

tisch-gesellschaftliche Umwälzungen ließen sich nur gemeinsam 

verwirklichen. Die Streichung von der Unvereinbarkeitsliste habe 

dementsprechend auch eine symbolische Wirkung: 

„Wir sind die Partei, aber die Partei ist nicht alles, sondern wir brauchen die freien Blogger, 

die freien Medien, die alternativen Gewerkschaften usw. Zusammen können wir den Kampf 

um dieses Land gewinnen. Aber nur zusammen. Deswegen stehen wir zusammen.“

(Björn Höcke auf dem AfD-Bundesparteitag in Riesa)

Dem Antrag stimmte letztlich eine Mehrheit der Delegierten zu. Die 

Debatte um den sich selbst als Gewerkschaft bezeichnenden Ver-

ein „Zentrum“ veranschaulicht auf der einen Seite die Bemühungen 

des formal aufgelösten „Flügels“, das Zusammenwirken mit dem 
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politischen Vorfeld zu intensivieren, auf der anderen Seite kann sie 

als Machtdemonstration gewertet werden, da der „Flügel“ auch 

ohne organisatorische Strukturen Mehrheiten generieren kann und 

dadurch einen unmittelbaren Einfluss auf Grundsatzentscheidungen 

der Gesamtpartei ausübt. In der Gesamtschau muss der Bundespar-

teitag zweifellos als Erfolg der „Flügel“-Kräfte eingeordnet werden, 

die mehrere Vorstandsposten mit eigenen Kandidatinnen und Kan-

didaten besetzten konnten.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

„Der Flügel“ vertritt die Ideologie eines völkischen Nationalismus, 

der auf die Entfremdung der Bevölkerung von zentralen Elemen-

ten der freiheitlichen demokratischen Grundordnung ausgelegt 

ist. Auch nach seiner formalen Auflösung zum 30.04.2020 konn-

ten Fortsetzungsaktivitäten des „Flügels“ beobachtet werden. 

In Niedersachsen schlossen sich am 20.02.2021 „Flügel“-nahe 

AfD-Mitglieder zusammen, um konkret die Strukturen des „Flügels“ 

aufleben zu lassen. Im Jahr 2022 fand mit dem „2. Preußenfest“ 

weiterhin eine Veranstaltung mit niedersächsischer Beteiligung 

statt, die sich aufgrund des zusammenkommenden Personenkreises 

sowie des Organisationsteams eindeutig dem formal aufgelösten 

„Flügel“ zuordnen lässt. Die Zusammenarbeit zwischen den Kräften 

des „Flügels“ und dem neurechten politischen Vorfeld ist nach wie 

vor von enormer Relevanz, um gemeinschaftlich die politischen und 

gesellschaftlichen Visionen umzusetzen. 

In Niedersachsen verlor der „Flügel“ durch die Abwahl des von 

ihm geprägten Landesvorstandes insgesamt an Einfluss und Gestal-

tungsmöglichkeiten, um die politische Ausrichtung der AfD in Nie-

dersachsen zu steuern. Allerdings wird vor allem auf Bundesebene 

deutlich, dass der „Flügel“ bzw. das dahinterstehende Personen-

netzwerk auch ohne formale Organisationsstruktur versucht, seine 

Macht innerhalb der Gesamtpartei zu manifestieren und sogar aus-

zubauen. Der Bundesparteitag im sächsischen Riesa hat gezeigt, wie 

der formal aufgelöste „Flügel“ die inhaltlich-politische Ausrichtung 

und auch personelle Entscheidungen der Partei mitbestimmt. Insge-

samt muss jedoch konstatiert werden, dass die Grenzen zwischen 

„Flügel“ und Gesamtpartei immer weiter verschwimmen. Daher 

gilt es, die landes- und bundesweiten Entwicklungen fortlaufend zu 
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bewerten, um ggf. ein Erstarken struktureller Fortsetzungsbestre-

bungen oder ein zunehmendes Hineinwirken in die Gesamtpartei im 

Blick zu behalten, sodass eine differenzierte Gesamteinschätzung 

getroffen werden kann.

2.9   Nationaldemokratische Partei 
Deutschlands (NPD)

Sitz/Verbreitung Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)

Sitz des Bundesverbandes: Berlin  

Sitz des Landesverbandes: Oldenburg

Junge Nationalisten (JN) 

Sitz des Bundesverbandes: Berlin 

Sitz des Landesverbandes Nord: ohne Angabe

Gründung/ 

Bestehen seit

1964; 1969 der Jugendorganisation

Struktur/ 

Repräsentanz

Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)

Bundesvorsitzender: Frank Franz 

Landesvorsitzender: Manfred Börm; wenige handlungsfähige 

Unterbezirke in Niedersachsen

Junge Nationalisten (JN)

Bundesvorsitzender: Sebastian Weigler

Landesvorsitzender Nord: nicht bekannt

Mitglieder/ 

Anhänger/ 

Unterstützer

Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)

Niedersachsen: 200  

Junge Nationalisten (JN) 

Niedersachsen: 10  

Veröffentlichungen Bund: Deutsche Stimme (DS) (monatlich); Stimme Deutschlands 

(unregelmäßig); 

Web-Angebote auf Bundes- und Landesebene sowie in sozialen 

Medien
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Kurzportrait/Ziele Die „Nationaldemokratische Partei Deutschlands“ (NPD) ist eine 

rechtsextremistische Partei, die die Demokratie in Deutschland 

beseitigen will. Sie propagiert offen und aggressiv fremden-

feindliche, rassistische und antisemitische Positionen. Ihre von 

völkisch-rassistischen Vorstellungen geleitete Programmatik weist 

eine ideologische und sprachliche Nähe zur Ideologie der „Natio-

nalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei“ (NSDAP) auf.

Finanzierung Staatliche Parteienfinanzierung, Mitgliedsbeiträge und Spenden

Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

Die NPD lehnt die freiheitliche Demokratie ab und will diese besei-

tigen. Dies betrifft auch einzelne, aber wesentliche Prinzipien und 

Grundwerte unserer Verfassung. So negiert die Partei die im Grund-

gesetz vertretene Idee, dass jeder Mensch als Individuum und ohne 

Vorbedingungen eine Würde besitzt. Die NPD spricht Menschen nur 

eine Würde als Teil eines nationalen Kollektivs zu. In dem 2010 ver-

abschiedeten Parteiprogramm „Arbeit – Familie – Vaterland“ pro-

klamiert sie die Volksgemeinschaft: „Die Würde des Menschen als 

soziales Wesen verwirklicht sich vor allem in der Volksgemeinschaft. 

Erst die Volksgemeinschaft garantiert die persönliche Freiheit.“ In 

konsequenter Umsetzung dieser völkisch-nationalen Grundordnung 

will die NPD alles „Fremde“ aus der „Solidargemeinschaft aller 

Deutschen“ entfernen. Hiermit richtet sich die NPD insbesondere 

gegen die im Grundgesetz verbrieften Menschenrechte (Art. 1 GG) 

und gegen das Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 3 GG). 

Damit ist die Partei verfassungsfeindlich und erfüllt die Vorausset-

zungen für eine Beobachtung nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG.

Die NPD ist verfassungsfeindlich31

Der von den Innenministern und -senatoren der Bundesländer am 

03.12.2013 beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) eingereichte 

31  Siehe auch Kapitel 11.1, Abschnitt „Verbot verfassungsfeindlicher Organisationen/Verfas-
sungswidrigkeit“.
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Antrag auf Verbot der NPD und ihrer Unterorganisationen wurde 

am 17.01.2017 vom Zweiten Senat des Gerichts zurückgewiesen  

(BVerfGE 2 BvB 1/13). In dem Urteil hatte das BVerfG zwar die Ver-

fassungsfeindlichkeit der NPD bestätigt, aber kein Verbot ausge-

sprochen. In dem Urteil wurde ausgeführt:

„Die NPD arbeitet auch planvoll und mit hinreichender Intensität auf die Erreichung ihrer 

gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichteten Ziele hin. Allerdings fehlt 

es (derzeit) an konkreten Anhaltspunkten von Gewicht, die es möglich erscheinen lassen, 

dass dieses Handeln zum Erfolg führt, weshalb der Zweite Senat des BVerfG den zulässigen 

Antrag des Bundesrates auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit und Auflösung der NPD 

und ihrer Unterorganisationen (Art. 21 Abs. 2 GG) mit heute verkündetem Urteil einstimmig 

als unbegründet zurückgewiesen hat.“

In seiner weiteren Urteilsbegründung verwies das Gericht darauf, 

dass es dem verfassungsändernden Gesetzgeber vorbehalten sei, 

Sanktionsmöglichkeiten für verfassungsfeindliche Parteien zu schaf-

fen. Infolgedessen beschloss der Bundestag im Sommer 2017 die 

Änderung von Art. 21 Abs. 3 GG wie folgt:

„Parteien, die nach ihren Zielen oder dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgerichtet 

sind, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen 

oder den Bestand der Bundesrepublik zu gefährden, sind von staatlicher Finanzierung aus-

geschlossen.“

Mit Schriftsatz vom 19.07.2019 reichten die drei Verfassungsorgane 

Bundesrat, Bundestag und Bundesregierung den Antrag auf Aus-

schluss der NPD von der Parteienfinanzierung beim BVerfG ein. In 

dem Antrag wird ausführlich begründet, dass die NPD die parlamen-

tarische Demokratie verachtet und ihren Zielen und dem Verhalten 

ihrer Anhänger nach darauf ausgerichtet ist, die freiheitliche demo-

kratische Grundordnung zu beseitigen. Nach einem Ausschluss von 

der Parteienfinanzierung würde dann auch die steuerliche Begünsti-

gung der Partei entfallen.

Aktivitäten der NPD 

Zur Durchsetzung ihrer Ziele hatte der ehemalige Bundesvorsitzen-

de Udo Voigt 1996 eine „Drei-Säulen-Strategie“ („Kampf um die 
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Straße, Kampf um die Köpfe, Kampf um die Parlamente“) entwickelt, die 2004 

mit dem „Kampf um den organisierten Willen“ zu einem Vier-Säulen-Konzept 

ausgebaut wurde. Zurzeit deutet jedoch vieles darauf hin, dass die bisherige 

Strategie nicht fortgeführt wird. Hintergrund dürfte die anhaltende Krise der 

Partei sein, in der sie sich seit Jahren befindet.

Hatte die NPD bei Wahlerfolgen in der Vergangenheit noch von den Protestbe-

wegungen gegen die Sozialreformen der Bundesregierung profitiert, verschob 

sich ab 2014 der thematische Schwerpunkt in Richtung „Asylmissbrauch“ und 

„Überfremdung“. Auf Grundlage des Positionspapiers „Wille – Gemeinschaft 

– Tat“ und infolge der seit der Bundestagswahl 2017 anhaltenden Schwäche 

als Wahlpartei, versucht die NPD, sich verstärkt als Weltanschauungspartei aus-

zurichten. So hatte der stellvertretende Bundesvorsitzende Thorsten Heise 2018 

innerhalb der Partei den sogenannten völkischen Flügel ausgerufen, dem auch 

einige niedersächsische Funktionäre angehören. Der Bundesvorsitzende Franz 

erklärte nach dem Bundesparteitag im Hinblick auf den Kampf um die Parla-

mente, dass „die NPD in Zukunft nicht mehr als die Wahlpartei geplant ist, wie 

wir sie aus den letzten Jahren kennen“. Die mangelnde Kampagnenfähigkeit 

der Partei lässt auch den „Kampf um die Straße“ in den Hintergrund rücken. Im 

Berichtsjahr organisierte sie nur wenige eigene kleinere Veranstaltungen, wie 

z. B. den Trauermarsch am 08.05.2022 in Demmin (Mecklenburg-Vorpommern) 

oder beteiligte sich an rechtsextremistischen Großdemonstrationen anderer 

Veranstalter (u. a. „Dresden Gedenken“). Mitglieder ihrer Jugendorganisation, 

der „Jungen Nationalisten“ (JN), unterstützten eine gemeinsame Demonstra-

tion zum 1. Mai mit der Partei „Die Rechte“ in Dortmund (Nordrhein-Westfa-

len). In Niedersachsen haben schon seit Jahren keine Demonstrationen mehr 

stattgefunden. 

Bundesparteitag der NPD in Hessen

Am 14. und 15.05.2022 fand im hessischen Altenstadt der erste Bundesparteitag 

der NPD seit 2019 statt. Die rund 150 Delegierten bestätigten den Bundesvorsit-

zenden Frank Franz in seinem Amt, der sich damit gegen seinen Herausforderer 

Lennart Schwarzbach aus Hamburg durchsetzen konnte. Schwarzbach, der die 

parteiinterne Opposition der sogenannten Traditionalisten anführte, erhielt nur 

halb so viele Stimmen wie Franz. Dessen Stellvertreter wurden Thorsten Heise 

(Thüringen), Sebastian Schmidtke (Thüringen) und der ehemalige Parteivorsit-

zende Udo Voigt (Berlin). Der neue Vorsitzende der NPD-Jugendorganisation, 

Sebastian Weigler aus Braunschweig, der eine Rede zur Lage der JN hielt, wurde 

als Beisitzer erstmals in den Bundesvorstand gewählt. 
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Haupttagesordnungspunkt neben den Vorstandswahlen war die 

strategische Neuausrichtung der Partei und eine mögliche Umbe-

nennung. Für den Antrag zur Änderung der Satzung stimmte zwar 

eine Mehrheit von 100 Delegierten, allerdings wurde die erforderli-

che Zweidrittelmehrheit für eine Satzungsänderung knapp verfehlt. 

In einer Stellungnahme zu dem Ergebnis der Abstimmung sagte der 

Bundesvorsitzende Franz, dass er sich durch die hohe Zustimmung 

trotzdem bestärkt fühle, um die aus seiner Sicht erforderlichen Neu-

erungen und Strukturreformen anzugehen.

Der Bundesvorsitzende Franz hatte bereits 2019 aufgrund der anhal-

tenden personellen und organisatorischen Probleme der NPD ver-

sucht, eine Diskussion um eine Neuorientierung anzustoßen, u. a. 

den Aufbau eines vorpolitischen Raumes, die Professionalisierung 

der Medienarbeit und die Konzentration auf die kommunalpolitische 

Arbeit sowie eine Namensänderung. Im Zuge dessen wurde das Par-

teiorgan „Deutsche Stimme“ ausgegliedert und in ein Monatsma-

gazin umgewandelt. Eine Neuaufstellung der parteieigenen Medien, 

etwa die YouTube-Kanäle „avos TV“ und „Nationaldemokraten“, 

konnte der NPD zumindest keinen spürbaren Aufschwung verleihen.

Die Strategiediskussion wurde durch die fortwährenden Wahlnieder-

lagen der Partei immer wieder angefacht. Bei der Bundestagswahl 

am 26.09.2021 erzielte die NPD nur noch 0,1 Prozent der Zweistim-

men (2017: 0,4 Prozent). Bei den Kommunalwahlen in Niedersach-

sen am 12.09.2021 erreichte sie lediglich zwei Mandate. Bundesweit 

kam die Partei im vergangenen Jahr auf 107 kommunale Mandate.

Aufgrund der schlechten Erfolgsaussichten, die sich nach Meinung 

des Parteivorsitzenden Franz auch in absehbarer Zeit nicht verbes-

sern werden, solle sich die NPD von einer Wahlpartei zu einer „Hei-

matbewegung“ wandeln. Die NPD müsse vermehrt die Pro bleme 

und Sorgen der Menschen vor Ort aufgreifen sowie lokalen (Pro-

test-)Bewegungen die nötige Infrastruktur zur politischen Arbeit 

anbieten. Diese Diskussion führte letztlich zum Vorschlag des Par-

teivorsitzenden für eine Namensänderung in „Die Heimat“. 

„Netzwerktag“ der „Deutschen Stimme“ in Thüringen und  

Brandenburg

Am 10.09.2022 fand im thüringischen Eisenach unter dem Titel 

„Spaltung überwinden“ der erste sogenannte Netzwerktag des 
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NPD-Organs „Deutsche Stimme“ (DS) statt. An der Veranstaltung 

nahmen rund 70 Personen teil, darunter Vertreter der NPD und der 

Partei „Die Rechte“ sowie ehemalige Mitglieder der Partei „Alter-

native für Deutschland“ (AfD) und ein Vertreter der rechtsextre-

mistischen Kleinstpartei „Freie Sachsen“. Das Tagungsprogramm 

umfasste neben drei Diskussionsveranstaltungen auch den Punkt 

„Projektvorstellung und Ideenbörse“, wo sich u. a. der „Sturm-

zeichen-Verlag“, das Internetformat „FSN-TV“ und das Magazin 

„Aufgewacht“ der „Freien Sachsen“ präsentierten, ebenso wie 

das europaweite rechtsextremistische Parteiennetzwerk „Allianz 

für Frieden und Freiheit“ („Alliance for Peace and Freedom“, APF). 

Ergänzt wurde das Programm um den Auftritt der rechtsextremis-

tischen Liedermacherin Karin Mundt aus Schleswig-Holstein. Ein 

zweiter „Netzwerktag“ fand am 10.12.2022 in Brandenburg statt.

Aktivitäten der „Junge Nationalisten“ (JN)

Die „Jungen Nationalisten“ (JN) verstehen sich als europaweit ver-

netzte, sozialrevolutionäre und nationalistische Jugendbewegung. 

Durch politische Aktionen und ideologische Schulungen festigen 

die Mitglieder der JN ihre rechtsextremistische Weltanschauung. 

Sie grenzen sich damit von der modern auftretenden „Identitären 

Bewegung“ aus dem Spektrum der sogenannten Neuen Rechten ab 

und nehmen zugleich eine Scharnierfunktion zur neonazistischen 

Szene ein. Der 29-jährige Sebastian Weigler aus Braunschweig wur-

de auf dem Bundeskongress der JN am 09.04.2022 in Marlishausen 

(Thüringen) einstimmig zum neuen Bundesvorsitzenden gewählt. 

Weigler solle „nun mit neuem Elan für die kommenden Jahre die JN 

zu siegreichen Taten führen“. Er bringe „die nötige Erfahrung über 

die Führung und Leitung mit, um seiner Position als Bundesvorsit-

zender gerecht zu werden und unserer Jugendbewegung als Motor 

zu dienen.“ Der bisherige JN-Vorsitzende Paul Rzehaczek war nicht 

mehr zur Wahl angetreten. Die JN umfassen bundesweit derzeit 

etwa 280 Mitglieder.

Sebastian Weigler ist seit Jahren innerhalb der JN und NPD tätig. 

Er ist Beisitzer im Landesvorstand der NPD Niedersachsen und war 

bereits 2014 in den Aufbau des JN-Stützpunktes Braunschweig 

involviert. Aufgrund der personellen und organisatorischen Schwä-

che schlossen sich im März 2018 unter dem Vorsitz von Weigler die 
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JN-Verbände Bremen, Hamburg und Niedersachsen zum Landesver-

band Nord zusammen. Erst zwei Monate zuvor hatten sich die „Jun-

gen Nationaldemokraten“ im Zuge einer Neuorientierung in „Junge 

Nationalisten“ umbenannt, nachdem die NPD 2017 ein desolates 

Zweitstimmenergebnis bei der Bundestagswahl einfuhr und selbst 

in eine tiefe Krise fiel.

Weigler gilt als guter Organisator, Redner und Netzwerker, ist dabei 

allerdings nicht immer unumstritten. Dennoch hat er sich als Füh-

rungskraft bekannt gemacht und steht für eine inhaltliche Neuaus-

richtung der JN. Zudem ist er innerhalb der rechtsextremistischen 

Szene gut vernetzt und verfügt insbesondere über Kontakte zu Neo-

nazis und zur Partei „Die Rechte“.

Aktivitäten der NPD in Niedersachsen

Der niedersächsische Landesverband unterhält neun Unterbezirke, 

von denen die meisten lediglich auf dem Papier existieren. Zum 

Jahresende 2022 hatte die Partei nur noch 200 Mitglieder. Landes-

vorsitzender ist seit diesem Jahr der 72-jährige Manfred Börm aus 

Handorf (Landkreis Lüneburg). Bei den Kommunalwahlen 2021 hat-

te Börm als einziger seine beiden Mandate für die NPD verteidigen 

können. Von den ehemals 2016 erzielten 16 kommunalen Mandaten 

in Niedersachsen sind der Partei damit nur noch zwei geblieben. Zu 

der niedersächsischen Landtagswahl am 09.10.2022 trat die NPD 

mangels Erfolgsaussichten gar nicht erst an.

Der Landesverband hatte Anfang 2019 das Anwesen eines NPD-Mit-

glieds in Eschede (Landkreis Celle) gekauft, um darauf nach eigenem 

Bekunden ein Gemeinschaftszentrum unter der Bezeichnung „Natio-

nales Niedersachsen“ zu errichten. In der Folgezeit gab es auf dem 

„Hof Finkenberg“, wie bereits in den Jahren zuvor, sowohl Veranstal-

tungen als auch Arbeitseinsätze in Form von Sanierungs- und Reno-

vierungsarbeiten. Am 18.06.2022 wurde in der Ortschaft Eschede ein 

Infotisch betrieben. Auf dem „Hof Finkenberg“ fanden zwei Sonnen-

wendfeiern am 17.06.2022 und 21.12.2022 statt sowie ein „Politisches 

Herbstfest“ am 02.10.2022, bei dem neben einer Buchvorlesung und 

einem Vortrag über die „Verbindung zwischen Volk, Kultur und ihrem 

notwendigen Brauchtum“ auch ein „Sportwettkampf für Frau, Mann 

und Kind“ sowie der musikalische Beitrag des rechtsextremistischen 

Liedermachers „Fylgien“ aus Berlin angeboten wurden. 
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Aktivitäten der „Jungen Nationalisten“ (JN) in Niedersachsen

Der im August vorgenommenen Neugründung des Stützpunktes 

Hannover folgten keine weiteren öffentlichkeitswirksamen Aktio-

nen. Nach der Wahl Weiglers zum Bundesvorsitzenden gestaltete 

sich die Suche eines Nachfolgers für die JN Niedersachsen offen-

sichtlich schwierig. Dies zeigt sich u. a. darin, dass die Schwäche des 

JN-Landesverbandes, Veranstaltungen und öffentlichkeitswirksame 

Aktivitäten zu organisieren, nicht kompensiert werden konnte. Der 

JN-Landesverband Nord berichtete lediglich über Aktionen anläss-

lich des sogenannten Heldengedenkens zum Volkstrauertag sowie 

über eine Wanderung in der Lüneburger Heide am 01.11.2022. Ein 

entsprechender Bericht findet sich auf der bundesweiten Internet-

seite der „Jungen Nationalisten“ (JN), ebenso wie ein „Erfahrungs-

bericht“ eines Teilnehmers beim sogenannten Gemeinschaftstag 

der JN am 24.10.2022 „im Süden von Deutschland“, in dessen Rah-

men man auch neue „Anwärter“ nach Ablauf einer sechsmonatigen 

Bewährung vereidigt habe. 

Bewertung, Tendenzen, Ausblick.

Die NPD befindet sich weiterhin in einer für sie schwierigen Situa-

tion. Zwischen der AfD auf der einen Seite und den weltanschau-

lich stärker akzentuierten, von Neonazis geprägten Parteien „Die 

Rechte“ und „Der III. Weg“ (in Niedersachsen nur Einzelpersonen) 

auf der anderen Seite fällt es der NPD zunehmend schwer, sich am 

rechten Rand des politischen Spektrums zu positionieren. Die seit 

Jahren ausbleibenden Wahlerfolge und der Verlust von Mandaten 

auf Kommunal- und Landesebene bedeuten für die NPD eklatante 

finanzielle Verluste. In deren Folge hat die Partei an personeller und 

organisatorischer Substanz verloren und zugleich ihre Kampagnen-

fähigkeit eingebüßt. 

Auch der nicht gelöste Grundkonflikt über die künftige Ausrichtung 

lähmt die Partei. Die Gegner des Reformkurses um den Hamburger 

Lennart Schwarzbach werfen dem Bundesvorstand „einen Anpas-

sungskurs“ sowie „die Aufgabe des eigentlichen inhaltlichen Profils 

auf Kosten des politischen Erfolges“ vor. Durch die Wahl Weiglers 

in den Parteivorstand dürfte eine zuvor von den JN angedrohte 

Abspaltung, falls der alte Kurs beibehalten werden sollte, abgewen-

det sein.
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Mit den Netzwerktagen verfolgt die NPD ihre spätestens seit dem 

letzten Bundesparteitag im Mai offen proklamierte Strategie, 

weniger als Partei, sondern vermehrt als „Netzwerker, Dienstleis-

ter, punktueller Bündnispartner und regionaler Motor von Bürger-

protesten“ aufzutreten. Ein Beispiel hierfür ist die Gründung der 

NPD-nahen Kleinstpartei „Freie Sachsen“. Aufgrund dieser parteiin-

tern umstrittenen Strategie war der traditionelle Flügel beim Netz-

werktag gar nicht vertreten, und die JN nur mit einer Person. Die 

Teilnahme mehrerer unterschiedlicher Akteure aus dem Bereich des 

Rechtsextremismus verdeutlicht ein Vernetzungsinteresse. Dass es 

darüber hinaus zu einer tatsächlichen Zusammenarbeit der insge-

samt nach wie vor heterogenen Szene kommt, ist jedoch fraglich.

Die Bemühungen des niedersächsischen Landesverbandes konzent-

rierten sich auf Veranstaltungen im eigenen Objekt in Eschede, die 

jedoch wie in den Vorjahren keine größere Resonanz erzeugten und 

immer wieder von Gegendemonstrationen begleitet wurden. Der 

„Hof Finkenberg“ kann als Ankerpunkt der NPD und ihrer politi-

schen Arbeit in Niedersachsen betrachtet werden, auch wenn die 

Partei in den meisten Landesteilen faktisch nicht mehr präsent oder 

wahrnehmbar ist. Der schleichende Niedergang wird dadurch aber 

nicht aufgehalten. Eine Entwicklung zu einem Gemeinschafts- oder 

Bildungszentrum von überregionaler Bedeutung zeichnet sich der-

zeit nicht ab. Das diesjährige „politische Herbstfest“, ehemals auch 

von der NPD als „Erntedankfest“ bezeichnet, stellt hier keine Aus-

nahme dar, sondern reiht sich ein in eine Kette ähnlicher, jährlich 

wiederkehrender Veranstaltungen (Sonnenwendfeiern u. a.).

2.10  Die Rechte

Sitz/Verbreitung Sitz des Bundesverbandes: Dortmund (Nordrhein-Westfalen); 

Sitz des Landesverbandes: Braunschweig

Gründung/ 

Bestehen seit

2012 (Bundesverband); 

2013 (Landesverband)

Struktur/ 

Repräsentanz

Bundesvorsitzender: Christian Worch ; Landesvorsitzender: Martin 

Kiese; neun Landesverbände im Bundesgebiet; 
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Mitglieder/Anhänger/ 

Unterstützer 

Niedersachsen: 30 

Veröffentlichungen Internetangebote: Die vorrangige Außendarstellung erfolgt für 

den Bundesverband über die eigene Internetseite und in den Sozi-

alen Medien Twitter und Telegram.

Kurzportrait/Ziele Die Partei „Die Rechte“ wurde im Mai 2012 in Hamburg von Mit-

gliedern der ehemaligen „Deutschen Volksunion“ (DVU) und dem 

langjährigen Neonazi Christian Worch gegründet. Den Posten 

des Bundesvorsitzenden übernahm Christian Worch selbst. Im 

September 2012 folgte die Gründung des mitgliederstärksten Lan-

desverbandes Nordrhein-Westfalen durch ehemalige Mitglieder 

der im August 2012 verbotenen neonazistischen Kameradschaften 

Aachen, Dortmund und Hamm. Die ehemaligen Kameradschafts-

führer übernahmen im Landesvorstand und in den Kreisverbänden 

die Führungsfunktionen und setzten unter dem Schutz des Par-

teienprivilegs ihre bisherigen Aktivitäten fort. Zudem traten der 

Partei vereinzelt NPD-Mitglieder bei. Anfang Januar 2023 lösten 

sich der Kreisverband Dortmund und ebenso der Landesverband 

Nordrhein-Westfalen der Partei „Die Rechte“ auf. Die ehemaligen 

Mitglieder wechselten zum NPD-Landesverband Nordrhein-West-

falen und versuchen eine Neuausrichtung unter dem Namen „Die 

Heimat“.

Auch in Niedersachsen kommen der Großteil der Führungsebene 

und ein relevanter Teil der Mitglieder aus der neonazistischen 

Szene. Die Nutzung des Parteienprivilegs, vor allem die Anmel-

dung und Durchführung öffentlichkeitswirksamer Aktivitäten 

zur Verbreitung neonazistischer Propaganda, erfolgt in Nieder-

sachsen uneinheitlich. Den Schwerpunkt dieser Aktivitäten bildet 

die fremdenfeindliche Agitation gegen die Asyl- und Flüchtlings-

politik, die vermeintliche Islamisierung Deutschlands sowie die 

angeblich politisch gewollte Volksvermischung. Hinzu kommt 

die Kritik an vermeintlich staatlicher Repression zum Nachteil der 

Partei und ihrer Anhänger sowie die Beteiligung an Protesten 

gegen die staatlichen Schutzmaßnahmen zur Eindämmung der 

COVID-19-Pandemie.

Finanzierung Mitgliedsbeiträge, Spenden, Einnahmen aus Veranstaltungen
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Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

Der Einfluss führender Neonazis im Bundesvorstand sowie im Lan-

desverband Nordrhein-Westfalen, von dem die Partei „Die Rechte“ 

dominiert wurde, veränderte den Charakter der Partei, die bei ihrer 

Gründung das nach eigenem Bekunden „sprach-

lich wie inhaltlich modernisierte und ergänzte“ 

frühere Programm der ehemaligen DVU zur 

Grundlage genommen hatte.32 „Die Rechte“ 

steht seitdem hinsichtlich ihrer Ideologie, ihrer 

Aktivitäten und der führenden Personen in der Kontinuität der ver-

botenen neonazistischen Kameradschaften. Ihre Agitation ist von 

Demokratie- und Fremdenfeindlichkeit und der Verherrlichung des 

Nationalsozialismus bestimmt. 

Im Parteiprogramm fordert „Die Rechte“ zur „Wahrung der Deut-

schen Identität“ auf. Demnach gelte es, „übermäßige fremde Ein-

flüsse“ wie „die Amerikanisierung“ zurückzudrängen und einen 

europäischen Verbund zu schaffen, „in dem jedes Volk nach seiner 

eigenen, natürlich gewachsenen Ordnung leben kann“. Die Partei 

folgert, dass „alle Anstrengungen für die Bewahrung des deutschen 

Charakters unseres Vaterlands“ sinnlos würden, „wenn es Politi-

kern im Bund mit der Meinungsindustrie gelänge, Deutschland in 

einem Vielvölkerstaat beziehungsweise einer ‚Europäischen Union‘ 

aufzulösen.“

Hiermit richtet sich „Die Rechte“ insbesondere gegen die im Grund-

gesetz verbrieften Menschenrechte (Art. 1 GG) sowie gegen das 

Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 3 GG). Damit ist die Partei 

verfassungsfeindlich und erfüllt die Voraussetzungen für eine Beob-

achtung nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG.

Darüber hinaus vertritt die Partei einen unverhohlenen Antisemitis-

mus. Im Europawahlkampf 2019 hatte „Die Rechte“ durch die Ver-

wendung eines inhaltlich an eine NS-Parole angelehnten Plakates mit 

der Aufschrift „ZIONISMUS STOPPEN: ISRAEL IST UNSER UNGLÜCK! 

SCHLUSS DAMIT!“ antisemitische Motive verbreitet. Darüber hin-

aus hat die Partei sich in den letzten Jahren mit der verurteilten 

Holocaust-Leugnerin Ursula Haverbeck-Wetzel solidarisiert.

32  Bei der Gründung der Partei hatte der Bundesvorsitzende Christian Worch „Die Rechte“ 
als „weniger radikal als die NPD“, aber „radikaler als die REPs und die PRO-Bewegung“ 
beschrieben (Internetseite von Christian Worch).
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Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Die Partei „Die Rechte“ veranstaltete am 30.04.2022 den „Fortress 

Europe Kongress“ (deutsch: Festung-Europa-Kongress) im Raum 

Dortmund (Nordrhein-Westfalen) mit Vertretern aus sechs europäi-

schen Ländern. In der Einladung hieß es: 

„In Zeiten von multikulturellen Verwerfungen, der Zerstörung völkischer Identitäten und 

antinationalen Bestrebungen der Globalisten, ist es für uns europäische Nationalisten umso 

wichtiger zusammenzuhalten. Der Kampf, den wir führen, ist essentiell für jedes stolze, freie 

und weiße europäische Volk.“ 

Zu den weiteren Aktivitäten zählten u. a. eine Demonstration zum 

1. Mai, an der auch Angehörige der „Jungen Nationalisten“ (JN) 

teilnahmen, sowie eine Kundgebung am 23.08.2022 anlässlich des 

10. Jahrestages des Verbots der „Kameradschaft Dortmund“. An 

beiden Veranstaltungen beteiligten sich auch Anhänger der Partei 

aus Niedersachsen. 

Aktivitäten der niedersächsischen Parteigliederungen 

In Niedersachsen gingen Aktivitäten der Partei „Die Rechte“ haupt-

sächlich vom Kreisverband Braunschweig/Hildesheim aus, der zu 

Beginn des Jahres seine bisherigen Aktivitäten konsequent fortsetz-

te. Im Rahmen einer „Frühlingsoffensive“ wurden Infotische, Flug-

blattverteilungen, Demonstrationen und sogenannte Spaziergänge 

der „Schutzzonenkampagne“ durchgeführt. Am 19.02.2022 organi-

sierte die Partei eine Kundgebung in Braunschweig unter dem Mot-

to „Corona zwang die Narren nieder – Die Rechte bringt die Freiheit 

wieder“, an der sich 48 Angehörige der rechtsextremistischen Szene 

beteiligten, darunter auch Personen aus Nordrhein-Westfalen und 

Thüringen. Der Landesvorsitzende Martin Kiese trug ein Kostüm des 

„rosaroten Panthers“, vermutlich in Anspielung auf die rechtsterro-

ristische Gruppierung „Nationalsozialistischer Untergrund“ (NSU)33. 

Darüber hinaus waren niedersächsische Angehörige der Partei „Die 

Rechte“ unter den Demonstrierenden des rechtsextremistischen 

Trauermarsches am 22.01.2022 in Magdeburg (Sachsen-Anhalt). 

33  Die sich im November 2011 selbstenttarnten Mitglieder des NSU hatten in ihren Bekenner-
videos Filmausschnitte mit der Figur des „Paulchen Panther“ aus der Zeichentrickserie „Der 
rosarote Panther“ verwendet.
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Die Aktivisten der Partei nahmen zudem an einer Anti-Corona-De-

monstration in Braunschweig am 14.01.2022 teil, ohne diese jedoch 

nennenswert beeinflussen zu können.

Am 08.07.2022 verkündete der Kreisverband Braunschweig/Hildes-

heim seine sofortige Auflösung. Hintergrund war eine polizeiliche 

Durchsuchungsmaßnahme bei einem parteinahen Aktivisten, der im 

Verdacht stand, im März 2021 eine Brandstiftung gegen das Anti-

fa-Café in Braunschweig begangen zu haben. Die Auflösung des 

Kreisverbandes sei laut dem Bundesvorsitzenden Worch „Blödsinn“ 

und nur aus der „Angst“ geschehen, dass gegen den ganzen Kreis-

verband (oder dessen Vorstand) wegen Bildung einer kriminellen 

Vereinigung ermittelt werden könnte. Als Folge der Selbstauflösung 

beteiligten sich bei der letzten Kundgebung am 23.07.2022 in Braun-

schweig nur acht Personen. Auch eine für den 30.07.2022 auf Sylt 

(Schleswig-Holstein) angemeldete Kundgebung des Kreisverbandes 

Braunschweig/Hildesheim, fand nicht mehr statt. Ebenso wurde ein 

vom Landesvorsitzenden Martin Kiese für den 13.11.2022 angemel-

detes „Heldengedenken“ in Braunschweig kurzfristig abgesagt. 

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Der Wirkungsbereich der Partei „Die Rechte“ in Niedersachsen 

erweist sich bereits seit Jahren als eher begrenzt und ist seit der 

Auflösung des Kreisverbandes Braunschweig/Hildesheim nur noch 

rudimentär vorhanden. Durch den damit verbundenen Mitglieder-

schwund dürfte es für den Landesvorsitzenden Martin Kiese schwie-

rig werden, neue Parteistrukturen aufzubauen.

Auf Bundesebene kann der Verlust von Führungs- und Identifikati-

onspersonen nicht kompensiert werden. Auch die erneute Wahl von 

Christian Worch im Jahr 2021 zum Parteivorsitzenden ist letztlich 

Ausdruck einer personellen und strukturellen Schwäche der Partei. 

Die Wahl von Kiese und dem ehemaligen Landesvorsitzenden Holger 

Niemann als Beisitzer im Bundesvorstand ist ähnlich zu bewerten.
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2.11  Völkische Personen-
zusammenschlüsse / Völkische 
Siedler in Niedersachsen

 

Sitz/Verbreitung Niedersachsenweit; regionaler Schwerpunkt im Großraum 

Lüneburg-Uelzen-Lüchow-Dannenberg.

Gründung/

Bestehen seit

In unterschiedlichen Ausprägungen bereits seit Jahrzehnten.

Struktur/

Repräsentanz

Örtlich und regional unterschiedlich ausgeprägte Strukturen 

in Form von lokal agierenden Gruppierungen und Personen-

kreisen. 

Mitglieder/Anhänger/

Unterstützer

Niedersachsen: k. A.34  

Veröffentlichungen Zeitungen, Zeitschriften, Internet 

Kurzportrait/Ziele Unter dem Sammelbegriff „Völkische Personenzusammen-

schlüsse/Völkische Siedler“ werden in Niedersachsen rechts-

extremistische völkische Gruppierungen und Personenkreise 

(Familien-/ Siedlerverbände) gefasst, die abseits der urbanen 

Zentren eine naturorientierte, ländliche und kleinbäuerliche 

Lebensweise auf der Basis einer völkisch-nationalistischen 

Ideologie mit rassistischen und antisemitischen Elementen 

pflegen und die innerhalb ihres kinderreichen Familien- und 

Freundeskreises nach völkischen Denk- und Verhaltensmus-

tern und neuheidnischen Riten leben. Die völkisch-nationalis-

tische Ideologie richtet sich gegen die freiheitliche demokrati-

sche Grundordnung und ist in ihrer Wirkungsweise geeignet, 

deren Schutzgüter erheblich zu beinträchtigen. 

Finanzierung Beiträge der Anhänger und Mitglieder.

34  In Niedersachsen werden völkisch orientierte Personen unter dem Rechtsextremismus-Po-
tenzial in parteiunabhängigen bzw. parteiungebundenen Strukturen gezählt. Eine geson-
derte Ausweisung des Personenpotenzials der „Völkischen Personenzusammenschlüsse/ 
Völkischen Siedler“ erfolgt nicht; siehe Kapitel 2.1, „Mitglieder-Potenzial“.
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Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

„Völkische Personenzusammenschlüsse/Völkische Siedler in Nie-

dersachsen“ sind gefestigte Rechtsextremisten, die sich an der 

vom Nationalsozialismus propagierten „Volksgemeinschaft“, die 

als „geschichtlich gewachsene Blutsgemeinschaft“ idealisiert wird, 

orientieren. Dies umfasst nach völkischem Denkmuster die Ausgren-

zung anderer Ethnien (Blut-und-Boden-Ideologie). Ziel ist der Erhalt 

der als besonders widerstandsfähig verstandenen „germanisch-nor-

dischen Rasse“ und die Verhinderung einer Durchmischung mit 

anderen Ethnien zum Wohle der „Volksgemeinschaft“. 

Die Grundlagen des völkischen Denkens werden bereits in den frü-

hen Lebensjahren gelernt. Völkische Familien und Freundeskreise 

haben einen prägenden Einfluss auf die Persönlichkeitsentwicklung 

der Kinder und Jugendlichen. Diesen wird während der Fahrten, 

Lager und Wanderungen ein völkisch-nationalistisches Leitbild für 

das Erwachsenenalter vermittelt, das insbesondere der Festigung 

der Gemeinschaft dienen soll.

Um ihre „Volksgemeinschaft“ wirtschaftlich unabhängig und weit-

gehend ungestört leben zu können, bevorzugen völkische Siedler 

dünnbesiedelte Landstriche. Junge Paare oder Familien erwerben 

in diesen Regionen zu günstigen Konditionen Resthöfe und Bau-

ernhäuser und restaurieren diese gemeinsam mit Freunden und 

Verwandten. Der Großraum Lüneburg-Uelzen-Lüchow-Dannen-

berg ist eine Schwerpunktregion für völkisch orientierte Familien in 

Niedersachsen. Völkische Familien sind dort seit vielen Generatio-

nen ansässig oder haben ihren Lebensmittelpunkt in diese Region 

verlagert. 

Die engen familiären Verbindungen reichen zum Teil in die Zeiten 

gemeinsamer Mitgliedschaft in den verbotenen Organisationen 

„Wiking-Jugend“ und „Heimattreue Deutsche Jugend e. V.“ (HDJ) 

zurück. Deren völkische und rassistische Positionen gehören zu den 

grundlegenden Elementen rechtsextremistischer Ideologie. Folge-

richtig sind viele Personen aus dem Bereich der völkischen Siedler 

zugleich Mitglieder in diversen rechtsextremistischen Organisatio-

nen. Im Vordergrund steht für sie aber das Bestreben, zu der von 

ihnen abgelehnten Gesellschaftsordnung eine völkische Gegenwelt 

zu schaffen, in der sie nach ihren Normen der völkisch-kulturellen 

Homogenität leben.
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Die Verfassungsfeindlichkeit „Völkischer Personenzusammenschlüs-

se/Völkischer Siedler in Niedersachsen“ zeigt sich in ihrer fundamen-

talen Ablehnung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 

nach § 4 Abs. 3 NVerfSchG. Sie richtet sich gegen den demokrati-

schen Rechtsstaat (Art. 20 GG) und in Teilen gegen die im Grundge-

setz verbrieften Freiheits-, Gleichheits- und Menschenrechte (Art. 1 

– 4 GG). Ebenfalls widerspricht sie dem Gedanken der Völkerver-

ständigung (Art. 9 GG) und dem Gedanken des friedlichen Zusam-

menlebens der Völker (Art. 26 GG).

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Völkischer Jugendbund veranstaltet Sommerlager

In der Zeit vom 30.07. bis 07.08.2022 führte die völkische Organisa-

tion „Der Sturmvogel – Deutscher Jugendbund“ unter dem Leitsatz 

„Der Fröhlichkeit die Türen auf“35 ein Sommerlager mit vermutlich 

bundesweiter Beteiligung auf dem „Immenhof“ in der Gemeinde 

Bispingen (Landkreis Heidekreis) durch. Auf dem „Immenhof“ hatte 

zuvor vom 24. bis 26.06.2022 ein Treffen zur geplanten Gründung 

einer Siedlungsgemeinschaft stattgefunden, an dem etwa 60 Perso-

nen mit Verbindungen zu Reichsbürgern, Verschwörungsideologen 

und zur völkisch geprägten „Anastasia-Bewegung“ teilgenommen 

haben. Der „Immenhof“ selbst steht beim Amtsgericht Soltau zur 

Versteigerung an.

An dem Sommerlager im Dorf Hützel nahmen etwa 30 bis 40 Kin-

der, Jugendliche und junge Erwachsene im Alter zwischen acht 

und 25 Jahren teil. Auf dem Grundstück wurden sechs Zelte, zwei 

Gemeinschaftszelte und ein Fahnenmast mit einer gehissten Fahne 

der Organisation festgestellt. Das Programm umfasste neben dem 

Musizieren und körperlicher Betätigung auch eine ideologische 

Schulung. Die Teilnehmenden trugen eine Kluft aus Rock und Bluse 

bzw. aus Hose und Hemd mit „Sturmvogel“-Emblem auf dem linken 

Ärmel.

Im Rahmen des Sommerlagers führte eine vierköpfige Mädchen-

gruppe in „Sturmvogel“-Kluft und mit Wimpelstab am 02.08.2022 

in der Lüneburger Fußgängerzone eine öffentlichkeitswirksame 

35  Der Leitsatz des Lagers: „Der Fröhlichkeit die Türen auf“ ist Titelzeile eines Liedes von Hans 
Baumann (1914-1988), einem ehemaligen Mitglied der Reichsführung der Hitlerjugend.
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Musikdarbietung auf. Presseberichten zufolge gaben die Mädchen 

an, aus Kiel, Leipzig, Rostock und Uelzen zu kommen und in der 

Tradition des historischen „Wandervogels“ zu stehen, womit eine 

unpolitische Betätigung assoziiert werden sollte.36

Völkische Aktivitäten in den Bereichen Bildung, Erziehung und 

Schule

Völkische Siedler sind darauf ausgerichtet, ihre rechtsextremisti-

sche Weltanschauung auf Kinder und Jugendliche zu übertragen. 

Dieser generationenübergreifende Ansatz nimmt insbesondere in 

völkischen Familien einen hohen Stellenwert ein. Zur völkisch aus-

gerichteten Lebensweise gehört deshalb auch die Befassung mit 

pädagogischen Themen.

Die Herstellung einer Gruppenkonformität ist dabei als übergeord-

netes Ziel zu werten. Diese soll dazu dienen, die eigenen Kinder 

gegen die als schädlich empfundenen gesellschaftlichen Einflüs-

se zu immunisieren und sie im Sinne des eigenen extremistischen 

Weltbildes charakterlich zu festigen. Im Fall von schulpflichtigen 

Kindern ergibt sich daraus zwangsläufig ein Spannungsverhältnis 

zwischen der familiären bzw. außerschulischen Sozialisierung einer-

seits und der insbesondere im schulischen Lehrplan vorgesehenen 

Vermittlung demokratischer und pluralistischer Wertvorstellungen 

andererseits. Die Institution Schule ist aus (rechts-)extremistischer 

Perspektive oftmals ein Indoktrinationsinstrument des verhassten 

Staates bzw. ein Ort, an dem dieser den Schülerinnen und Schülern 

gezielt seine „Agenda“ von Toleranz, Multikulturalismus und Libe-

ralismus beibringt. Gleichzeitig ist eine elterliche Einflussnahme auf 

die in staatlichen Schulen vermittelten Inhalte nur schwer möglich.

Angesichts dieser kaum lösbaren Konfliktsituation erscheint es für 

viele extremistisch geprägte Erziehungsberechtigte folgerichtig, ihre 

Kinder dem staatlichen Schulbetrieb nach Möglichkeit zu entziehen. 

Im Berichtszeitraum sind diesbezüglich verschiedene Strategien und 

Vorgehensweisen völkischer Akteure festgestellt worden. So gab es 

in Einzelfällen Versuche der ideologischen Einflussnahme auf Schu-

len in freier Trägerschaft. 

36  Als „Wandervogel“ wird eine Jugendbewegung bezeichnet, die um 1900 entstanden ist 
und die den Beginn der Jugendbewegung in Deutschland darstellt. Ziel der Bewegung in 
dieser Zeit war es, mit Gruppen von Gleichaltrigen zu wandern.
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Freie Schulen verfügen mitunter über geringere Kontrollmechanismen, was Lernin-

halte, Lehrkörper und Anwesenheitspflichten betrifft. Aufgrund einer in der Regel 

geringeren Schülerzahl bieten sie gleichzeitig im Rahmen der Elternarbeit häufig 

ungleich höhere Beteiligungs- und Einflussmöglichkeiten als staatliche Schulen. In 

diesem Umfeld ist es etwa völkischen Siedlern eher möglich, ihre Ideologie subtil 

innerhalb der Eltern- und Lehrerschaft einzustreuen oder durch unterschiedliches 

Engagement in die schulischen Strukturen einzubringen. Mittelfristig kann dies zu 

einer Normalisierung bzw. Akzeptanz völkischer Ideologie führen. Innerhalb der 

Schulgemeinschaft lässt sich so ein Status erlangen, der es erleichtert, Einfluss auf 

bestimmte Lerninhalte und Unterrichtsabläufe zu nehmen. U. a. wurde versucht, 

völkische bzw. rechtsextremistische Schriften in den Schulalltag zu integrieren.

Aus dem völkischen Spektrum sind auch vermehrt Bemühungen festzustellen, 

Kinder gänzlich dem regulierten Schulbetrieb bzw. dessen Strukturen zu entzie-

hen und diese privat als sogenannte Freilerner zu unterrichten.

Eine herausgehobene Rolle sowohl in der Argumentation als auch in der Zielset-

zung von Bildung, Erziehung und Schule spielen für völkische Siedler die Schrif-

ten der „Anastasia-Bewegung“ und ein daraus abgeleitetes Pädagogikkonzept. 

Im Zentrum der Buchreihe steht die Idee der Gründung von autarken Familien-

landsitzen und deren Zusammenschluss. Die in den Büchern hergeleitete Ideolo-

gie besteht im Wesentlichen aus der fundamentalen Ablehnung der modernen 

Gesellschaft bzw. ihrer als überaus schädlich empfundenen Begleiterscheinun-

gen (Drogenkonsum, Kapitalismus, Krieg, Prostitution usw.). Als Gegenmodell 

wird das Idealbild einer natürlichen und naturverbundenen Lebensweise entwor-

fen. Gesellschaftlicher Pluralismus wird strikt abgelehnt, ethnische Homogenität 

und „Reinheit“ hingegen als das naturgewollte Idealbild präsentiert. Darüber 

hinaus enthalten die Schriften zahlreiche eindeutig antisemitische Passagen. In 

der Gesamtbetrachtung bietet die Buchreihe diverse Anknüpfungspunkte für 

die völkische Blut-und-Boden-Ideologie. 

In den „Anastasia“-Büchern sind die Themen Bildung und Erziehung von zentra-

ler Bedeutung. Bereits in „unseren“ Kindern sei „alles Wissen angelegt“, dessen 

Entfaltung aber durch die Einflüsse der modernen Welt verhindert werde. Diese 

vermeintliche Erkenntnis dient Anhängern der „Anastasia-Bewegung“ als Fun-

dament eigener Pädagogikkonzepte. 

Die relevanteste pädagogische Umsetzung der „Anastasia“-Ideologie ist das 

sogenannte Schetinin-Konzept. Im Jahr 1997 gründete der mittlerweile ver-

storbene russische Staatsbürger Michail Petrowitsch Schetinin in der südrussi-

schen Stadt Tekos eine von der „Anastasia“-Buchreihe inspirierte Schule. Das 

Pädagogikkonzept umfasst weder Lehrpersonal im engeren Sinn noch konkrete 
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Unterrichtsfächer. Kinder sind nach diesem Konzept sowohl Schü-

ler als auch Lehrer. Insgesamt soll eine ganzheitliche Schulbildung 

entstehen, die sich auf die nach Schetinin elementaren – aus den 

Lehren der „Anastasia-Bewegung“ abgeleiteten – Lebensbereiche 

erstreckt. Die Schetinin-Pädagogik hat mittlerweile auch in Deutsch-

land viele Unterstützer. Sie wird nicht zuletzt durch weitreichenstar-

ke Multiplikatoren aus völkischen Kreisen, aber auch aus der Szene 

der „Staatsdelegitimierer“ (Corona-Leugner, Querdenker usw.) ver-

breitet und beworben.

Im Bereich „Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staa-

tes“37 bildet die aktive Ablehnung des staatlich organisierten Schul-

systems ebenfalls ein zentrales Element. Nicht nur die vermittelten 

Inhalte, auch die Corona-Schutzmaßnahmen, mit denen die Schüle-

rinnen und Schüler während der Pandemie konfrontiert waren, sto-

ßen in diesem Milieu teilweise auf erheblichen Widerstand. In den 

vergangenen Monaten richtete sich dieser konkret gegen einzelne 

Schulen und Schulvertreter sowie gegen politische Entscheidungs-

träger und Wissenschaftler.

Im Milieu der Corona-Leugner und Querdenker ist deshalb ein 

verstärktes Interesse bzw. eine vermehrte Sympathie für alternati-

ve Konzepte und Methoden in Bezug auf Bildung, Erziehung und 

Schule zu erkennen, auch hinsichtlich der Schetinin-Pädagogik. 

Daraus ergeben sich wiederum Schnittmengen und Kontakte zum 

völkischen Spektrum.

In Niedersachsen sind bislang keine an der „Anastasia-Bewegung“ 

bzw. an der Schetinin-Pädagogik angelehnte Schulgründungen oder 

-gründungsversuche bekannt geworden. Allerdings wurden auch in 

Niedersachsen Seminare und Schulungen sogenannter Freilernen-

Ini tiativen festgestellt, die stark an der Schetinin-Pädagogik orien-

tiert sind. Ein wesentliches Ziel dieser Schulungen besteht darin, die 

Teilnehmenden in die Lage zu versetzten, ihre Kinder eigenständig 

bzw. zu Hause unterrichten zu können. 

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Im Zusammenhang mit der Bildung rechtsextremistischer Netz-

werke sind die durch mediale Berichterstattung wiederholt in den 

37  Siehe Kapitel 2.3 „Aktuelle Entwicklungen“.
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Blickpunkt gerückten sogenannten völkischen Siedler als ein eigen-

ständiges Phänomen zu betrachten. Aus den bisher zugänglichen 

Informationen ist abzuleiten, dass eine trennscharfe Zuordnung 

des aktiven Personenpotenzials zu einzelnen Organisationen nicht 

zielführend ist, um das gesamte Spektrum völkischer Akteure, den 

wechselseitigen Austausch und die Vernetzung untereinander 

sowie ideologische Gemeinsamkeiten umfassend analysieren zu 

können. 

Um diesem Anspruch gerecht zu werden, wurde das Sammelbeob-

achtungsobjekt „Völkische Personenzusammenschlüsse/Völkische 

Siedler in Niedersachsen“ eingerichtet. Es umfasst einen Perso-

nenkreis, den der völkische Siedlungsgedanke, das Engagement in 

rechtsextremistischen Zusammenschlüssen und eine gemeinsame 

Vergangenheit – u. a. in den verbotenen völkisch-rassistischen Orga-

nisationen „Heimattreue Deutsche Jugend e. V.“ (HDJ) und „Wiking 

Jugend“ (WJ) – miteinander verbindet. Diesen Personenkreis eint, 

dass die Indoktrination im völkischen Sinne innerhalb der Familien 

stark ausgeprägt ist. Dadurch entsteht ein geschlossenes System, 

aus dem eine Abkehr auch den Bruch mit der Familie bedingt. Ein-

geweihte Kreise versuchen, über verschiedene Ansatzpunkte ihr 

Gedankengut zu verbreiten, indem man sich in Vereinsstrukturen 

oder anderen lokalen Strukturen betätigt.

Durch ihre umfängliche Brauchtums- und Gemeinschaftspflege 

(Sonnenwendfeiern, Fahrten, Wanderungen, Oster-, Pfingst-, Som-

mer-, Winter- und Jahreswechsellager sowie Tanzveranstaltun-

gen und Theateraufführungen) tragen sie zur breiten Vernetzung 

innerhalb der rechtsextremistischen Szene bei und fördern gleich-

zeitig eine „gleichgeartete Gattenwahl“ als „Gewähr für gleich-

geartete Kinder“.38 Idealisiert wird die Großfamilie als „Keimzelle 

der Volksgemeinschaft“ mit überdurchschnittlich vielen Kindern, 

weil Kinderreichtum als Garant für den Fortbestand der „deutschen 

Volksgemeinschaft“ angesehen wird. Im Rahmen vorgeblich unpo-

litischer Freizeitangebote werden junge Menschen rechtsextremis-

tisch indoktriniert.

38  Vgl. das „Sittengesetz“ der völkischen Organisation „Die Artgemeinschaft – Germanische 
Glaubens-Gemeinschaft wesensgemäßer Lebensgestaltung e.V.“ (AG-GGG), das zusam-
men mit dem „Artbekenntnis“ in jeder Ausgabe der „Nordischen Zeitung“ abgedruckt ist. 
Unter Punkt 19 heißt es wörtlich: „Das Sittengesetz in uns gebietet gleichgeartete Gatten-
wahl, die Gewähr für gleichgeartete Kinder.“
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Abgelegene Orte eigenen sich besonders für Vernetzungs- und 

Schulungszentren sowie für erlebnisorientierte Lager, Fahrten und 

Wanderungen, die abseits der urbanen Zentren überwiegend unge-

stört durchgeführt werden können. Die Lager sind eine Mischung 

aus Märschen und Mutproben, Überlebens- und Kampftraining. 

Bereits ab einem Alter von sieben Jahren („lagerfähigem Alter“) 

werden Kinder und Jugendliche indoktriniert und Eigenschaften wie 

Disziplin, Treue, Kameradschaft, Pflichtbewusstsein, Abhärtung und 

Stärke trainiert. Das Erleben von Gemeinschaft und das Kennenler-

nen von Gleichgesinnten werden nachhaltig gefördert. 

Ein durch völkische Familien angestrebter Entzug von Kindern und 

Jugendlichen aus dem staatlichen Schulbetrieb könnte zu einer 

weiteren Abschottung der Familienverbünde und damit einherge-

hend zu einer Festigung rechtsextremistischer Einstellungsmuster 

beitragen. 

Darüber hinaus besteht der Grundsatz der Wehrhaftigkeit, die mit 

einer Affinität zur Selbstverteidigung, zum Kampfsport und zu Waf-

fen einhergeht. Gerade im ländlichen, wald- und wiesenreichen Raum 

bestehen Jagdgemeinschaften. Eine Vielzahl der dort lebenden völki-

schen Siedler ist daher im Besitz von waffenrechtlichen Erlaubnissen.

Siedlungsprojekte sind in der rechtsextremistischen Szene immer 

wieder diskutiert und initiiert worden. Über die regionalen Ansätze 

hinaus ist es bislang aber zu keiner flächendeckenden Realisierung 

gekommen. Siedlungsbestrebungen liegen dann vor, wenn Akteure 

aus dem rechtsextremistischen Spektrum gezielt versuchen, Rück-

zugsräume für eine – häufig bäuerlich ausgerichtete Lebensgestal-

tung – zu schaffen, indem dünnbesiedelte Regionen durch Zuzug 

und/oder ideologische Prägung vereinnahmt werden. Der ländliche 

Raum eignet sich aufgrund niedriger Immobilienpreise und seiner 

teilweisen Abgeschiedenheit für ein derartiges Lebensmodell in 

besonderer Weise. Zugleich bilden diese Regionen die zentralen 

Aktions- und Rückzugsorte von völkischen Siedlern. 

In einer Gesamtbetrachtung haben „Völkische Personenzusammen-

schlüsse/Völkische Siedler“ keinen prägenden Einfluss auf die ideolo-

gische Entwicklung des Rechtsextremismus. Allerdings können sie mit 

ihren ausgrenzenden Positionen zur Belastung für das gesellschaftli-

che Zusammenleben auf lokaler Ebene werden. Präventionsansätze 

müssen deshalb unter Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure 
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auf die jeweilige Situation vor Ort zugeschnitten sein. Dem Verfas-

sungsschutz obliegt es, zu beobachten und zu analysieren, ob sich 

aus dem Zusammenwirken völkischer Siedler dynamische Netzwerk-

strukturen von überregionaler Bedeutung herausbilden.

2.12 Reichsbürger & Selbstverwalter
 

Sitz/Verbreitung Niedersachsenweit

Gründung/

Bestehen seit

In unterschiedlichen Ausprägungen bereits seit Jahrzehnten.

1985 Gründung der ersten konkreten Reichsbürgergruppie-

rung, der „Kommissarischen Reichsregierung“ (KRR) in Berlin.

Struktur/

Repräsentanz

Örtlich und regional unterschiedlich ausgeprägte Strukturen 

in Form von lokal agierenden, autark handelnden Einzel-

personen und Gruppierungen; hinzu kommen überwiegend 

virtuelle Präsenzen.

Mitglieder/Anhänger/

Unterstützer

Niedersachsen: 900   

davon etwa 50 Rechtsextremisten  

Veröffentlichungen Web-Angebote: Internetseiten, Blogs, Profile in sozialen Netz-

werken; Broschüren, Aufkleber, Flugblätter, Formularschreiben

Kurzportrait/Ziele „Reichsbürger und Selbstverwalter“ sind Gruppierungen oder 

Einzelpersonen, die aus unterschiedlichen Motiven und mit un-

terschiedlichen Begründungen die Existenz der Bundesrepublik 

Deutschland und deren Rechtssystem ablehnen. Dabei berufen 

sie sich u. a. auf das historische Deutsche Reich, verschwörungs-

theoretische Argumentationsmuster oder ein selbst definiertes 

Naturrecht. Den demokratisch gewählten Repräsentanten spre-

chen sie die Legitimation ab oder sie definieren sich in Gänze als 

außerhalb der Rechtsordnung stehend und sind deshalb bereit, 

Verstöße gegen die Rechtsordnung zu begehen.

Finanzierung Beiträge der Anhänger und Mitglieder, teilweise Vermarktung 

und Verkauf von Reichsbürgerutensilien wie Autokennzei-

chen, Ausweise, Dokumente o. Ä.
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Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

Als „Reichsbürger und Selbstverwalter“ werden Einzelpersonen 

und informell organisierte Gruppierungen sowie virtuelle Netzwer-

ke bezeichnet, deren zentrales organisationsübergreifendes bzw. 

personenübergreifendes Ideologieelement die fundamentale Ableh-

nung der Bundesrepublik Deutschland als Staat, seiner gesamten 

Rechtsordnung und deren Repräsentanten ist. Diese Überzeugung 

ist eng verknüpft mit einem verschwörungsideologischen Weltbild 

und der Vorstellung, die Bundesrepublik Deutschland sei kein sou-

veräner Staat. Über diese verbindenden Ideologieelemente hinaus, 

stellt sich die Szene der „Reichsbürger und Selbstverwalter“ als 

äußerst heterogen und uneinheitlich dar.

„Reichsbürger“ sind überzeugt, weiterhin und ausschließlich Ange-

hörige eines „Deutschen Reiches“ zu sein und nicht Bürger der 

Bundesrepublik Deutschland. Je nach Gruppierung oder Person 

werden unterschiedliche historische Bezugspunkte, insbesondere 

die Jahre 1871, 1914 und 1937, für die „Reorganisation des Deut-

schen Reiches“ angeführt. Gemeinsam ist allen der Rückgriff auf 

einen historischen und undemokratischen deutschen Staat sowie 

auf Grenzverläufe als Hoheitsgebiet, die deutlich über das Staatsge-

biet der Bundesrepublik Deutschland hinausgehen. An die Stelle der 

aktuellen Staatsform und seiner institutionellen Ordnung soll eine 

eigene selbsternannte „Reichsregierung“ treten, die in Zukunft die 

Regierungsgeschäfte für Deutschland führen soll.

Bei den „Selbstverwaltern“ handelt es sich um eine Gruppe von 

zumeist Einzelpersonen, die im Gegensatz zu „Reichsbürgern“ nicht 

vom Weiterbestehen des Deutschen Reiches überzeugt sind. Die 

„Selbstverwalter“ behaupten, sie könnten durch eine Erklärung ihrer-

seits oder durch den Rückgriff auf ein selbstdefiniertes Naturrecht aus 

der Bundesrepublik Deutschland austreten oder sie verneinen deren 

Existenz komplett. Einige „Selbstverwalter“ gehen so weit, eigene 

Staatsgebilde auszurufen und ihr Haus oder Grundstück als souverä-

nes Staatsgebiet zu proklamieren. Die Grenzen zwischen „Reichsbür-

gern“ und „Selbstverwaltern“ sind fließend und bei vielen Personen 

vermischen sich Argumentationsmuster aus beiden Bereichen. Eine 

scharfe Trennung ist daher in der Praxis häufig nicht möglich.

Aus der fundamentalen Ablehnung des Staates, seiner Behörden 

und Institutionen heraus sehen „Reichsbürger und Selbstverwalter“ 
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sich nicht an die Gesetze der Bundesrepublik gebunden, erkennen 

die geltende Rechtsordnung nicht an und leisten Widerstand gegen 

ordnungsgemäßes behördliches Handeln. Damit sind hinreichend 

tatsächliche Anhaltspunkte für extremistische Bestrebungen der 

„Reichsbürger und Selbstverwalter“ vorhanden. Diese sind vor 

allem in der grundsätzlichen Ablehnung der verfassungsmäßigen 

Ordnung der Bundesrepublik Deutschland zu sehen. Dabei vertreten 

nicht alle „Reichsbürger und Selbstverwalter“ per se rechtsextre-

mistische Ansichten und können so nur zum Teil dem Phänomen-

bereich Rechtsextremismus zugeordnet werden. Ausgehend von 

Verschwörungstheorien kommen bei einem Teil der „Reichsbürger 

und Selbstverwalter“ Ideologieelemente des Rechtsextremismus wie 

Antisemitismus, Rassismus und völkische Vorstellungen zum Tragen. 

Diese begründen in ihren jeweiligen Ausprägungen ebenfalls hin-

reichend tatsächliche Anhaltspunkte für extremistische Bestrebun-

gen. Im Ergebnis richten sich „Reichsbürger und Selbstverwalter“ 

gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, insbesondere 

gegen das Demokratieprinzip und den demokratischen Rechtsstaat 

(Art. 20 GG) sowie in Teilen gegen die im Grundgesetz verbrieften 

Freiheits-, Gleichheits- und Menschenrechte (Art. 1 – 4 GG). Sie sind 

damit verfassungsfeindlich und erfüllen die Voraussetzungen für 

eine Beobachtung nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG.

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Aufgrund ihrer fundamentalen Ablehnung des Rechtsstaates zeich-

nen sich „Reichsbürger und Selbstverwalter“ durch ein beson-

deres Maß an Renitenz gegenüber staatlichen Institutionen und 

Maßnahmen aus. Angefangen mit dem massenhaften Versand 

von Schriftstücken per E-Mail, Fax oder auf dem Postweg (soge-

nannte Vielschreiberei) über Beleidigungen und Bedrohungen bis 

zu gewalttätigen Verhaltensweisen versuchen „Reichsbürger und 

Selbstverwalter“ auf Behörden und deren Mitarbeitende einzuwir-

ken, um staatliche Maßnahmen zu verhindern oder zu erschweren. 

Die Entrichtung von Steuern, Gebühren und Abgaben verweigern 

„Reichsbürger und Selbstverwalter“ regelmäßig.

Die Aktivitäten der Szene gipfeln in der Errichtung verschiedener 

„Regierungen“, „Verwaltungen“ bis hin zur Ausrufung eigener König-

reiche oder Staaten. Hierzu zählen auch die von „Reichsbürgern und 
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Selbstverwaltern“ angeblich „reaktivierten“ oder „reorganisierten“ 

Gemeinden. So bezeichnen sie Ortschaften, wenn sie diese für unab-

hängig erklären bzw. eine eigene Verwaltung für diese Gemeinden 

beanspruchen. Einige „Reichsbürger“ zeichnen sich zudem durch 

die Erstellung und Verwendung von Phantasiedokumenten aus. Es 

wird versucht, eigene selbst produzierte „Reichsführerscheine“ oder 

„Reichspersonenausweise“ im offiziellen Rechtsverkehr zu verwen-

den. Der Verkauf solcher fiktiven Dokumente stellt zudem für einzelne 

Personen aus der Reichsbürgerszene eine lukrative Einnahmequelle 

dar.

Die Reichsbürgerszene insgesamt verfügt über ein außerordentlich 

hohes Sendungsbewusstsein und vertritt ihre Ideologie offensiv 

nach außen. Zur Verbreitung ihrer Ideen und um andere Menschen 

für die eigene Sache zu gewinnen, greifen sie vorzugsweise auf das 

Internet zurück. Dabei dienen vor allem umfangreiche selbst erstell-

te Websites und Soziale Medien als Verbreitungsplattformen für die 

eigenen Inhalte. In letzter Zeit werden zunehmend auch Messen-

ger-Dienste wie Telegram genutzt. Lokale Stammtische und andere 

niedrigschwellige persönliche Treffen dienen ebenfalls dazu, andere 

Menschen an die Reichsbürgerideologie heranzuführen und sich 

untereinander zu vernetzen.

Unter „Reichsbürgern und Selbstverwaltern“ ist seit vielen Jahren 

eine ausgeprägt pro-russische Haltung verbreitet. In der Kommen-

tierung des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine zeigt sich die 

Heterogenität der Szene deutlich. Es überwiegt ein Bild von Russ-

land, mit einem vermeintlich starken Staatsoberhaupt, militärischer 

Potenzialität und nationalistischen Interessen, welches „Reichsbür-

gern und Selbstverwaltern“ als idealtypisches Staatsgebilde gilt. 

Zudem ist die kritiklose Übernahme russischer Staatspropaganda in 

diesen Kreisen verbreitet. Im Gegensatz dazu wird in einem Video 

der Internetpräsenz „staatenlos.info“, die dem Reichsbürgermilieu 

zuzuordnen ist, das transnationale Verteidigungsbündnis NATO als 

schwach und jüdischen Interessen unterworfen dargestellt. Hierin 

spiegelt sich der Antisemitismus der Reichsbürgerszene wider.39 

39  Vgl. „Was ist, wenn Putin die Ukraine nicht angreift?“, in: „staatenlos.info“; abgerufen auf 
„rutube.ru“ am 18.11.2022.
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Gewaltpotenzial und Verhältnis zu Waffen

Bei einem Teil der „Reichsbürger und Selbstverwalter“ führt die absolute 

Ablehnung der Legitimität staatlichen Handelns als weitere Eskalations-

stufe zu aggressiven und gewalttätigen Verhaltensweisen gegenüber 

Gerichten, Behörden und insbesondere Polizeibeamten. Immer wieder 

haben „Reichsbürger“ körperliche Gewalt angedroht und tatsächlich 

auch ausgeübt. Exemplarisch seien hier die Schusswechsel von „Reichs-

bürgern“ mit der Polizei in Bayern und Sachsen-Anhalt genannt, bei 

denen am 19.10.2016 im bayerischen Georgensgmünd (Landkreis 

Roth) ein Polizeibeamter durch einen „Reichsbürger“ erschossen 

wurde. Auch in Niedersachsen haben sich „Reichsbürger“ bereits mit 

körperlicher Gewalt, zum Teil auch unter Einsatz von Waffen, gegen 

staatliche Maßnahmen zur Wehr gesetzt. Beispielhaft hierfür ist das 

Verhalten einer Familie aus dem Landkreis Hameln-Pyrmont, die in den 

Jahren 2018 und 2019 wiederholt mit Behördenvertretern in Konflikt 

geraten war. Zwei Familienmitglieder wurden im Februar 2020 wegen 

Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte, gefährlicher Körperverlet-

zung und versuchter Gefangenenbefreiung zu Freiheitsstrafen verur-

teilt. Aus der staatsablehnenden Grundhaltung der „Reichsbürger und 

Selbstverwalter“ lässt sich ableiten, dass sich derartige Widerstands-

handlungen wiederholen dürften.

Angehörige der Reichsbürgerszene weisen allgemein eine Affini-

tät zu Waffen auf. Durch die Bereitschaft von „Reichsbürgern und 

Selbstverwaltern“, ihren eigenen Staatsvorstellungen teilweise auch 

mit Gewalt Nachdruck zu verleihen bzw. sich bestehendem Recht 

und Gesetz zu widersetzen, stellt der Waffenbesitz eine potenzielle 

Gefahr für den demokratischen Rechtsstaat und dessen Repräsen-

tanten dar. Um das Gefahrenpotenzial zu minimieren, werden waf-

fenrechtliche Erlaubnisse, soweit rechtlich möglich, entzogen, sobald 

eine Zugehörigkeit zur Reichsbürgerszene bekannt wird. Eine waffen-

rechtliche Erlaubnis setzt voraus, dass der Erlaubnisinhaber die erfor-

derliche waffenrechtliche Zuverlässigkeit besitzt. Diese Zuverlässigkeit 

ist jedoch im Fall einer Zugehörigkeit zur Reichsbürgerszene und der 

darin immanenten Ablehnung des geltenden Rechts zu verneinen. 

In Niedersachsen wurden aus diesem Grund bereits mehreren Per-

sonen die waffenrechtlichen Erlaubnisse entzogen. Die Überprüfung 

von Personen mit einer entsprechenden Genehmigung, die zugleich 

Bezüge zur Reichsbürgerideologie aufweisen, erfolgt fortlaufend und 
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wurde seit der normierten Regelabfrage im Waffenrecht intensiviert. 

Bundesweit wurden unter Mitwirkung der Verfassungsschutzbehör-

den seit 2016 bei „Reichsbürgern und Selbstverwaltern“ mehr als 

1.000 waffenrechtliche Erlaubnisse eingezogen oder widerrufen. 

Reichsbürgergruppierungen in Niedersachsen

Die Reichsbürgerbewegung in Niedersachsen ist in sich äußerst 

heterogen und durch wenig greifbare Strukturen oder Organisa-

tionen geprägt. Gemeinsame ideologische Überzeugungen und 

Argumentationsmuster dienen als einende Klammer innerhalb des 

Reichsbürgermilieus.

Als bekannteste Gruppierung mit Strukturen in Niedersachsen gilt 

weiterhin die am 04.05.2004 in Hannover gegründete „Exilregie-

rung Deutsches Reich“ aus dem Raum Hildesheim. Diese vertritt 

unter der Leitung ihres selbsternannten „Reichskanzlers“ Norbert 

Rudolf Schittke die Ansicht, dass es „nur einen deutschen Staat, 

das Deutsche Reich in den Grenzen vom 31.12.1937“40 geben könne 

und das „Deutsche Reich“ somit fortbestehe. Der Bundesrepub-

lik Deutschland wird die staatliche Souveränität und Legitimation 

abgesprochen; diese sei lediglich ein „provisorisches (besatzungs-

rechtliches!) Selbstverwaltungskonstrukt“.41 Die Organisation trat in 

den letzten Jahren nicht mehr öffentlich in Erscheinung. Ihr Wir-

ken beschränkt sich auf den mit aktuellen Beiträgen versehenen 

Internetauftritt.

Am 28.06.2022 nahmen rund zehn Personen an einer Veranstal-

tung der Reichsbürgergruppierung „Königreich Deutschland“ in 

Bramsche (Landkreis Osnabrück) teil. Für die Vortragsveranstaltung 

mit dem Titel „Einführungsvortrag ‚Gemeinwohlstaat der Zukunft‘“ 

hatten vorab etwa 40 Personen ein Teilnahmeinteresse bekundet. 

Das „Königreich Deutschland“ versteht sich als „völkerrechtskonfor-

mer neuer deutscher Staat“ und wirbt u. a. damit, dass die „Bürger“ 

des „Königreichs“ von der Steuerpflicht gegenüber der Bundesre-

publik Deutschland befreit sind. Durch sogenannte Gemeinwohl-

kassen soll die Finanzierung des „Königreichs“ erfolgen. Dessen 

40  Internetseite der Organisation „Exilregierung Deutsches Reich“ („Die Entstehung der ‚Bun-
desrepublik Deutschland‘, ‚BRD‘“).

41  Frühere Internetseite der Exilregierung Deutsches Reich („Die Entstehung der ‚Bundesre-
publik Deutschland‘, ‚BRD‘“).
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eigenverwaltetes „Staatsgebiet“ entstehe durch den Aufbau lokaler, 

autarker Strukturen mit der Bezeichnung „Gemeinwohldörfer“. In 

Niedersachsen sind bisher nur sehr vereinzelt Aktivitäten der Grup-

pierung „Königreich Deutschland“ zu verzeichnen. Bereits im Jahr 

2021 hatte die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen (BaFin) den 

Betreibern der „Gemeinwohlkassen“ die Anbahnung, den Abschluss 

und die Abwicklung von Bank- und Versicherungsgeschäften unter-

sagt. Der aus Sachsen-Anhalt stammende Hauptprotagonist der 

Organisation, deren Betätigungsfeld vor allem in den ostdeutschen 

Bundesländern zu verorten ist, sieht sich mit dem Vorwurf der Berei-

cherung bzw. der finanziellen Benachteiligung der Einzahlenden in 

die „Gemeinwohlkassen“ konfrontiert. 

Im September 2022 sprach das Landgericht Oldenburg einen 

Anhänger der Reichsbürger-Szene wegen Schuldunfähigkeit frei und 

entschied, den Mann in einer psychiatrischen Klinik unterzubringen, 

da er für die Allgemeinheit als gefährlich eingeschätzt wurde. Der 

unter der selbst gegebenen Bezeichnung „SHAEF-Commander“ 

agierende Reichsbürger geriet in das Blickfeld der Ermittlungsbe-

hörden, nachdem er bundesweit zur angeblichen Durchsetzung der 

alliierten Gesetzgebung willkürliche Todesurteile verhängte und 

diese auf einschlägigen Internetseiten veröffentlichte. Die Reichs-

bürgergruppierung „S.H.A.E.F.“42 bezieht sich auf eine historische 

Institution, die zum Ende des Zweiten Weltkrieges eingerichtet wur-

de, und verbindet die sogenannten S.H.A.E.F.-Gesetze mit der unter 

Reichsbürgern verbreiteten Vorstellung, Deutschland sei weiterhin 

ein von den Alliierten besetzter, nicht souveräner Staat. 

Die vom Bundesminister des Innern, für Bau und 

Heimat am 19.03.2020 verbotene und aufgelöste 

Reichsbürgervereinigung „Geeinte deutsche Völker 

und Stämme“ (GdVuSt)43 ist im Berichtsjahr auch 

in Niedersachsen weiterhin aktiv gewesen. Vor 

dem Verbot war der Verein insbesondere durch 

verbal-aggressive Schreiben aufgefallen, die sich 

42  Die Abkürzung S.H.A.E.F. steht für „Supreme Headquarters Allied Expeditionary Forces“. 
Mit diesem Begriff wurde von 1943 bis Juli 1945 das Hauptquartier der alliierten Streitkräf-
te in Nordwest- und Mitteleuropa bezeichnet.

43  Vgl. Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, Pressemitteilung vom 19.03.2020: 
„Bundesinnenminister Seehofer verbietet mit ‚Geeinte deutsche Völker und Stämme‘ erst-
mals Reichsbürgervereinigung“.
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hauptsächlich an Vertreter von Ämtern und Ministerien gerichtet 

hatten. Die Vereinsmitglieder drohten Amtsträgern mit „Inhaftie-

rung“ und „Sippenhaft“ und setzten hohe fiktive Strafgebühren 

fest, für die die Amtsträger persönlich haften sollten. Auf der 

eigenen Internetseite wurde die Bundesrepublik Deutschland als 

minderwertige Staatsform und als Handelskonstrukt diskreditiert. 

Angestrebt wurde stattdessen ein alternatives, angeblich „natur-

staatliches“ Rechtssystem.

Auf die fortgesetzten Aktivitäten im Zusammenhang mit den 

„Geeinten deutschen Völkern und Stämmen“ folgten im Mai 2022 

exekutive Maßnahmen gegen Führungspersonen und Mitglieder. 

Davon betroffen waren auch zwei Personen aus Niedersachsen. 

Ihnen und den weiteren Beschuldigten wurde vorgeworfen, gegen 

das Vereinigungsverbot gem. §  85 StGB verstoßen zu haben. 

Sowohl Führungspersonen als auch Mitglieder agierten fortgesetzt 

im Namen der Organisation. Neben Durchsuchungsbeschlüssen 

erließ das Amtsgericht Lüneburg einen Haftbefehl gegen eine Frau 

aus Hannover, die als Führungsperson der „Geeinten deutschen Völ-

ker und Stämme“ gilt und in dieser Funktion auch nach dem Verbot 

bundesweit aktiv gewesen ist. Das Gerichtsverfahren vor dem Land-

gericht Lüneburg endete im November 2022 mit einer Verurteilung 

wegen Volksverhetzung und einer Haftstrafe von drei Jahren und 

sechs Monaten. Gegen dieses Urteil hat die beklagte Reichsbürgerin 

das Rechtsmittel der Revision eingelegt. 

Am 07.12.2022 mündete ein Ermittlungsverfahren des Generalbun-

desanwalts wegen der Bildung einer terroristischen Vereinigung in 

Exekutivmaßnahmen gegen insgesamt 54 beschuldigte Personen. 

Die Gruppe hatte sich die gewaltsame Beseitigung der verfassungs-

mäßigen Ordnung zum Ziel gesetzt. Hierzu gab es klandestine 

Vorbereitungshandlungen, um an einem „Tag X“ den Bundestag 

zu erstürmen. Die Bundesregierung sollte beseitigt und durch eine 

neue Regierung unter der Verantwortung eines der Hauptbeschul-

digten aus Hessen zu ersetzt werden. Als geistiges Fundament der 

Gruppe dienten im Reichsbürgermilieu verbreitete verschwörungs-

ideologische Erzählungen, mit denen die Nichtanerkennung der 

Bundesrepublik Deutschland und ihrer Repräsentanten behauptet 

wird. Bei den Durchsuchungsmaßnahmen in elf Bundesländern 

sowie in Italien und Österreich wurden 25 Haftbefehle vollstreckt, 
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die gegen 22 Beschuldigte und drei Unterstützer verhängt worden 

waren. Im Rahmen der Durchsuchungen wurden zahlreiche Asser-

vate beschlagnahmt, deren fortdauernde Auswertung in das Ver-

fahren weiter einfließen wird. Unter den verhafteten Beschuldigten 

waren drei Personen aus Niedersachsen, die in Hannover, Vechelde 

(Landkreis Peine) und Alfeld (Landkreis Hildesheim) ansässig waren 

und nach der beabsichtigten Regierungsübernahme einflussreiche 

Positionen übernehmen sollten. Das Ermittlungsverfahren des Gene-

ralbundesanwalts findet im Jahr 2023 seine Fortsetzung und wird 

möglicherweise weitere exekutive Maßnahmen nach sich ziehen.

Neben diesen Organisationen existieren in Niedersachsen lokale 

Ableger und Vernetzungsstrukturen für deutschlandweit aktive 

Reichsbürgerorganisationen wie „Bismarcks Erben“, das „Amt für 

Menschenrecht“, die „Verfassungsgebende Versammlung“ und 

den „Vaterländischen Hilfsdienst“ („Ewiger Bund“). Diverse über-

regionale Klein- oder Kleinstgruppen aus der Reichsbürgerszene 

verfügen zudem über Anhänger in Niedersachsen. Zu nennen ist 

in diesem Zusammenhang das „Indigene Volk Germaniten“, dass 

über sogenannte Missionen die eigene Ideologie im Rahmen von 

Vortragsveranstaltungen zu verbreiten versucht. Die Gruppierung 

zeigt reichsbürgertypisches Verhalten auch durch die Ausstellung 

pseudo-behördlicher Dokumente. 

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Seit Anfang des Jahres 2017 wird in Niedersachsen die Szene der 

„Reichsbürger und Selbstverwalter“ in ihrer Gesamtheit beobachtet. 

In den ersten Jahren zeigte sich auch in Niedersachsen eine deutli-

che Zunahme der Aktivitäten der Reichsbürgerszene. Die Mehrheit 

der dabei handelnden Personen gehörte bereits seit Längerem dem 

Reichsbürgerspektrum an. Vor etwa zwei Jahren hat sich diese Ent-

wicklung umgekehrt. Dieser Trend hat sich im Jahr 2022 nicht fort-

gesetzt. Das erfasste Personenpotenzial ist seitdem eher rückläufig. 

Der Rückgang des Personenpotenzials lag insbesondere daran, dass 

sich der Anfangsverdacht gegenüber einigen Personen nicht bestä-

tigt hatte bzw. Personen sich von der Szene wegen des behördlichen, 

medialen und öffentlichen Drucks wieder abgewandt hatten. Daher 

handelt es sich nicht um einen fest umrissenen Personenkreis. Viel-

mehr agieren bis dahin nicht als „Reichsbürger und Selbstverwalter“ 
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bekannte Personen im Sinne der ideologischen Ausrichtung, u. a. 

durch die anhaltende Versendung von Schriftstücken an diverse 

Empfänger oder durch die Begehung von Straftaten wie Beleidi-

gung, Belästigung, Bedrohung, Betrug, Urkundenfälschung oder 

durch Widerstandshandlungen und Gewaltdelikte. Wird ein weit-

gefasster Maßstab angelegt, liegt die Gesamtzahl der in Nieder-

sachsen auffällig gewordenen „Reichsbürger und Selbstverwalter“ 

weiterhin bei etwa 900 Personen. Von „Reichsbürgern und Selbst-

verwaltern“ im engeren Sinne ist in Niedersachsen von wenigen 

hundert auszugehen. 

Die in Niedersachsen wohnhaften „Reichsbürger und Selbstverwal-

ter“ stellen keine homogene Bewegung dar. Sie setzen sich vielmehr 

aus autark handelnden Einzelpersonen sowie aus kleinen Gruppen 

zusammen, die sich in ihrem Wesen zum Teil deutlich unterschei-

den. Das Spektrum erstreckt sich von esoterisch geprägten Gruppie-

rungen über völkisch-nationalistisch geprägte Gruppen bis hin zu 

rechtsextremistisch ausgerichteten Zusammenschlüssen. Eine strate-

gische Vernetzung der verschiedenen Gruppen oder Einzelpersonen 

ist bisher ebenso wenig zu erkennen wie eine gezielte Steuerung. 

Gemessen an dem Gesamtpotenzial an „Reichsbürgern und Selbst-

verwaltern“ liegt der Anteil an Personen mit einem geschlossenen 

rechtsextremistischen Weltbild bei etwa fünf Prozent. Die Verbrei-

tung von rechtsextremistischen Ideologiefragmenten und Narrativen 

ist jedoch bei einem größeren Teil der „Reichsbürger“ festzustellen. 

Insgesamt lebt die Szene der „Reichsbürger und Selbstverwalter“ 

in einer Parallelwelt geprägt von Verschwörungstheorien, die sich 

verfestigt und gegenüber der Außenwelt weitgehend verschließt.

Wie schon im letzten Jahr spielten auch 2022 die Proteste gegen die 

staatlichen Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie für 

die Szene der „Reichsbürger und Selbstverwalter“ in Niedersachsen 

eine wichtige Rolle. Insbesondere die damit einhergehende Verbrei-

tung von Verschwörungserzählungen in Messenger-Diensten und 

sozialen Netzwerken hat zu einer erhöhten Dynamik geführt. Der 

„Kampf gegen die Corona-Maßnahmen“ wurde von vielen „Reichs-

bürgern“ in der eigenen Kommunikation, z. B. in Schreiben, Aus-

sagen in Sozialen Medien und bei Demonstrationen, aufgegriffen 

und mit der eigenen Ideologie verbunden. Als Argument führen 

viele „Reichsbürger“ an, die Bundesrepublik Deutschland sei kein 
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legitimer Staat, weshalb sämtliche Beschränkungsmaßnahmen keine 

Rechtsgrundlage besäßen und mithin nicht zu befolgen seien. In ein-

schlägigen Kanälen auf Messenger-Diensten und bei entsprechen-

den Gruppen in den Sozialen Medien vermischen sich zunehmend 

Reichsbürgerthesen mit allgemeinen Verschwörungserzählungen 

und Protestaufrufen gegen die staatlichen Beschränkungsmaß-

nahmen. Angetrieben von der Dynamik des Protestgeschehens 

gegen die Corona-Politik haben sich in den Sozialen Medien und 

bei Messenger-Diensten diverse Mischszenen aus Anhängerinnen 

und Anhängern der Reichsbürgerideologie und weiteren, auch 

nicht ex tremistischen Personen aus dem Umfeld der Corona-Leug-

nerinnen und Corona-Leugner und Anhängerinnen und Anhänger 

anderer Verschwörungstheorien herausgebildet. Ebenso haben 

„Reichsbürger“ wiederholt an lokalen Demonstrationen gegen die 

Corona-Politik in Niedersachen teilgenommen.

Gerade zu dem stark radikalisierten Teil dieser Protestbewegung 

bestehen deutliche ideologische Schnittmengen. Der Glaube an 

ähnliche, im Kern oft antisemitische, globale Verschwörungserzäh-

lungen und die Überzeugung, das deutsche Volk oder der deut-

sche Staat seien nicht souverän, dient als verbindendes Element 

über die Szenegrenzen hinweg. Eine zunehmende Entgrenzung der 

Reichsbürgerszene in ideologischer und personeller Hinsicht ist die 

Folge. Viele „Reichsbürger“ vertreten neben eindeutigen Reichs-

bürgerthesen auch antidemokratische oder den Staat delegitimie-

rende Verschwörungserzählungen und Argumentationen aus der 

Corona-Leugner-Szene. Im Laufe des Jahres konnte der beginnende 

Wandel in der thematischen Ausrichtung des hieran anknüpfen-

den Protestgeschehens beobachtet werden. Analog zur medialen 

Berichterstattung verliert die Corona-Pandemie bei „Reichsbürgern 

und Selbstverwaltern“ an Bedeutung. Aktuelle Themen, die weite 

Teile der Gesellschaft beschäftigen, wie etwa steigende Inflations-

raten und Energiekosten oder Sorgen im Zusammenhang mit dem 

russischen Angriffskrieg auf die Ukraine ergänzen das bisherige 

Hauptthema. Die ernsthafte Auseinandersetzung mit den Themen 

steht weniger im Mittelpunkt als die Absicht, mit flexiblen Inhalten 

aktuelle gesellschaftliche Umbrüche und staats- bzw. demokra-

tieferne Haltungen in der Gesellschaft aufzugreifen, um weitere 

Anhänger für das eigene ablehnende Handeln zu gewinnen. Ein 
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ideologisch kohärentes Weltbild ist bei einem Teil der „Reichsbürger 

und Selbstverwalter“ nicht vorhanden.

Gleichzeitig werden Reichsbürgerthesen und Argumente in vie-

len im Zuge des Protestgeschehens neu entstandenen digitalen 

Kommunikationskanälen häufiger ohne Widerspruch geteilt und 

verbreitet. Diese stärkere Entgrenzung und Vernetzung über den 

Phänomenbereich hinaus führt dazu, dass eine alleinige Zuordnung 

von neu erfassten Personen zum Bereich der „Reichsbürger und 

Selbstverwalter“ teilweise nicht sinnvoll erscheint. In Anbetracht 

dieser Entwicklungen steht zu befürchten, dass Personen aus dem 

radikalisierten Umfeld demokratiefeindlicher Proteste mit einer 

hohen Affinität zu Verschwörungserzählungen, Anschluss in der 

Reichsbürgerszene finden und dort ein geschlossenes extremisti-

sches Weltbild entwickeln.

Durch die weitere Verbreitung der Reichsbürgerideologie sowie 

durch das ausgeprägte Sendungsbewusstsein und das gleichbleibend 

hohe Aktivitätsniveau von „Reichsbürgern und Selbstverwaltern“ 

ist die Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland erheblichen 

Beeinträchtigungen ausgesetzt. Verallgemeinernde Aussagen über 

eine etwaige gewalttätige Ausrichtung in Bezug auf dieses Perso-

nenpotenzial lassen sich wegen der Heterogenität der Szene nicht 

treffen. Gleichwohl besteht jederzeit die Möglichkeit, dass einzelne 

Personen vor allem im Umgang mit Behördenmitarbeitenden oder 

als Reaktion auf staatliche Maßnahmen zu Gewalt greifen, um ihre 

Anliegen durchzusetzen. Hinweise auf gezielte kriminelle oder gar 

terroristische Handlungen von einzelnen „Reichsbürgern und Selbst-

verwaltern“ liegen derzeit nicht vor. Gleiches gilt für den gezielten 

Aufbau von (verdeckt operierenden) Gruppen zum koordinierten 

Angriff auf staatliche Einrichtungen oder Mitarbeitende.

Der Niedersächsische Verfassungsschutz bietet mehrere Präven-

tions- und Informationsangebote zum Thema „Reichsbürger und 

Selbstverwalter“ an. Neben Vorträgen hält der Niedersächsische 

Verfassungsschutz ein Faltblatt mit dem Titel „Reichsbürger und 

Selbstverwalter“ vor, das auf der Webseite des Niedersächsischen 

Verfassungsschutzes zum Download zur Verfügung steht.
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